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Winfried Steffani

DreiBig Jahre Deutscher Bundestag

I. Der Deutsche Bundestag im Schnittpunkt von vier Systemen

In einer Hinsicht sind sich die Parlamente
der westlichen Demokratien im Verlauf der
letzten hundert Jahre nahezu gleich geblie-
ben: in der Anzahl ihrer Abgeordneten und
deren prinzipieller Rechtsgleichheit?!). Sonst
haben sich die Bedingungen ihrer Existenz
weitgehend, in einigen Bereichen sogar radi-
kal verandert. Heute miissen alle Parlamente
der westlichen Demokratien den Forderungen
eines Sozialstaates in hochentwickelten Indu-
striegesellschaften mit seinen komplexen in-
ternationalen Verflechtungen und Abhéangig-
keiten gerecht werden. Ein unterschiedliches
Gewicht dieser allgemeinen Herausforderung
in den einzelnen Staaten wird nicht zuletzt in
der unterschiedlichen GréBe und geopoliti-
schen Lage des jeweiligen Landes begriindet
sein, :

Neben diesen grundsitzlichen Gemeinsamkei-
ten aller modernen Parlamente stehen jedoch
nationale Besonderheiten. Zu den Besonder-
heiten des Deutschen Bundestages gehort vor
allem seine Stellung und Wirksamkeit inner-
halb eines komplizierten Vier-Systeme-Ge-
flechts, Die hier gemeinten, fiir die Tatigkeit
und das Selbstverstindnis des Bundestages
bedeutsamen vier Systeme lassen sich folgen-
dermafen skizzieren:

Da ist zundchst 1. die Tatsache, daB der Deut-
sche Bundestag im Gewaltenteilungssystem
des Grundgesetzes als Staatsorgan wverfas-
sungsrechtlich in betonter Eigenstdandigkeit
dem Staatsorgan Bundesregierung gegeniiber-
steht. Andererseits begriindet das Grundgesetz
2, ein parlamentarisches Regierungssystem mit
der Konsequenz, daB die verfassungsrechtli-
che Gewaltenteilung zwischen den Staatsor-
ganen Parlament und Regierung durch die
verfassungspolitische Gewaltenteilung zwi-
schen den Institutionen Regierungsmehrheit

) Dieser Aufsatz ist die erweiterte deutsche Fas-
sung eines Beitrages, den der Verfasser auf einer
amerikanidch-britisch-deutschen Konferenz zum
Thema ,The Role of the Legislature in Western
Democracies”, die vom 8. bis 10.Juni 1979 im
Selsdon Park Hotel in Surrey (Siidengland) statt-
fand, vorgetragen hat.

3

und Opposition iiberlagert wird. Hinzu tritt 3.
das féderative System der parlamentarischen
Bundesrepublik, was sowohl fiir die Kompe-
tenzen des Bundestages gegeniiber denen der
Lianderparlamente als auch fiir die des Bun-
destages gegeniiber dem Bundesrat, dem an-
deren Gesetzgebungsorgan auf Bundesebene,
von Bedeutung ist. SchlieBlich bildet 4. das
Verfassungssystem insofern eine weitere Sy-
stemebene, als das Grundgesetz die Einrich-
tung eines unabhdngigen Bundesverfassungs-
gerichts vorsieht, welches dariiber zu wachen
hat, daB kein Staatsorgan auf Kosten eines
anderen die Grenzen der Verfassung miBach-
ten darf — auch das Parlament nicht.

Im Rahmen dieser vier Systeme erscheint der
Bundestag demnach einmal als Kontrahent
der Regierung, einmal als Austragungsort der
Kontroversen zwischen Regierungsmehrheit
und Opposition, einmal als Partner oder Kon-
kurrent des Bundesrates und einmal als ein
Staatsorgan, das sich dem Urteil des Bundes-
verfassungsgerichts zu beugen hat. Der Bun-
destag ist in seiner Arbeit stets durch die
Wirkungsweise aller vier Teilsysteme ge-
prdgt. Er kann sich keiner der genannten Sy-
stemebenen entziehen. Es wdre daher auch
verfehlt, den Bundestag einer ,eindimensio-
nalen” Analyse zu unterziehen. Vielmehr
kann eine Untersuchung des Wandels des
Bundestages im politischen System der Bun-
desrepublik nur dann sinnvoll vorgenommen
werden, wenn zumindest diese vier Teilsy-
steme bzw. Systemebenen in ihrem Zusam-
menwirken beachtet bleiben.

Da jedes dieser Teilsysteme im Laufe der
Zeit mehr oder weniger bedeutsamen Ande-
rungsprozessen unterliegt, die keineswegs auf
allen Ebenen der gleichen Grundtendenz fol-
gen missen, war der Bundestag in unter-
schiedlichen Zeitabschnitten auch in recht
verschiedenartige Systemkombinationen ein-
bezogen. Tatsachlich lassen sich bei einem
Riickblick auf die ersten dreifiig Jahre Deut-
scher Bundestag drei signifikante, jeweils
durch eine Reihe besonderer Merkmale ge-
kennzeichnete Systemkombinationen unter-
scheiden: 1. Die Phase der CDU/CSU-Regie-
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rungen bei SPD-Opposition von 1949 bis 1966,
2. die Phase der GroBen Koalition von 1966 bis
1969 und schlieBlich 3. die Phase der sozialli-
beralen Koalition von 1969 bis zur Gegen-
wart.

Bevor diese drei Phasen ndher beschrieben
werden, ist es angebracht, zundchst die ge.
nannten vier Systemebenen darzustellen. Die.
ser Darstellung sei wiederum ein knapper hi-
storischer Riickblick vorgeschaltet.

II. 108 Jahre deutscher Parlamentsgeschichte

Der Bundestag ist beides zugleich: Neube-
ginn und Fortsetzung deutscher Parlaments-
geschichte ®). Kontinuitdit und Wandel der
deutschen Parlamentsgeschichte auf Reichs-,
nationaler oder Bundesebene sind — wenn
man von der Paulskirchenversammlung 1848/
43 und der Entwicklung auf der Linderebene
absieht — vornehmlich durch drei Daten ge-
kennzeichnet: Die Jahre 1867, 1919 und 1949,
Im Jahre 1867 trat das erste deutsche na-
tionale Parlament unter dem Namen ,Reichs-
tag” in der spdteren Reichshauptstadt Berlin
zusammen. 1919 setzte der Reichstag als das
Parlament der ersten demokratischen Repu-
blik unter wvéllig verdnderten Bedingungen
seine Arbeit dort. Im September 1949 konnte
die Geschichte des nationalen Parlaments
nach der totalen Niederlage, dem Zerfall des
Deutschen Reiches im Mai 1945, und der par-
lamentslosen Frithphase der Besatzungszeit in
der provisorischen Hauptstadt Bonn unter der
Bezeichnung ,Deutscher Bundestag" wieder
fortgefiihrt werden. Diese im Vergleich zu an-
deren westlichen Demokratien relativ kurze
Parlamentsgeschichte — 78 Jahre Reichstag
und 30 Jahre Bundestag — hat dennoch in
der Arbeitsweise des Bundestages und im
Verhéltnis von Parlament und Regierung be-
merkenswerte Spuren hinterlassen.

In den ersten fiinfzig Jahren der nun hun-
dertacht Jahre wiahrenden Parlamentsge-
schichte war der Deutsche Reichstag ein Par-
lament in einer konstitutionellen Monarchie.
. Der Reichstag wirkte zwar als zweite Kam-
mer gleichberechtigt neben dem Bundesrat an
der Gesetzgebung mit, er konnte jedoch die
Reichsregierung (den Reichskanzler) weder
einsetzen noch aus politischen Griinden ab-
berufen.

%) Einen Uberblick bietet Gerhard Loewenberg,
Parlamentarismus im politischen System der Bun-
desrepublik Deutschland, Tiibingen 1969, Kapi-
tel II: Tradition und Wandel, S.25—65. Siehe auch
die Beitrdge von Walter Tormin in dem Monu-
mentalwerk von Max Schwarz: MdR — Biographi-
sches Handbuch der deutschen Reichstage, Han-
nover 1965.
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Da Demokratie und Monarchie nur im Rah-
men eines parlamentarischen Regierungssy-
stems miteinander vereinbar sind, bedeutete
das demokratische Wahlrecht zum Reichstag,
das sowohl seit 1867 im Norddeutschen Bund
wie nach 1871 im Kaiserreich galt, nur einen
ersten Schritt auf dem Wege zur Demokrati-
sierung des politischen Systems. Von einer
Demokratie konnte daher erst nach vollzoge-
ner Parlamentarisierung die Rede sein. Als
diese Parlamentarisierung in den letzten
Kriegstagen am 28. Oktober 1918 auf Empfeh-
lung der deutschen Heeresleitung eingefiihrt
wurde, befand sich das Kaiserreich bereits im
Zustand der Agonie.

Nachdem am 9. November 1918 in Berlin die
Republik ausgerufen worden war, war damit
grundsitzlich der Weg sowohl fiir eine parla-
mentarische als auch fiir eine prasidentielle
Demokratie geebnet. Die Nationalversamm-
lung entschied sich fiir das parlamentarische
System. Wiahrend der Bundesrat abgeschafft
und ihm im Reichsrat lediglich ein schwacher
Nachfolger gegeben wurde?), stellte die
Weimarer Verfassung nun den Reichstag ne-
ben den Reichsprdsidenten in das institutio-
nelle Zentrum des Verfassungssystems.

Fiir die Parteien bedeutete das eine bisher
unbekannte Herausforderung. Im Parlament
des Kaiserreichs war es nicht die vornehm-
lichste Aufgabe der Parteien, eine Reichsre-
gierung im Amt zu halten. Der Reichskanzler
bedurfte fiir seine Amtsfiihrung des Vertrau-
ens des Kaisers, nicht des Reichstages. So-
weit die Fraktionen des Reichstages Disziplin
{ibten, war sie weltanschaulich bedingt und
beruhte nicht auf einem Erfordernis des Ver
fassungssystems. Mit der Einfithrung der par
lamentarischen Republik &nderten sich die
Rahmenbedingungen fundamental. Nun muf-

%) Dazu Theodor Eschenburg, Bundesrat — Reichs-
rat — Bundesrat: Verfassungsvorstellungen und
Verfassungswirklichkeit, in: Der Bundesrat als
Verfassungsorgan und politische Kraft, vom Bun-
desrat herausgegeben zu seinem 25jéhrigen Beste
hen, Bad Honnef/Darmstadt 1974, S. 35—62.



ten die Parteien im Parlament die politische
Leistung vollbringen, eine Regierung poli-
tisch zu tragen und moglichst lange im Amt
zu halten. Fraktionsdisziplin wurde zum sy-
stembedingten Erfordernis. Die Parteien muB-
ten sich als hinreichend koalitions- und
mehrheitsfahig erweisen, wenn der Reichstag
seinen Einfluf auf die Regierungsbildung und
die Amtsdauer der Kabinette verfassungspoli-
tisch sichern wollte. Einer derart systemnot-
wendigen Mehrheits- und Koalitionsdisziplin
konnte eine im wesentlichen weltanschaulich
motivierte Fraktionsdisziplin nur abtraglich
sein. Der Ubergang von der konstitutionellen
Monarchie zur parlamentarischen Republik
hatte fiir den Reichstag somit einen Rollen-
wandel zur Folge, dem die Parteien funktio-
nal jedoch nicht zu entsprechen vermochten.
Zehn Jahre nach Beginn der parlamentari-
schen Republik gerieten die demokratischen
Parteien in existentielle Bedréngnis. Im
Reichstag gab es zu den Parteien der Weima-

rer Koalition keine demokratische Alternati-
ve, nur eine systemfeindliche Opposition, an
ihrer Spitze Nationalsozialisten und Kommu-
nisten,

Kurz nach der Machtergreifung Hitlers im Ja-
nuar 1933 wurde der Reichstag durch das Er-
machtigungsgesetz vom 24. Médrz 1933, mit
dem eine verfassungsandernde Mehrheit des
Parlaments der Reichsregierung die Gesetzge-
bungsbefugnis zugestand, endgiiltig in den
Ruhestand versetzt. In den letzten zwolf Jah-
ren seiner formalen Weiterexistenz blieb der
Reichstag bis zum Ende des Hitlerreichs nur
noch als Auditorium fiir Fihrerreden beste-
hen.

Dem Zusammenbruch im Jahre 1945 folgte
auf nationaler Ebene bis 1949 das Interre-
gnum der parlamentslosen Zeit. Mit dem er-
sten Zusammentritt am 7. September 1949 be-
ginnt die Geschichte des Deutschen Bundes-
tages.

III. Gewaltenteilung zwischen Bundestag und Bundesregierung

Uber die Staatsgewalt heiBt es in Art. 20 Ab-
satz2 Satz2 GG: ,Sie wird vom Volke in
Wahlen und Abstimmungen und durch be-
sondere Organe der Gesetzgebung, der voll-
ziechenden Gewalt und der Rechtsprechung
ausgeiibt.” Die Formel von den ,besonderen
Organen” verweist auf ,klassische” Vorstel-
lungen von Gewaltenteilung, wie der organ-
schaftlichen Trennung von Parlament und Re-
gierung und deren jeweiliger relativer Eigen-
stindigkeit. Fand diese strikte Trennung im
Kaiserreich noch in der wverfassungsrecht-
lich vorgeschriebenen Inkompatibilitit von
Reichstagsmandat und Regierungsamt ihren
Ausdruck, so wurde diese Bestimmung im
parlamentarischen System der Weimarer Re-
publik zwar aufgehoben, aber immer noch
hdufig praktiziert. In der Bundesrepublik be-
steht demgegeniiber insoweit faktisch eine
enge Integration zwischen Parlament und Re-
gierung, als seit Bestehen der Bundesrepublik
fast alle Regierungsmitglieder zugleich Mit-
glieder des Bundestages waren bzw. sind ).

Das ist ein politisch bedeutsamer Tatbestand.
—

Y| Siehe hierzu die Analysen und tabellarischen
Ubersichten von Edzard Schmidt-Jortzig, Die Par-
lamentszugehérigkeit der Weimarer Reichsmini-
sler, in: Zeitschrift fiir Parlamentsfragen (ZParl),
1972, Heft 3, S.343—346, und: Die Bundestagszu-
gehdrigkeit der Bonner Minister, in: ZParl, 1974,
Heft 3, S, 313—315.

5

Er iberlagert den rechtlich bedeutsamen
Sachverhalt, daB Parlament und Regierung
eigenstdndige Organe sind. Welchem Prinzip
sollte optisch Ausdruck wverliechen werden,
dem politischen oder dem rechtlichen?

Das britische Unterhaus bevorzugte mit den
bekannten Konsequenzen das politische Prin-
zip: Durch die Sitzordnung und bei der Aus-
schuBarbeit wird die Trennung von Regie-
rungsmehrheit und Opposition betont, nicht
die zwischen Parlament und Regierung. Den
umgekehrten Weg beschritt der Deutsche Bun-
destag. Er folgte darin der Reichstagstradition:
Die Regierungsbank ist sichtbar vom Restpar-
lament abgehoben, die Trennung in Regie-
rungsmehrheit und Opposition ohne weiteres
nicht erkennbar, In den ersten Wahlperioden
des Bundestages schwebte die Regierungs-,
bank noch in erheblichen Héhen iiber den Ab-
geordnetensitzen. Es galt als eine Art Ver-
gangenheitsbewdltigung und Reformleistung,
als unter Bundestagspridsident Gerstenmaier
eines Tages die Sesselreihen der Minister um
ein paar Dezimeter gesenkt wurden und da-
mit die Distanz zwischen Parlament und Re-
gierung nicht mehr gar so gewaltig erschien.

Die verfassungsrechtliche Organtrennung ist
aber keineswegs nur von optischer Bedeu-
tung. Sie hat fir die Arbeitsweise des Bun-
destages weitreichende Konsequenzen. So
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bleiben Bundestagsabgeordnete, die ein Mini-
steramt {ibernehmen, bei der Sitzverteilung in
den Ausschiissen des Bundestages prinzipiell
unberiicksichtigt. Gleiches gilt fiir Abgeord-
nete, die das Amt eines parlamentarischen
Staatssekretdrs ibernehmen. Sie miissen zwar
Bundestagsabgeordnete sein und bleiben, um
ihr Amt ausiiben zu koénnen; es galt jedoch
als ein erheblicher Stilbruch, als zu Beginn
der sozialliberalen Koalition wegen der knap-
pen Mehrheitsverhdltnisse einige parlamenta-
rische Staatssekretdre stellvertretende Aus-
schuBmitglieder wurden.

Ein zum Minister avancierter Abgeordneter
verliert somit seinen Status als ordentliches
AusschuBmitglied, er gewinnt jedoch zu-
gleich bedeutsame Privilegien im parlamenta-
rischen ArbeitsprozeB. GemdB Art. 43 Abs. 2
GG diirfen die Mitglieder der Bundesregie-
rung und deren Beauftragte im Plenum wie in
den Ausschiissen das Wort ergreifen. Sie
miissen jederzeit gehért werden. Das Parla-
ment darf ihnen auch durch Mehrheitsbe-
schluB das Wort nicht entziehen.

Anfdanglich wurde die Redezeit der Regie-
rungsmitglieder bei der Verteilung der parla-
mentarischen Redezeit auf die einzelnen
Fraktionen iiberhaupt nicht beriicksichtigt.
Dadurch geriet die Opposition in einen er-
heblichen Nachteil. Es wurde so getan, als ob
die Regierung einem eigenstindigen Parla-
ment gegeniibertrete, in dem die Sprecher der
einzelnen Fraktionen zu der Haltung und Po-
litik der Regierung unabhdngig Stellung be-
ziehen, DaB tatsdchlich die Regierung und
die Parlamentsmehrheit eine politische Ak-
tionseinheit darstellen, der die Opposition ge-
geniibersteht, wurde auf Kosten der Gleich-
heitschance der Opposition in den Debatten
unberiicksichtigt gelassen. Hier hat sich erst
im letzten Jahrzehnt ein deutlicher Wandel
zugunsten der Opposition durchgesetzt, ob-
gleich auch heute noch keineswegs eine
Chancengleichheit zwischen Regierungsmehr-
heit und Opposition gegeben ist 9).

5) Hinweise bei Peter Schindler, Zum Streit um
die gerechte Redezeitverteilung, in: ZParl, 1971,
Heft 33, S. 253—258. — Der Verfasser hatte bereits
vor mehr als einem Jahr beim Bundestagsprasi-
denten angeregt, in gleicher Weise wie bei den
Protokollen des Britischen Unterhauses in den
wortlichen Protokollen des Bundestages die je-
weilige Uhrzeit des Beginns und Endes .einer Rede
im Plenum zu vermerken. So wiirden sich fiir je-
den Barger klare Ubersichten iiber die tatsdchli-
che Zeitverteilung im Parlament ergeben. Die Fra-
ge wird offenkundig immer noch uberpriift. Zwi-
schenzeitlich werden die Zeiten weiterhin nichtof-
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DaB sich nach geltendem Rechtsversténdnis
die Verfassungsorgane Parlament und Regie-
rung und nicht die politischen Verfassungsin.
stitutionen Regierungsmehrheit und Opposi-
tion gegeniiberstehen, wird vor allem in der
Geschéftsordnung deutlich. Die erste, in ih.
ren Grundziigen immer noch geltende Ge.
schéaftsordnung war im Reichstag des Kaiser-
reiches konzipiert und mit relativ geringfiigi-
gen Anderungen vom Reichstag der Weima-
rer Republik und schlieBlich im Jahre 195
vom Bundestag itibernommen worden. Diese
Geschiftsordnung kennt Minderheitsrechte,
keine Oppositionsrechte. Minderheitsrechte
konnen auch von einer Minderheit in der Re-
gierungskoalition bzw. Regierungsmehrheit
wahrgenommen werden ®). Spezielle Opposi-
tionsrechte, die ein Ausdruck dafiir wiren,
daB die Opposition als fundamental bedeutsa-
me Verfassungsinstitution anerkannt wird,
sind im deutschen Verfassungs- und Ge-
schédftsordnungsrecht bis heute unberiicksich-
tigt geblieben. Wohl hat das Bundesverfas.
sungsgericht bei seiner Interpretation der
«freiheitlichen demokratischen Grundord:
nung” des Grundgesetzes festgestellt, daB zu
den grundlegenden Prinzipien dieser Ordnung
.die Chancengleichheit fir alle politischen
Parteien mit dem Recht auf verfassungsmabi-
ge Bildung und Ausiibung einer Opposition®
gehoren?). Ungeachtet dessen konnte der
ehemalige Direktor beim Deutschen Bundes-
tag, Hans Trossmann, Ende der sechziger
Jahre einen grundlegenden Kommentar zur
Geschiftsordnung des Deutschen Bundestages
schreiben, in dem das Stichwort ,Opposition’
ebensowenig vorkommt wie in seinem neue-
sten  Geschiftsordnungskommentar®). Im
deutschen Parlamentsrecht fdllt die Opposi-
tion immer noch unter die allgemeine Kate:
gorie ,Minderheit".

fentlich festgehalten und nicht publiziert. Geheim:
sache des Parlaments? -

%) Einen erschopfenden Uberblick iiber die soge:
nannten ,absoluten Minderheitenrechtd” im Bun:
destag (Stand 1975) gibt Hans-Josef Vonderbeck,
Die Minderheitenrechte im Deutschen Bundestag
in: ZParl, 1975, Heft 2, S. 150—153.

7) SRP-Urteil vom 23.Oktober 1952, BVerfGE
Bd. 2, 8.12 f.

% Siehe hierzu die Arbeiten von Hans Tross
mann, Parlamentsrechte und Praxis des Deutschen
Bundestages — Kommentar in alphabetischer Ord-
nung ..., Bonn 1967; ders.,, Der Deutsche Bunqes'
tag — Vorgeschichte und Leistungen, Organisi
tion und Arbeitsweise, Darmstadt 1971; ders,, Par
lamentsrecht des Deutschen Bundestages — Kom:
mentar zur Geschéftsordnung des Deutschen Bur
destages unter Beriicksichtigung des Verfassungs
rechts, Miinchen 1977.



IV. Gewaltenteilung zwischen Regierungsmehrheit und Opposition

Das Grundgesetz hat den Bundestag und die
Bundesregierung nicht nur als ,besondere
Organe” geschaffen, sondern auch deren
Rechtsbeziehungen ndher geregelt. So muBf —
sehr im Gegensatz zur Weimarer Verfassung
— der Regierungschef (,Bundeskanzler”) vom
Bundestag gewdhlt werden (Art. 63 GG). Der
Bundeskanzler bestimmt zwar selbst die Richtli-
nien der Politik (Art. 65 Satz1 GG), er ist je-
doch in seiner Amtsfihrung vom Vertrauen
des Parlaments, das ihn aus politischen Griin-
den jederzeit abberufen kann, abhédngig
(Art. 67 GG). Damit sind die Grundlagen ei-
nes parlamentarischen Systems gegeben ?).

Wiahrend in der Weimarer Republik jedes
Regierungsmitglied vom Parlament abberufen
werden konnte, kann der Bundestag nur dem
Bundeskanzler sein MiBtrauen aussprechen, in-
dem er mit der Mehrheit seiner Mitglieder ei-
nen neuen Bundeskanzler widhlt. Das ,kon-
struktive” MiBtrauensvotum verlangt, daB
das negative Votum der Abberufung mit dem
positiven Votum der Neuwahl zusammenfal-
len muB. Dennoch ist der Bundestag gerade
in seinem Rechisverhaltnis gegeniiber der Re-
gierung das machtvollste Parlament der deut-
schen Geschichte, Der Bundestag ist das erste
deutsche Parlament, das allein entscheidet,
wer Bundeskanzler wird, und das nur unter
duflerst schwierigen Bedingungen aufgelost
werden kann.

Was als rechtliche Stiarkung des Bundestages
gegeniiber der Regierung gedacht war, hat
politisch das Gegenteil bewirkt: die starke Stel-
lung des Kanzlers und der Regierung. Die
Griinde hierfiir sind vor allem in der Wirk-
samkeit und Entwicklung des Wahl- und Par-
teiensystems zu finden. Dabei ist die Griin-
dung der CDU/CSU als massenmobilisieren-

de demokratische Volkspartei — parteien-
geschichtlich ein Ereignis von auBerordentli-
cher Bedeutung — an erster Stelle zu nen-

nen '), Fiir das Wechselverhiltnis von Re-

—

") Néheres hierzu und zum folgenden bei Win-
fried Steffani, Parlamentarische und prisidentielle
Demokratie — Strukturelle Aspekte westlicher
Demokratien, Opladen 1979, bes. S. 37 ff. und 87 ff.
") Die in jiingster Zeit besonders heftig aufge-
brochene Kontroverse um die Nominierung eines
Kanzlerkandidaten — die die CDU/CSU seit ihrer
Oppositionszeit kontinuierlich plagt — zeigt, wie
«empfindsam* und anfdllig dieses wundersame
Pa{teiengebilde CDU/CSU immer noch ist: eine
Union aus zwei Regionalparteien, von denen die
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gierungsmehrheit und Opposition nicht min-
der bedeutsam war die programmatische
Neuorientierung der SPD durch Annahme des
Godesberger Programms (1959) ).

In den Anfangsjahren schien es, als wiirde
sich in der Bundesrepublik das aufgesplitterte
Vielparteiensystem der Weimarer Republik
fortsetzen. So gab es zu Beginn des ersten
Bundestages neun Fraktionen und vier frak-
tionslose Abgeordnete. Bald setzte jedoch
eine bemerkenswerte Reduktion der Anzahl
der Fraktionen ein, Gab es im zweiten Bun-
destag (1953—1957) noch sechs Fraktionen
und im dritten (1957—1961) vier, so sind es
seit Beginn des vierten Bundestages (1961 bis
1965) bis zur Gegenwart nur noch drei (siehe
Tabelle).

eine (CDU) aus elf Landesverbdnden besteht (un-
ter ihnen setzt sich der Gebietsverband Nieder-
sachsen aus den drei Landesverbdanden Hannover,
Braunschweig und Oldenburg zusammen, so dafi
insgesamt 13 Landesverbdnde bestehen), die eine
erhebliche Eigenstdndigkeit gegeniiber der Bun-
desleitung besitzen und bedeutsame Koordina-
tionsprobleme aufwerfen, wahrend die andere Par-
tei (CSU) mit einem Landesverband bzw. Bundes-
land zusammenfdllt, bei den Wahlen von dieser
landsmannschaftlich-freistaatlichen Beschrdnkung
kriftig profitiert und das auf diese Weise gewon-
nene Gewicht auf Bundesebene gegeniiber der
«Schwesterpartei” maximal zur Geltung zu brin-
gen versucht — und dies auch recht gut versteht,
Wahrend die Regionalparteien CDU und CSU auf
Bundesebene lediglich in einer gemeinsamen
Fraktion im Bundestag eine Bundesorganisation
bilden, werden auf Parteiebene von der CSU (Mit-
gliederzahl Dezember 1978: 166 000) gegeniiber
der CDU (Mitgliederzahl Dezember 1978: 675 286)
halbparitatische Kooperationsanspriiche erhoben.,
Auf diese Weise werden von der CSU die Vor-
teile einer eigenstdndigen Partei und einer Lan-
desgruppe je nach Lage abwechselnd und einander
im Resultat potenzierend eingefordert: ,Halbpari-
tit* und ,Anspruch als gleichberechtigte Landes-
gruppe auf den gemeinsamen Kanzlerkandidaten"
sind die Stichworte fiir diese Doppelstrategie. Die
Union mufl mit diesen Problemen unter Beachtung
der demokratischen Grundsédtze, die auch bei der
innerparteilichen Aufstellung eines Kanzlerkandi-
daten nicht véllig auBer Acht gelassen werden
diirfen, fertig werden, denn ein Zerfall dieses Uni-
ons-Gebildes mufl fiir die Entwicklung des Partei-
ensystems der Bundesrepublik wunkalkulierbare
Folgen haben.

1) Zum Wandel der Wahler- und Mitgliedsstruk-
tur der beiden ,GroBparteien” siehe jetzt die auf-
schluBreiche Studie von Peter Gluchowski und
Hans-Joachim Veen, Nivellierungstendenzen in
den Waihler- und Mitgliedschaften von CDU/CSU
und SPD von 1959 bis zum Ende der 70er Jahre,
in: ZParl, 1979, Heft 3.
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Tabelle: Stirke der Fraktionen im Deutschen Bundestag 1949—1976
(zu Beginn der Wahlperiode, ohne Berliner Abgeordnete)

Wahiperiode CDY/ s> FDP DP BP KPD WAV Zz DRP BHE 'roKtions:
1. 1949—1953 19 Y9 st s Am. 1. S .— 4
2, 1953—1957 CVRE T | s s R RS -
3. 1957—1961 T ST Ml SR U R U "
4 1961—1965 R A e . TAR gl T -
5. 1965—1969 IS Sl et T e -
6. 1969—1972 S Y A i R e e e o i~
7. 1972—1976 I e | A LRt s SR g R RS e
8. 1976—1978 S5 i B b S P PR A -

Quelle: Peter Schindler, Parlamentsstatistik fiir die 1. bis 7. Wahlperiode, in: ZParl, 1977, Heft 2, S. 153,
Die Anzahl faktischer Fraktionen stimmt nicht mit der Anzahl der gemah Geschdftsordnung offiziell an-
erkannten Fraktionen iiberein. Am 16. Januar 1952 wurde die Mindeststirke einer Fraktion vom Bun-
destag auf 15 Mitglieder festgesetzt; seit 1969 miissen es — entsprechend der Fiinf-Prozent-Klausel des
Wahlgesetzes — 5 Prozent der Mitglieder des Bundestages, d. h. heute mindestens 26 Mitglieder sein.

Indem sich das Parteiensystem neu formierte
und im Bundestag zum Dreifraktionen-System
fiihrte, erhielt die dem parlamentarischen Sy-
stem immanente Gewaltenteilung zwischen
Regierungsmehrheit (als der Einheit von Re-
gierung und Parlamentsmehrheit) und Oppo-
sition erst ihre systempridgende politische Po-
tenz. Erstmals gab es in einem deutschen
Parlament eine gewichtige Opposition, die
sich als demokratische Alternative zur Regie-
rung verstand. Alle im Bundestag vertretenen
Parteien bekundeten sich gegenseitig ihre
prinzipielle Koalitiosfahigkeit. Jede der drei
Fraktionen hat auch bereits im Laufe der
Jahre mit einer der beiden anderen eine Re-
gierungskoalition gebildet. Bei der Bundes-
tagswahl von 1969 konnten bei einer Wahl-
beteiligung von 86,7 Prozent die im Bundes-
tag vertretenen Parteien 94,4 Prozent der ab-
gegebenen Stimmen auf sich vereinen. 1972
betrug die Zustimmung bei einer Wahlbeteili-
gung von 91,1 Prozent sogar 99,1 Prozent.
Das gleiche Ergebnis brachten die Wahlen
von 1976 bei einer Wahlbeteiligung von
ebenfalls mehr als 90 Prozent.

Alle bisherigen Bundesregierungen waren
Koalitionsregierungen, selbst dann, wenn —
wie im Jahre 1957 die CDU/CSU — eine
Fraktion die absolute Mehrheit der Abgeord-
neten stellte. Das fithrte dazu, daB seit dem
zweiten Bundestag die Opposition stets nur
von einer Fraktion reprasentiert wurde. Ihr
Vorsitzender galt als der Oppositionsfiihrer.
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Auf Regierungsseite bedeutete die Wahl des
Kanzlers nicht dessen schlichte Unterwerfung
unter den Willen der Parlamentsmehrheit.
Vielmehr bezeugte die Parlamentsmehrheit
mit der Wahl ihr Vertrauen in die Fithrungs-
qualitdt des Kanzlerkandidaten, der entweder
bereits bei den vorangegangenen Wahlen den
Wahlern als gemeinsamer Kandidat vorge-
stellt worden war oder — wie im Falle des
ersten Kabinetts Erhard, bei der Wahl Kiesin-
gers oder beim ersten Kabinett Schmidt —
vom Bundestag nach Riicktritt eines Kanzlers
ohne mitwirkende Wahlerentscheidung in
sein Amt gewdhlt wurde. %)

Da die Wahlchancen einer Regierungsmehr-
heit von dem politischen Erfolg und der Re-
putation der Regierung und insbesondere ih-
res Regierungschefs abhdngen, wird eine Par-
lamentsmehrheit den Kanzler, den sie wahlte,
auch entsprechend unterstiitzen. Hierdurch
kann faktisch eine Lage entstehen, derzufolge
sich das Parlament als Wahlorgan versteht,
dem nach der Wahl des Kanzlers die Aufga-
be zufdllt, die Regierung mehr oder weniger
bedingungslos gegen Kritik zu schiitzen
Nicht das Parlament kontrolliert dann die Re-
gierung, vielmehr die Regierung das Parla-
ment. Der Kanzler wird zum politischen Fih-

1%) Siehe hierzu Uwe Thaysen, Parlamentarisches
Regierungssystem in der Bundesrepublik Deutsch-
land. Daten — Fakten — Urteile im Grundri8, Op-
laden 1976 %, S, 17—22.



rer der Parlamentsmehrheit, der die Opposi-
tion als politische Alternative in kritischer
Haltung gegeniiber steht. Allerdings wird op-
positionelle Kritik, sobald sie in der Offent-
lichkeit zu einer Resonanz fihrt, die fir die
nichsten Wahlen bedeutsam werden konnte,
auch die Mehrheit veranlassen, auf die Re-
gierung kontrollierend EinfluB auszuiiben.
Das diirfte aber nur duBerst selten auf offener
Biihne stattfinden %),

Eine selbstbewuBte Opposition wird die Ge-
waltenteilung zwischen Regierungsmehrheit
und’ Opposition betonen und unter Berufung
auf das Postulat eines freiheitlich-demokrati-
schen Entwicklungsprozesses nach mdglichst
weitreichender Chancengleichheit streben.
Eine Regierungsmehrheit miite demgegen-
iiber eher dazu geneigt sein, die Gewaltentei-
lung zwischen Parlament und Regierung zu-
mindest soweit herauszustreichen, wie dies
dem eigenen Lager Vorteile erbringt.

In der Bundesrepublik ist in jlingerer Zeit die
Tendenz zu beobachten, der politischen Ge-
waltenteilung gegeniiber der rechtlichen
deutlicher Geltung zu verschaffen. Diese Ten-
denz fand auch in der ,kleinen Parlamentsre-
form"* vom Jahre 1969 ihren Niederschlag,
die im wesentlichen eine Geschaftsordnungs-
reform darstellt. Die Parlamentsreform, die
sowohl die Plenararbeit wie die Parlaments-
ausschiisse betraf, hatte insgesamt eine Stdr-
kung der Opposition in ihrer Minderheitsrol-
le zur Folge. Fazit: Auch in der Bundesrepu-
blik wird zunehmend, wenngleich recht zo-

Im Gegensatz zu GroBbritannien begriindet
das Grundgesetz kein ,reines”, sondern ein
«foderativ. relativiertes® parlamentarisches
Regierungssystem, Das findet u.a. darin sei-
nen Ausdruck, daB es auf Bundesebene zwei
«Organe der Gesetzgebung” gibt: den Bun-
destag und den Bundesrat. Alle Gesetze miis-
sen vom Bundestag beschlossen werden, Dem
Bundesrat — einer Konstruktion, die es in
dieser Form nur in Deutschland gibt — steht
dem Wortlaut der Verfassung nach lediglich
ein  Mitwirkungsrecht” zu (Art.50 GG). De
!&cto besagt das jedoch, daB bei Verfassungs-
anderungen und bei zustimmungspflichtigen
—

") Zur Rolle der Opposition in einer parlamenta-

rischer! Demokratie und insbesondere der Bundes-
republik siehe Steffani, a. a. O., S. 207—262.
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gernd, das parlamentarische System in seinen
Funktions- und Strukturerfordernissen akzep-
tiert und praktiziert,

Das geschlossene Auftreten von Regierungs-
mehrheit und Opposition wird in einem par-
lamentarischen System iiblicherweise durch
Fraktions- und Koalitionsdisziplin bewirkt,
Diese Disziplin wird herausgefordert, wenn
die parlamentarischen Ausschiisse iiber einen
wesentlichen Entscheidungs- und Mitwir-
kungsspielraum verfiigen. Im Bundestag sind
in besonderem MaBe Macht und Arbeit aus
dem Plenum in die Ausschiisse verlagert. Um
der Dezentralisierungstendenz, die durch
machtvolle Ausschiisse gefordert wird '), im
Interesse einer einheitlichen Fraktionslinie
entgegenzusteuern, haben die Fraktionen im
Laufe der Jahre ein recht differenziertes frak-
tionsinternes Macht-, Koordinierungs- und
Lenkungssystem entwickelt. Dieses System
besteht aus einer Reihe von Arbeitskreisen
und Arbeitsgruppen, mit denen einerseits die
Arbeit der Fraktionen in den Parlamentsaus-
schiissen vorbereitet wird und die zum ande-
ren der Koordinierung der AusschuBarbeit zu
einer einheitlichen Fraktionslinie dienen 1%),
Die Fraktionen der Regierungsmehrheit und
Opposition sind es, die heute den innerparla-
mentarischen Willensbildungs- und Entschei-
dungsprozeB bestimmen. Der Bundestag hat
sich de facto zu einem Parteien-Parlament
entwickelt, in dem die Fraktionen iber die
Wirkungsmdoglichkeiten des einzelnen Abge-
ordneten entscheiden.

V. Bundestag und Bundesrat

Gesetzen — heute etwa 50 Prozent aller Ge-
setzesvorlagen — beide Gesetzgebungsorgane
zustimmen miissen, damit ein Gesetz verab-

) Vgl. den aufschluBreichen Beitrag des Leiters
des Sekretariats des Innenausschusses des Bun-
destages, Carl Ludwig Stréter, Arbeitsgruppen des
Innenausschusses des Deutschen Bundestages —
Ein Beitrag zur parlamentarischen Praxis, in:
ZParl, 1977, Heft 1, S. 27—36.

15) Dazu die Berichte von Hans Apel (SPD), Die
Willensbildung in den Bundestagsfraktionen —
Die Rolle der Arbeitsgruppen und Arbeitskreise,
sowie von Wolfgang F. Dexheimer und Max Hart-
mann, Zur Geschichte und Struktur der Arbeits-
kreise und -gruppen in der CDU/CSU-Bundestags-
fraktion, beide in: ZParl, 1970, Heft 2, 5. 223—229
und 232—236, sowie Wolfgang F. Dexheimer, Die
CSU-Landesgruppe. Ihre organisatorische Stellung
in der CDU/CSU-Fraktion, in: ZParl, 1972, Heft 3,
S. 307—313.
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schiedet werden kann. Bei derartigen Ent-
scheidungen besteht in der Bundesrepublik
tatsdchlich ein Zweikammersystem. Lediglich
bei einfachen Gesetzen kann der Einspruch
des Bundesrates mit einer entsprechenden
Mehrheit vom Bundestag iiberstimmt werden.
Daraus folgt, daBl bei Verfassungsdnderungen
und in weiten Gesetzgebungsbereichen eine
gesetzgebende Mehrheit nur dann zustande
kommt, wenn eine Bundestags- und eine Bun-
desratsmehrheit iibereinstimmen.

Der Wahler kann im Parlamentarischen Sy-
stem der Bundesrepublik bei einer Bundestags-
wahl zwar ein entscheidendes Wort bei der
Bestimmung des Kanzlers und der Regierungs-
mehrheit sprechen, er vermag jedoch nicht mit
gleichem Gewicht zur Bildung einer gesetzge-
benden Mehrheit beizutragen. Denn an der Be-
stellung der Bundesratsmehrheit ist der Bun-
destagswidhler nur indirekt iiber die Wahl
der Linderparlamente beteiligt. Es geniigt da-
her nicht, die Mehrheit im Bundestag zu er-
ringen. Eine Partei oder Parteienkoalition
kann im parlamentarischen System der Bun-
desrepublik erst dann ihr Wahl- und Regie-
rungsprogramm durchsetzen, wenn sie auch
im Bundesrat eine zustimmende Mehrheit zu
mobilisieren vermag. Die Bundesrepublik
kennt insoweit das Problem der- doppelten
Mehrheit: eine direkt-demokratisch legiti-
mierte Gesetzgebungsmehrheit im Bundestag
und eine indirekt-demokratisch legitimierte
im Bundesrat. Erst beider Zusammenwirken
erbringt die verfassungsgemdB erforderliche
Gesetzgebungsmehrheit auf Bundesebene.

In dieser foderativen Gewaltenteilungs-Kon-
struktion steckt ein erhebliches politisches
Konfliktpotential. Es beginnt bei der Zusam-
mensetzung und der Mandatsqualitdt beider
Gesetzgebungsorgane. Der Bundestag wird
nach der Regel ,one man one vote" von al-
len wahlberechtigten Biirgern direkt gewahlt.
Die Abgeordneten erwerben ein nur ihrer
Person zustehendes freies Mandat. Sie kon-
nen sich nicht vertreten lassen und sind fur
ihme Entscheidungen persénlich politisch ver-
antwortlich. Im Bundesrat verfiigen die elf
Lénder der Bundesrepublik je nach Bevdlke-
rungszahl iber drei bis fiinf Stimmen. Das
bevorzugt die ,kleinen" Lé&nder gegeniiber
den ,groBen”. Jedes Land kann seine Stim-
men nur einheitlich abgeben (Art.51 Abs.3
GG). Die Mitglieder des Bundesrates miissen
Mitglieder der jeweiligen Landesregierung
sein. Sie werden von dieser bestellt und ab-
berufen, konnen sich wvertreten lassen und
sind grundsidtzlich an die Weisungen ihrer
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Regierungen gebunden. Es handelt sich dem.
nach im Bundestag und im Bundesrat um
zwei sehr unterschiedlich strukturierte ,de.
mokratische Mehrheiten”.

Der Konflikt gipfelt somit in der Frage, ob
eine Bundesratsmehrheit iiberhaupt parteipo-
litischen Gesichtspunkten folgen diirfe, Wih.
rend die einen im Bundesrat ein Organ jener
Verwaltungsbehérden sehen, die auf Lander
ebene die Bundesgesetze auszufithren haben
und nur unter dieser Perspektive ihr Fach-
wissen und die besondere Betroffenheit ihrer
Linder bei den Abstimmungen einbringen
diirften, begreifen die anderen auch den Bun
desrat als ein Staatsorgan, daB unter dem De-
mokratiegebot steht. Nach dieser zweiten
Auffassung bedient sich das Volk der Partei-
en, um durch ihre Vermittlung die staatli-
chen Entscheidungen bestimmen zu ké&nnen
Demokratie und Parteien gehéren in einem
parlamentarischen System unlésbar zusam-
men. Der demokratische Parteienstaat konne
nicht vor dem Bundesrat haltmachen.

Die Parteien, die im Bundestag die Mehrheit
stellen und mit der Bundesratsmehrheit nicht
iibereinstimmen, werden dazu neigen, die ersl-
genannte Funktionsinterpretation als die
einzig gebotene hervorzukehren. Bei umge-
kehrter Interessenlage wird dem anderen Ar-
gument groferes Gewicht beigemessen wer
den. Die seit nahezu dreiBig Jahren gefiihrien
Diskussionen um die angemessene Rolle des
Bundesrates spiegeln diesen Argumentations:
verlauf wider.

Obgleich in den ersten zwanzig Jahren die
Mehrheiten im Bundestag und im Bundesral
von den gleichen Parteikoalitionen getragen
wurden, gab es doch von Anbeginn zwischen
beiden Organen Kontroversen, die nicht nur
aus der Hervorkehrung besonderer Linderin
teressen resultierten. Um einer guten Koope:
ration willen zeigte sich die Regierungsmehr
heit bis 1969 bei der Auslegung der Mitwir
kungskompetenzen des Bundesrates relaliv
groBziigig. Da es zudem in mehreren Fillen
geboten schien, den Bund auf Kosten der
Lénder mit vermehrten Kompetenzen ausit-
statten, dies jedoch nur im Wege der Verfas
sungsreform bei gleichzeitiger Ausweitung
der Zustimmungskompetenz des Bundesrales
zu erreichen war, gewann der Bundpsrat 7l
nehmend an Bedeutung, So war der Bundes
rat innerhalb zweier Jahrzehnte zu einem
Staatsorgan ,herangereift, ohne dessen Lu-
stimmung in weiten Gesetzgebungsbereiche?
nichts zu bewirken war.
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Das angestaute Konfliktpotential zeigte Wir-
kung, als im Jahre 1969 mit Antritt der sozi-
alliberalen Koalition im Bundestag und Bun-
desrat unterschiedliche Mehrheiten den Weg
des Kompromisses beschreiten mubBten'®),
Diese Kompromififindung muBte den Parteien
schwerfallen. Bundeskanzler Willy Brandt
hatte in seiner Regierungserklirung wvom
28. Oktober 1969 die herausfordernde Parole
Wir wollen mehr Demokratie wagen” mit
der Ankiindigung eines groBziigigen Reform-
programms verbunden — und das bei einer
recht diinnen und, wie sich spédter zeigen
sollte, duBerst briichigen Mehrheitsdecke. Die
CDU/CSU war, obgleich aus den Wahlen als
stairkste Partei hervorgegangen, erstmals auf
die Oppositionsbank verwiesen. Machtge-
wohnt und ohne einen Waihlerauftrag zur
Oppositionsbildung erkennen zu kénnen, war
sie nicht bereit, die Oppositionsrolle ohne
Drohgebdrden anzunehmen. Der Hinweis dar-
auf, man habe im Bundesrat eine Mehrheit,
die man notfalls gegen die Regierungsmehr-
heit mobilisieren kénne, steckte die kommen-
de Kampfarena ab 7).

Das Dilemma fiir die Regierungsmehrheit war
‘klar: Wollte sie die Zustimmung der Bundes-
ratsmehrheit gewinnen, muBite sie mehr oder
weniger erhebliche Abstriche an ihren Re-
formvorlagen hinnehmen. Andernfalls konnte
sie Kompromisse verweigern und dem Bun-
desrat die Schuld am Scheitern eines Reform-
vorhabens anlasten. Dies bedeutete allerdings
zugleich ein Eingestindnis eigener Machtlo-
sigkeit, Die sozialliberale Koalition hat beide
Wege beschritten: den der kompromiBberei-
ten Anpassung und den offener Konfronta-
tion, Letztere Aktionen wurden mit dem Vor-
wurf begleitet, die CDU/CSU miBbrauche den
Bundesrat fiir parteipolitische Zwecke und
schade damit der Demokratie.

Seit 1969 gilt: Will die sozialliberale Regie-
rungsmehrheit im Bereich zustimmungspflich-
tiger Gesetzgebung erfolgreich sein, ist sie an
die Zustimmung der CDU/CSU-regierten Ldn-
der gebunden. Insofern besteht seit dem Ende
der GroBen Koalition faktisch eine Art All-
parteien-Kooperation.
.

VI. Bundestag und Bundesverfassungsgericht

Der Bundestag ist kein souverdnes Organ. Er
ist an die Verfassung gebunden. Das gilt so-
wohl fiir seine Kompetenzen als auch fir die
Verfahren, mit denen er seine Kompetenzen
wahrzunehmen hat. Bei der Gesetzgebung
gibt es dabei fir den Bundestag drei mogli-
che Konfliktzonen: 1. Kompetenzkonflikte
zwischen dem Bundestag und den Landerpar-
lamenten, 2. Kompetenzstreitigkeiten zwi-
schen Bundestag und Bundesrat (einfache
oder zustimmungspflichtige Gesetzgebung), 3.
Kompetenzkonflikte zwischen Bundestags-
mehrheit und Opposition (einfache und zu-
simmungspflichtige Gesetzgebung oder ver-
fassungsindernde Gesetzgebung). Kommt es
bei Streitigkeiten dieser Art zu keiner Ver-
stindigung, steht den streitenden Parteien
der Rechtsweg iibef das Verfassungsgericht
offen,

Da im Falle einer abstrakten Normenkontrol-

le auch ein Drittel der Mitglieder des Bun-
—————
“) Eingehend hierzu Friedrich Karl Fromme, Ge-

setzgebung im Widerstreit — Wer beherrscht den

Bundesrat? Die Kontroverse 1969—1976, Bonn, De~
Zember 1976,

") Val. Steffani, a. a. O., S. 250 ff. i

1 g

destages iiber das Recht verfiigt, das Verfas-
sungsgericht anzurufen, kann eine entspre-
chend starke Opposition im Bundestag die
Mehrheit daran hindern, sich zum unkon-
trollierbaren Verfassungsinterpreten aufzu-
schwingen, Bei den von der Opposition ge-
gen die Parlamentsmehrheit eingeleiteten-
Verfahren geht es im wesentlichen um die
Feststellung, ob eine Sachentscheidung auf
dem Wege der Gesetzgebung oder nur auf
dem der Verfassungsdnderung getroffen wer-
den kann. Weil im letztgenannten Fall im
Bundestag und im Bundesrat mit einer Zwei-
drittelmehrheit der Mitglieder entschieden
werden mufl, heiBt das im Grunde, ob eine
Entscheidung ohne oder nur mit Zustimmung
der Opposition gefdllt werden darf. Das Nor-
menkontrollrecht macht somit die Opposition
gegeniiber der Regierungsmehrheit auf be-
deutsame Weise konfliktfahig.

Bei einem so gearteten Konflikt wird das
Verfassungsgericht zum Schiedsrichter zwi-
schen den Rechtsauffassungen der Mehrheit
und der Opposition. Das Urteil des Verfas-
sungsgerichts wird zur letztinstanzlichen Ent-
scheidung, wenn die Verfassung — wie in
den USA — nur unter duBerst erschwerten
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Bedingungen gedndert werden kann. Das ist
in der Bundesrepublik nicht der Fall. Hier
kann ein Votum des Verfassungsgerichts auf
dem Wege der Verfassungsdanderung iber-
wunden oder, bei rechtzeitiger Anderung
bzw. Ergdnzung der Verfassung, vermieden
werden,

Das Grundgesetz ist in seiner dreiBigjdhrigen
Geschichte bereits 34mal gedndert worden.
Die bisher letzte Anderung erfolgte im Au-
gust 1976. Wahrend der CDU/CSU-Regierun-
gen von 1949 bis 1966 gab es 14 Anderungen,
seit Beginn der sozialliberalen Koalition im
Jahre 1969 bis heute 8. Die meisten und ge-
wichtigsten Verfassungsianderungen erfolgten
zur Zeit der GroBen Koalition, die nur drei
Jahre dauerte, jedoch die hohe Zahl von 12
Anderungsgesetzen produzierte. In diesen
Zeitraum fallen so bedeutsame Anderungen
wie das 17. Ergdnzungsgesetz vom 24.Juni
1968 (,Notstandsverfassung”), durch das 20
Verfassungsartikel betroffen wurden, und das
Finanzreformgesetz vom 12, Mai 1969.

Eine Opposition, die lber die Sperrminoritit
verfiigt, wird dariiber wachen, daB eine einfa-

che Parlamentsmehrheit nicht etwas be-
schlieft, was nach Auffassung der Opposition
einer verfassungsandernden Mehrheit bedarf,
Entsprechende Verfassungsklagen haben so.
wohl die SPD-Opposition bis 1966 als auch die
CDU/CSU-Opposition seit 1969 eingebracht,
DaB die CDU/CSU-Opposition dabei teilweise
spektakuldre Erfolge gegeniiber der Regie-
rungsmehrheit erlangte, lag daran, daB diese
mit ihrem Reformprogramm Verfassungsinter-
pretationen verband, denen sich im Gericht
gelegentlich zwar Minderheiten, jedoch keine
Mehrheit anschlof.

Auch in der Bundesrepublik konnte die Er-
fahrung gemacht werden, daB das Verfas.
sungsgericht eine Balancefunktion wahr-
nimmt. In Zeiten einer stirker konservativ
geprédgten Politik neigt das Gericht dazu, sei-
ne Funktion als ,Motor der Verdanderung” zu
betonen. Gibt sich die Regierungsmehrheit
hingegen besonders reformfreudig, kann dem
Verfassungsgericht die Funktion zufallen, die
Grenzen der bestehenden Verfassung aufzu-
zelgen.

VIIL. Drei signifikante Systemkombinationen

Die Bundesrepublik Deutschland bestand am
23. Mai 1979 dreifig Jahre. Sie hatte damit
das Alter eines Menschengeschlechts er-
reicht. Geschichte und Wandel des Bundesta-
ges in der parlamentarischen Bundesrepublik
Deutschland widhrend dieser dreiBig Jahre
konnen unter zwei Gesichtspunkten analy-
siert werden: Einmal unter Beachtung allge-
meiner Entwicklungslinien, die den gesamten
Zeitraum als Einheit betreffen. Zum anderen
durch Darstellung typischer, bestimmter Ent-
wicklungsphasen prdgender Systemkonstella-
tionen bzw. signifikanter Systemkombinatio-
nen. Folgt man dem letztgennannten Weg,
kénnen — wie einleitend bemerkt — bei ei-
nem Riickblick auf die bisherige Bundestags-
geschichte drei Phasen unterschieden wer-
den, die jeweils eine signifikante System-
kombination im Rahmen des Grundgesetzes
erkennen lassen,

Die erste Phase reicht von 1949 bis 1966. Es
ist die Aufbauphase, in der die Bundesrepu-
blik mit der sozialen Marktwirtschaft die
Grundlagen fiir das ,Wirtschaftswunder”
legt, Millionen von Heimatvertriebenen und
Flichtlingen in das politische System inte-
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griert, das Sozialnetz zu kniipfen beginnt, mit
der Schaffung einer Wehrverfassung und ei-
ner demokratischen Bundeswehr den Schritt
in die staatliche Unabhdngigkeit unternimmt
und mit der Westintegration die Einbindung
in die westliche Staatengemeinschaft  voll-
zieht.

Die zweite Phase von 1966 bis 1969 muf sich
mit den Folgen einer Wirtschaftskrise und den
Jkulturrevolutiondren® Demokratieforderun-
gen wesentlicher Teile der im Nachkriegs-
deutschland herangewachsenen Studentenge-
neration auseinandersetzen. Hinzu treten der
weitere Ausbau des Sozialstaates und seine
verfassungsrechtliche Absicherung, die Durch-
setzung einer tiefgreifenden Finanzreform und
einer Notstandsverfassung sowie die Vorbe-
reitung einer neuen Ostpolitik.

Die dritte Phase seit 1969 steht innenpolitisch
unter der sozialliberalen Ankiindigung VOB
,mehr Demokratie” im politischen, gesel-
schaftlichen und wirtschaftlichen Bereich, den
Herausforderungen der Energiekrise sowie der
Umweltproblematik, und auBenpolitisch unter
neuen Akzentsetzungen in der Ostpolitik, die
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als Entspannungspolitik zu vertraglichen Re-
gelungen mit Polen, der UdSSR und den vier
Besatzungsmadchten iiber den Status Berlins
fihren, Innenpolitisch féllt mit der Entspan-
nungspolitik zugleich die faktische Duldung
der 1956 vom Verfassungsgericht verbotenen
Kommunistischen Partei — die sich nun als

DKP neu konstituiert — zusammen, was ins-
besondere bei der Diskussion um die Frage
der Einstellung von akademischen Bewerbern
in den &ffentlichen Dienst prinzipielle Diffe-
renzen Uber das demokratische Selbstver-
standnis der Republik ins &ffentliche BewubBt-
sein bringt 9),

VIIL. Kanzlerdemokratie (1949—1966)

Als Konrad Adenauer im September 1949
zum ersten Kanzler der Bundesrepublik ge-
wihlt wurde, war er bereits 73 Jahre alt.
Niemand ahnte, in welchem AusmaB er in
diesem Amt wdahrend eines Zeitraumes, der
der Lebensdauer der Weimarer Republik ent-
spricht, nicht nur die Politik, sondern auch
den Regierungsstil der neuen Republik pré-
gen wiirde. Bald fand das Stichwort von der
Kanzlerdemokratie” fiir die ,Ara Adenauer”
als treffende Charakterisierung Anerkennung.
1963 trat Adenauer als Kanzler zuriick; ihm
folgte bis 1966 Ludwig Erhard (CDU). Ob-
gleich Mitte der sechziger Jahre bei einem
Vergleich des Regierungsstils von Adenauer
und Erhard ein Presseorgan die Schlagzeile
formulierte, der Ubergang von Adenauer zu
Erhard bedeute den Ubergang ,von der Kanz-
lerdemokratie zur Interviewanarchie”, kann
die gesamte erste Phase wegen gemeinsamer
Grundmerkmale doch unter dem Schlagwort
.Kanzlerdemokratie” zusammengefaBt wer-
den.

Die Spezifika dieser Phase lassen sich folgen-
dermafien skizzieren: Der Bundeskanzler und
seine Regierung konnen sich im Bundestag
auf relativ stabile Mehrheiten verlassen, de-
ren Disziplin durch die kritische Herausforde-
rung einer groBen, sich als Regierungsalter-
native begreifenden Oppositionsfraktion ver-
starkt wird. Die Wabhlerfolge verhdltnismdBig
schwach organisierter und iiber geringe Mit-
gliederzahlen verfiigender Parteien, die die
Regierungskoalition bilden und den Kanzler
stellen, sind wesentlich durch die Entschei-
dungsfahigkeit und Popularitit des Regie-
rungschefs bestimmt. Der vom Bundestag ge-
Wihlte Kanzler gewinnt dadurch eine starke
Fihrungsstellung gegeniiber der Mehrheit
des Bundestages. Der Bundeskanzler, die Bun-
desregierung und die Koalitionsfraktionen
der Bundestagsmehrheit bilden eine hochgra-
dig geschlossene politische Aktionseinheit.
Zusammen bilden sie die Regierungsmehrheit.
Damit wird im Bundestag die Konfrontation
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von Regierungsmehrheit und Opposition be-
tont.

Dem miifite eine Chancengleichheit der Op-
position im DiskussionsprozeB, der die parla-
mentarische Arbeit begleitet, entsprechen.
Das ist jedoch nicht der Fall. Vielmehr wird
die rechtliche Gewaltenteilung von Parlament
und Regierung mit allen Konsequenzen voll
ausgeschopft. Formell findet das seinen Aus-
druck u. a. darin, daB im Bundestag nach ei-
ner Regierungsstellungnahme zundchst ein
Sprecher der stdirksten Fraktion das Wort er-
greift, also ein Vertreter der den Kanzler
stellenden Partei. Die Opposition wird zwar
als legitime politische Kraft anerkannt, aber
doch vornehmlich als eine im Wahlkampf un-
terlegene Minderheit des Parlaments, als
Neinsagergruppe behandelt und abqualifi-
ziert.

Die dominante Stellung des Kanzlers inner-
halb der Regierungsmehrheit und damit im
parlamentarischen System wird durch das {6-
derative System kaum ernsthaft relativiert.
Die im Bundestag miteinander koalierenden
Parteien stellen auch im Bundesrat die Mehr-
heit. Demnach werden die auf Bundesebene
fiir einfache und zustimmungspflichtige Ge-
setze entscheidungsrelevanten Mehrheiten
von der gleichen Parteienkoalition gebildet.
Kontroversen zwischen der Bundestags- und
Bundesratsmehrheit resultieren daher weniger
aus programmatischen, als vielmehr aus un-
terschiedlichen Landesinteressen.

Im Bundestag steht zudem einer mehr konser-
vativ-liberalen Mehrheit eine betont reforme-
rische Opposition gegeniiber, nach deren Ver-
stdndnis Gesetzesvorhaben der Regierungs-

1% Zu dieser Problematik bietet unter der Uber-
schrift ,Freiheitliche Bekdmpfung von Extremi-
sten” einen sehr guten Uberblick Uwe Thaysen in
seiner materialreichen Abhandlung ,Grenzlinien
der Regierbarkeit 1974—1979, Fragen zum 30jdh-
rigen Bestehen der Bundesrepublik Deutschland”,
in: Aus Politik und Zeitgeschichte, B 20/79, S. 25
bis 52, bes. 44 ff.
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mehrheit unter reformerischen Gesichtspunk-
ten eher zu kurz als zu weit greifen. Bei ei-
ner derartigen politischen Konstellation ist
die Versuchung fiir die Mehrheit, in reforme-
rischem Eifer die Verfassungsgrenzen zu
uberziehen und die Opposition aus diesen
Griinden auf den Weg zum Verfassungsge-
richt zu verweisen, relativ gering.

Die Phase der Kanzlerdemokratie bezeichnet
demnach eine signifikante Systemkombina-
tion, derzufolge

— der Bundeskanzler mit seinem Kabinett im
Rahmen der Regierungsmehrheit nicht nur
normativ, sondern auch faktisch die Richtli-
nien der Politik bestimmt;

IX. GroBe Koalition (1966—1969)

Die GroBe Koalition wurde nicht unmittelbar
nach einer Bundestagswahl gebildet ). Sie
kam nach dem Scheitern des zweiten Kabi-
netts Erhard (CDU) zustande, als die FDP aus
der Regierungskoalition ausschied. Der Bun-
destag wdhlte den baden-wiirttembergischen
Ministerprasidenten Kurt Georg Kiesinger
(CDU) zum neuen Bundeskanzler. Der neuen
Regierungskoalition, bestehend aus CDU/
CSU und SPD, gehorten 468 Abgeordnete an.
Die FDP stellte mit 50 Abgeordneten die Op-
position. Faktisch war damit die politische
Gewaltenteilung zwischen Regierungsmehr-
heit und Opposition aufgehoben. Der iiber-
wiltigenden Mehrheit stand eine Opposition
gegeniiber, die nicht in der Lage war, ein
hinreichend starkes politisches Gegengewicht
zu bilden. Die Spielregeln eines parlamenta-
rischen Regierungssystems treten zugunsten
einer stirkeren Betonung der rechtlichen Ge-
waltenteilung zwischen Bundestag und Bun-
desregierung zuriick.

Die Bildung der GroBen Opposition stellte ei-
ne das parlamentarische System belastende

19) Uber die Regierungsbildung unmittelbar nach
Bundestagswahlen in den sechziger Jahren infor-
miert Wolfgang F. Dexheimer, Koalitionsverhand-
lungen in Bonn ‘1961 — 1965 — 1969, Bonn 1973.
Zur Bildung der GroBlen Koalition siehe Heribert
Knorr, Der parlamentarische Entscheidungsprozef
wdhrend der Grofien Koalition 1966 bis 1969, Mei-
senheim am Glan 1975, bes. S. 49 ff. Zum ganzen
auch Klaus Gunther, Der Kanzlerwechsel in der
Bundesrepublik, Adenauer — Erhard — Kiesinger,
Hannover 1970.
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— die Regierung im Bundestag {iber eine si-
chere Mehrheit verfiigt, die durch eine rela-
tiv starke Opposition herausgefordert wird;

— die Regierung gegentiiber der Opposition im
parlamentarischen Arbeits- und Diskussions.
prozeB die Vorteile der rechtlichen Gewal-
tenteilung voll ausschopft;

— die Mehrheit im Bundesrat mit den Frak-
tionen der Regierungskoalition politisch-pro-
grammatisch tibereinstimmt;

— die Regierungsmehrheit der Opposition
kaum AnlaB bietet, das Bundesverfassungsge-
richt zur Begrenzung eines mehrheitlichen
Reformeifers, der sich mit einem Auftrag der
‘Wahler zu rechtfertigen versucht, anzurufen.

Herausforderung dar *Y)., Sie wurde mit kri-
senhaften Problemstellungen legitimiert, die
auf andere Weise keiner angemessenen Li-
sung zuzufiihren seien. So galt es zundchst
vor allem jene Verfassungsdanderungen durch-
zufithren, die nur von den GroBparteien CDU/
CSU und SPD gemeinsam politisch beantwor-
tet werden koénnten. Dazu zdhlten insbeson-
dere die Notstandsverfassung und die Finanz-
reform. Die hierzu und fir die allgemeine Ge-
setzgebung erforderlichen Kompromiflinien
wurden weniger vom Bundeskanzler und in
der Bundesregierung, als vielmehr im Bun-
destag von den Fraktionen der CDU/CSU un-
ter Vorsitz von Rainer Barzel und der SPD
unter Vorsitz von Helmut Schmidt bei eng-
ster Kooperation der beiden Fraktionsvorsit-
zenden erarbeitet und in den Grundlinien be-
schlossen. Aufgrund der tiberwéltigenden Par-
lamentsmehrheit konnte bei der einfachen
Gesetzgebung hingenommen werden, daB in
Fragen der Fraktionsdisziplin groBziigig ver
fahren wurde.

®) Aus der reichhaltigen Literatur zur Groflen
Koalition seien hier drei engagierte zeitgenossi-
sche Schriften genannt, von denen die erste fir
die Bildung der GroBen Koalition plddiert, die
zweite in der Wahlreform einen Ausweg aus dem
«Elend der Grofien Koalition* sieht und die drite
zu einer niichternen Analyse des ,Trauma der
Jahre", das zur ,Tragédie des Jahrhunderts" fur
die SPD zu werden drohe, aufruft: Giinter Gaus
Bonn ohne Regierung? Kanzlerregiment und Op
position, Miinchen 1965; Wilhelm Hennis, Grofe
Koalition ohne Ende? Die Zukunft des parlame«nta-
rischen Regierungssystems und die Hinauszog®
rung der Wahlrechtsreform, Miinchen 1968; Frant
Schneider, Die Grofie Koalition — Zum Erfolg
verurteilt?, Mainz 1968.

14



Im BewuBtsein der Tatsache, daB angesichts
der gegebenen Parteienkonstellation eine
GroBe Koalition grundséatzlich nur als Not-
und Ubergangslosung akzeptiert werden
kann, galt es fiir die Zukunft vorzusorgen. Da
es ungewill blieb, welche Partei nach der
nichsten Bundestagswahl die Oppositionsrol-
le ibernehmen wiirde, wuchs die Bereitschaft
zu einer umfassenderen Geschédftsordnungsre-
form, mit der auch die Position der Opposi-
tion gestirkt werden sollte. Das Ergebnis bil-
dete die ,kleine Parlamentsreform" wvom
Sommer 1969, die eine Reihe bedeutsamer
Anderungen herbeifiihrte *!). Neben einer
Vielzahl von Verfahrensverbesserungen ziel-
te die Reform vor allem in vier Richtungen:
1. Straffung und Verlebendigung der Debat-
ten im Plenum mit der Aussicht, einen dialo-
gischen Stil zwischen Regierungsmehrheit
und Opposition zu fordern. 2. Erweiterung
und Neuregelung der Kompetenzen und Ar-
beitsweisen der Ausschiisse, die nun u. a. ein
Selbstbefassungsrecht fiir Fragen aus ihrem
Geschéftsbereich und damit eine erhohte
Kontrollbefugnis erhalten. Gleichzeitig kann
der Bundestag hinfort Enquete-Kommissionen
einsetzen, die aus Mitgliedern des Bundesta-
ges und hinzugewdhlten Experten bestehen
und der Entscheidungshilfe bei der Erarbei-
tung ,umfangreicher und bedeutsamer Sach-
komplexe" dienen sollen. 3. Genereller Aus-
bau der parlamentarischen Offentlichkeitsar-
beit, angefangen von dem Recht, offentliche
AusschuBsitzungen abzuhalten, dem weiteren
Ausbau offentlicher Informationssitzungen im
Rahmen der AusschuBarbeit (Hearings), bis
hin zur Errichtung eines finanziell gut ausge-
statteten ,Presse- und Informationszentrums
des Deutschen Bundestages”. 4. Eine sehr er-
hebliche Erweiterung des verwaltungsmaBi-
gen und wissenschaftlichen Hilfsdienstes des
Bundestages, der Ausschiisse, der Fraktionen
und fiir jeden einzelnen Abgeordneten.

All diese Parlamentsreformen sind mit einer
Verstarkung der parlamentarischen Minder-
heitsrechte verbunden. Sie sind das Produkt
einer zu Verfahrensreformen bereiten GroBen
Koalition. Sie sollte allerdings erst in der
ndchsten Legislaturperiode voll zum Tragen
kommen.

Der breiten Regierungskoalition im Bundes-
tag entsprach die parteipolitische Uberein-
stimmung im Bundesrat. Die erforderlichen
Kompromisse muBten im Rahmen der Partei-
en der Regierungskoalition gefunden werden.
Die Opposition spielte hierbei keine relevan-
ten Rolle. Sie war dariiber hinaus nicht ein-
mal stark genug, das Bundesverfassungsge-
richt anzurufen.

Die Phase der GroBen Koalition ist demnach
durch eine signifikante Systemkombination
gekennzeichnet, derzufolge

— der Bundeskanzler und sein Kabinett mit
einem relativ eigenstindigen Bundestag ko-
operieren miissen, in dem die Fraktionsvor-
sitzenden der beiden Koalitionspartner den
Kompromifirahmen abstecken, den der Kanz-
ler zu berticksichtigen hat;

— der Regierungsmehrheit, die {iber ein ver-
fassungsinderndes Quorum verfiigt, eine &u-
Berst schwache Opposition gegeniibersteht;

— eine entsprechend breite Mehrheit im
Bundesrat sich in grundsatzlicher Uberein-
stimmung mit der Politik der Regierungs-
mehrheit befindet, da beide Mehrheiten von
den gleichen Parteien getragen werden;

— die Opposition nicht das erforderliche
Quorum aufweist, um das Verfassungsgericht
anrufen zu kénnen;

— oppositionelle Krifte, die sich weder tber
den Bundestag noch den Bundesrat oder das
Bundesverfassungsgericht Gehoér und Beach-
tung verschaffen kénnen, den Weg auBerpar-
lamentartischer Opposition beschreiten.

X. Kontrare Mehrheiten (1969 bis zur Gegenwart)

Obgleich die CDU/CSU nach den Wahlen
vom Jahre 1969 erneut die stidrkste Fraktion
im Bundestag stellte, gingen die SPD und die
FDP unter der Kanzlerschait von Willy

'—'_'——-—
f;} Das Standardwerk zu diesem Komplex: Uwe
haysen, Parlamentsreform in Theorie und Praxis

= Eine empirische Analyse der Parlamentsreform
im 5, Deutschen Bundestag, Opladen 1972.
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Brandt eine Koalition ein **). Die parlamenta-
rische Mehrheit der ersten Koalitionsregie-
rung mit einem sozialdemokratischen Bundes-

2) Zur Bildung der ersten sozialliberalen Koali-
tion siehe den interessanten Beitrag von Klaus
Bohnsack, Bildung von Regierungskoalitionen,
dargestellt am Beispiel der Koalitionsentscheidung
der F.D.P. von 1969, in: ZParl, 1976, Heft3,
S. 400—425.
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kanzler war duBerst gering. Sie legte sich das
Etikett ,sozialliberale Koalition" zu. Mit der
Kanzlerschaft eines Sozialdemokraten war
der erste grundlegende Regierungswechsel in
der Geschichte der Bundesrepublik wvollzo-
gen *).

Auf Grund der knappen Mehrheitskonstella-
tion und des nach Meinung der CDU/CSU die
Bildung einer sozialliberalen Koalition kei-
neswegs eindeutig legitimierenden Wahler-
gebnisses war die christdemokratische Frak-
tion nicht ohne weiteres bereit, die Rolle der
Opposition zu tibernehmen. Sie ging davon
aus, daB die neue Koalition bald in derartige
Schwierigkeiten geraten wiirde, daB mit ei-
nem baldigen Regierungswechsel gerechnet
werden konne. Entsprechend war der opposi-
tionelle Konfrontationskurs. 3

Tatsdchlich zeigte sich die Regierung nach
dem Fraktionswechsel einiger Mitglieder der
sozialliberalen Koalition*!) so sehr ange-
schlagen, daB der Fraktionsvorsitzende und
designierte Kanzlerkandidat der CDU/CSU,
Rainer Barzel, das Risiko einging, den Ver-
such zu unternehmen, die Regierung durch
ein Konstruktives MifBtrauensvotum zu stir-
zen *®)., Der Versuch scheiterte und fiihrte
zur Arbeitsunfahigkeit des Bundestages.

Am 28. April 1972 stellte der Bundeskanzler
die Vertrauensfrage mit dem Ziel der
(Selbst)auflosung des Bundestages — die
auch prompt erfolgte, indem die Mitglieder
der Regierungsparteien bei der Abstimmung
im Bundestag Stimmenthaltung iibten, dem
Bundeskanzler das Vertrauen damit nicht er-
teilt wurde und der Bundespréasident anschlie-
Bend gemdB Art. 68 Abs. 1 Satz 1 GG den
Bundestag aufléste *%), Willy Brandt rechnete
damit, beim kommenden Wahlgang eine klare

*) Dazu Klaus Giinther, Regierungswechsel auf
Raten — Zum Problem des partiellen Regierungs-
wechsels und seiner Kontrollwirkungen, in: Win-
fried Steffani (Hrsg.), Parlamentarismas ohne
Transparenz, Opladen 1973 2, S. 105—123.

#) Zu den Fraktionswechslern im 6. Bundestag
eingehend Martin Miller, Fraktionswechsel im
Parteienstaat — Parlamentsreform und politische
Kultur in der BRD, Opladen 1974.

%5) Dazu Martin Miiller, Das konstruklive MiB-
trauensvotum. Chronik und Anmerkungen zum er-
sten Anwendungsfall nach Art. 67 GG, in: ZParl,
1972, Heft 3, S. 275—291.

*) Vgl. hierzu die minutidse Dokumentation von
Rolf Lange und Gerhard Richter, Erste vorzeitige
Auflésung des Bundestages. Stationen vom kon-
struktiven MiBtrauensvotum bis zur Vereidigung
der zweiten Regierung Brandt/Scheel, in: ZParl,
1973, Heft 1, S. 38—75.
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Mehrheit fiir die sozialliberale Koalition zy
gewinnen. Das gelang auch. Bei der Neuwah|
am 19. November 1972 wurde die SPD erst.
mals die starkste Fraktion im Bundestag —
eine Position, die sie allerdings bei den nich-
sten Bundestagswahlen im Jahre 1976 wieder
verlor.

Die Parteien der sozialliberalen Koalition
hatten zwar im Bundestag, nicht jedoch im
Bundesrat eine Mehrheit gewonnen. Die CDU
und die CSU konnten in den kommenden
Landtagswahlen #7) ihre Mehrheit und das
Gewicht ihrer Stimmen im Bundesrat sogar
noch ausbauen. Damit war erstmals die Kon-
stellation ,kontrarer Mehrheiten”, d. h. unter.
schiedlicher parteipolitischer Mehrheiten im
Bundestag und im Bundesrat gegeben. Die im
Bundestag die Opposition bildenden Parteien
machten der sozialliberalen Koalition deut-
lich, daB die Bundestagsmehrheit nur auf dem
Wege erheblicher KompromiBbereitschaft
mit einer kooperativen Mehrheit im Bundes-
rat rechnen kénne und daB im Falle einer all-
zu groBziigigen Interpretation der Verfassung
die Klage vor dem Verfassungsgericht von
der Opposition nicht gescheut wiirde,

Die ersten zehn Jahre ‘sozialliberaler Koali-
tion fallen demnach mit einer signifikanten
Systemkombination zusammen, deren primd-
res Merkmal die Konstellation kontrarer
Mehrheiten ist — was mehr oder weniger
enge Formen der Kooperation im Gesetzge-
bungsprozel keineswegs ausschlielit, ja gera-
dezu erforderlich macht, Im Gegensatz zu den
Systemkombinationen .Kanzlerdemokratie'
und ,GroBe Koalition" kann die seit 1969 ge-
gebene folglich mit dem Stichwort ,kontrare
Mehrheiten" bezeichnet werden.

Der Handlungsspielaum der sozialliberalen
Regierungsmehrheit war durch diese Konstel:
lation der kontrdren Mehrheiten in mehrfe-
cher Hinsicht besonders eingeengt. Obgleich
die Regierungsmehrheit ebenso wie ihre Vor-
gidnger bestrebt war, zu ihren Gunsien die
Vorteile der rechtlichen Gewaltenteilung
auszuschépfen, kamen der neuen Opposition
nun die Ergebnisse der ,kleinen Parlaments-
reform* zugute. Die politische Gewaltentei-
lung zwischen Regierungsmehrheit und Oppo-
sition konnte damit deutlicher als bisher zur
Geltung gebracht werden. Die sozialliberale

) Zu den Landtagswahlen und ihren Ergebnissen
sieche die Dokumentationen und Analysen zum
Thema ,Zwischen den Bundestagswahlen 19
und 1976", in: ZParl, 1975, Heft 4, S. 391—526.
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Koalition verfiigte nur bei der einfachen Ge-
setzgebung 1iiber eine zureichende Mehr-
heit, nicht hingegen bei zustimmungspflichti-
gen Gesetzen, von verfassungsiandernden
Mehrheiten ganz zu schweigen. Die neue Re-
gierungsmehrheit war demzufolge zu weitrei-
chenden Kompromissen genoétigt. War sie
hierzu nicht bereit, geriet sie in Schwierig-
keiten, oft genug auch bei Oppositionsklagen
vor dem Bundesverfassungsgericht®®). Das
besondere Dilemma der Regierunsmehrheit
lag zusdtzlich darin, daB ausgerechnet eine
Koalition, die vor den Wahler mit besonders
weitreichenden Reformversprechungen getre-
ten war, wegen der Mehrheitskonstellationen
extreme KompromiBbereitschaft praktizieren
mufite. Das mobilisierte nicht nur im Lande
in Form von Biirgerinitiativen alternative
Handlungsstrategien, sondern auch den Wi-
derstand innerfraktioneller Gruppen, die den
Versuch unternahmen, die Kompromisse in
Fragen, die ihrer Meinung nach von essen-
tieller Bedeutung sind, auf ein Minimum zu
reduzieren.

Die Phase der sozialliberalen Koalition von
1969 bis 1979 fallt demnach mit einer signifi-
kanten Systemkombination zusammen, die
mit der Bezeichnung ,kontrire Mehrheiten”
versehen werden kann. Als deren Charakte-
ristika sind zu nennen:

Fir die ersten drei Jahrzehnte Deutscher
Bundestag kann zusammenfassend festgestellt
werden: In der bisherigen Geschichte des
Bundestages kénnen drei’ Phasen unterschie-
den werden, die jeweils durch eine signifi-
kante Kombination der vier Systeme: rechtli-
che Gewaltenteilungssystem, parlamentari-
sches System, féderatives System und Ver-
fassungssystem charakterisiert sind. Die Stel-
lung und Wirksamkeit des Bundestages, ins-
besondere die Handlungsféahigkeit der in ihm
tatigen und durch ihn EinfluB ausiibenden
politischen Gruppierungen — Mehrheit und
Opposition — werden entscheidend durch die
Je spezifische Konstellation dieser Systemkom-
bination bestimmt. Jede der drei genannten
Systemkombinationen — fiir die die Bezeich-
fungen Kanzlerdemokratie, GroBe Koalition

e—

*) Dazu Steffani, a. a. O., S. 252 ff. und 298 ff.
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— eine im allgemeinen arbeitsfihige Regie-
rungsmehrheit, der eine starke, den Konfron-
tationskurs nicht vermeidende Opposition ge-
geniibersteht;

— ein Bundeskanzler, der im Rahmen der po-
litischen Gewaltenteilung eindeutig die Fiih-
rung der Regierungsmehrheit in der Ausein-
andersetzung mit der Opposition wahrnimmt;

— eine Regierungsmehrheit, die sich im Bun-
desrat mit einer kontriren Mehrheit ausein-
andersetzen muB, welche in politisch-program-
matischen Fragen weit eher mit der parlamen-
tarischen Opposition als mit der Bundestags-
mehrheit konform geht;

— eine Opposition, die notfalls auch bereit
ist, ihre Interessen durch Klagen vor dem
Bundesverfassungsgericht wahrzunehmen;

— ein Bundesverfassungsgericht, das bereit
ist, den Reformeifer der Regierungsmehrheit
durch den Verweis auf Grenzen der Verfas-
sung, die ohne ausdriickliche Anderung
der Verfassung nicht iiberschritten wer-
den diirfen, zu bremsen;

— eine auflerparlamentarische Opposition in
Form von Biirgerinitiativen und eine inner-
fraktionelle Opposition im Regierungslager in
den Féllen, in denen von ihr eine Kompromif-
bereitschaft aus prinzipiellen Griinden ver-
weigert wird.

XI. Zusammenfassung

und kontrdre Mehrheiten gewdhlt wurden —
bildet sowohl in verfassungsrechtlicher als
auch verfassungspolitischer Hinsicht zuldssi-
ge Moglichkeiten innerhalb der Rahmenbe-
dingungen, die das Grundgesetz vorsieht. Sie
sind zugleich Ausdruck einer erheblichen Sy-
stemflexibilitdat. Neben einer Wiederholung
sind neue und weitere Systemkombinationen
maoglich.

Der Bundestag und die in ihm tdtigen Perso-
nen und Fraktionen haben sich den Bedin-
gungen der drei genannten Entwicklungspha-
sen jeweils angepaBt. Das hatte zugleich
Konsequenzen fir die interne Organisation
und die Arbeitsweise des Parlaments und
seiner Fraktionen. Insgesamt hat sich der Bun-
destag dabei als eine flexible GroBorganisa-
tion erwiesen, was allerdings relativ wenig
uber seine kiinftige Arbeits- und Funktionsfa-
higkeit aussagt *%),
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Innerhalb des Bundestages sind in entschei-
dendem MabBe Macht und Arbeit des Parla-
ments vom Plenum in die Ausschiisse verlegt
worden. Das fihrte u. a. zu einem erheblichen
Ausbau des AusschuBldienstes und zu einer
Erweiterung der AusschuBkompetenzen. Trotz
der Ausdifferenzierung des Bundestages in
ein komplexes AusschuBsystem und den da-
mit verbundenen erheblichen Kooperations-
problemen haben die Fraktionen unter Be-
weis gestellt, im parlamentarischen Arbeits-
prozeB eine koordinierte Lenkungsfunktion
auszuliben. Zwei Entwicklungslinien sind
hierfiir kennzeichnend: zum einen die fir die
deutsche Parlamentsgeschichte einmalige, in
ihrer ‘Bedeutung kaum zu iiberschdtzende Re-
duktion der Fraktionen auf zwei GroBfraktio-
nen und nur eine kleinere, sowie zum ande-
ren in allen Fraktionen der Ausbau eines
komplexen innerfraktionellen Arbeitsgrup-
pen-, Gremien-, Kommunikations-, Informa-
tions- und Kontrollsystems, mit dem die Ver-
bindung zwischen der Fraktionsfiihrung, der
Fraktionsmehrheit und den parlamentarischen
Fachausschiissen sichergestellt wird.

In einem parlamentarischen System miissen
die Parteien und Fraktionen zu kollektiver
Verantwortlichkeit fiahig sein. Dem dient die
Parlei- und Fraktionsdisziplin. Der einzelne
Abgeordnete hat zu entscheiden, wann und
unter welchen Bedingungen seine individuel-
le Verantwortlichkeit als Abgeordneter mit

2%) Zahlreiche und verschiedenartige Daten zur
Entwicklung und zum Ausmali der parlamentari-
schen Arbeit des Bundestages enthdlt die Doku-
mentation und Kurzanalyse von Peter Schindler,
Parlamentsstatistik fiir die 1. bis 7. Wahlperiode
(1949—1976), in: ZParl, 1977, Heft 2, S. 143—158.
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der kollektiven Verantwortlichkeit seiner Par-
tei und vor allem seiner Fraktion in Wider-
spruch gerdt ?). Im Bundestag haben die Ab-
geordneten bei aller innerfraktionellen Plura-
litdt in der Regel ein so hohes MaB an Frak-
tionsdisziplin gezeigt, daBl der Bundestag heute
als ein Fraktionen-Parlament charakterisiert
werden kann '), Bei den Parteien und Fraktio-
nen liegt die Verantwortung dafiir, daB der
Bundestag als demokratisch legitimiertes staat-
liches Zentralorgan stets in enger Verbindung
und Kontaktnahme mit den Biirgern bleibt
Die unbefriedigende Wahrnehmung seiner
Offentlichkeitsfunktion macht allerdings auch
nach dreiBig Jahren weiterhin das groBte Lei-
stungsdefizit des Bundestages aus ).

) Einige der hiermit angesprochenen Aspekte
behandelt der Sammelband von Bernd Guggenber-
ger u.a. (Hrsg.), Parteienstaat und Abgeordneten-
freiheit — Zur Diskussion um das freie Mandat,
Miinchen 1976.

31) Zur Rolle der Fraktionen und zum ,Fraktio-
nen-Parlament” siehe Uwe Thaysen, Parlamentari-
sches Regierungssystem in der Bundesrepublik
Deutschland, Opladen 1976, S.69—81: ,Der Bun-
destag — ein Fraktionenparlament?® Siehe auch

‘Manfred Konukiewitz und Hellmut Wollmann,

Fraktion, in: Kurt Sontheimer und Hans H. Réh-
ring (Hrsg.), Handbuch des politischen Systems
der Bundesrepublik Deutschland, Miinchen 1977,
S.202—210 (mit Literaturhinweisen), sowie zu
neueren Problemen des Fraktlionsstatus und der
‘Wahlgleichheit die Beitrdge von Hans F. Lisken
und Heinrich Riihle in: ZParl, 1978, Heft 3
S. 320 f. und 405 ff., mit weiteren Literaturhinwei-
sen,

) Dazu Steffani, a.a.O., S.175ff. Zum ganzen:
Leo KiBler, Die Offentlichkeitsfunktion des Deut-
schen Bundestages. Theorie — Empirie — Reform,
Berlin 1976, und Heinrich Oberreuter, Kann der
Parlamentarismus {iberleben?, Ziirich 1977, dort
bes. die Abschnitte ,Legitimation durch Kommu-
nikation: Die Aufgabe des Parlaments”, S. 44ff,
und ,Gefdhrdete Kommunikation”, S. 67 ff.

18



Hermann M’eyn

Der Deutsche Presserat — tiberflissig?

Mboglichkeiten und Grenzen seines Wirkens

In ihrer Ausgabe vom 23. Februar dieses Jah-
res meldete die ,Siddeutsche Zeitung,
CSU-Generalsekretdr Edmung Stoiber habe es
als ,einen Skandal” ‘bezeichnet, daB dem
,stern” eine ,Amtliche Auskunft” des Bundes-
kanzleramts fiir das Oberlandesgericht Kéln
iber den Bundestagsprasidenten Carstens
und dessen Kenntnisse von illegalen Waffen-
geschiften des BND in die Hande gefallen
sei. ,Den Presserat forderte Stoiber auf”, so
berichtete die ,Sliddeutsche Zeitung" weiter,
,sich sofort mit der Affare zu beschaftigen
und endlich klare Grenzen zwischen Presse-
freiheit und Schmierentheater zu ziehen”, We-
nige Monate zuvor hatte der SPD-Fraktions-
vorsitzende Herbert Wehner den Presserat
wegen der Berichterstattung der ,Bild am
Sonntag” und anderer Bldtter iiber den angeb-
lichen Spionagefall Holtz/Broudé-Groger an-
gerufen. In einem andern Fall — er liegt
gut anderthalb Jahre zuriick — wandte sich
der CDU-Vorsitzende Kohl an den Presserat,
weil der ,stern" wahrend der Entfilhrung des
Prisidenten der Bundesvereinigung der Deut-
schen Arbeitgeberverbdnde, Schleyer, das Er-
gebnis eines Gesprachs zwischen dem Bun-
deskanzler und dem Oppositionsfiihrer verof-
fentlicht hatte.

Die drei Beispiele mdgen geniigen, um einige
Thesen zu wagen: Fithrende Politiker in der
Bundesrepublik nutzen das zur Zeit aus elf
Verlegern und elf Journalisten bestehende
freiwillige Selbstkontrollgremium, wenn es
‘um Presseverdffentlichungen mit politischer
Brisanz geht, durchaus als Appellationsin-
stanz. Die Kritik richtet sich dabei stets ge-
gen Publikationen, die mit der eigenen An-
sthauung nicht konform gehen. Wichtiger als
die viel spiter vorliegende Entscheidung er-
scheint den Politikern, wie sie hinter vorge-
haltener Hand durchaus zugeben, die Nach-
richt, daB die Selbstkontollinstanz bemiiht
werden soll, Allein ihre Einschaltung konnte
— 50 offensichtlich die Spekulation der Be-
schwerdefiihrer — in der Offentlichkeit den

A1
Der Verfasser legt Wert auf die Feststellung,
448 er dieses Manuskript im April 1979 abge-
schlossen hat, also vor seiner Berufung zum
enatssprecher in Berlin (West).
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aus parteipolitischer Sicht hdchst willkomme-
nen Eindruck erwecken, die ungeliebte Zei-
tung oder Zeitschrift habe sich publizistisch-
moralisch ins Abseits begeben. Ob der Deut-
sche Presserat dies nun wahrhaben will oder
nicht — wenn es um politisch interessante
Konflikte geht, sozusagen um die Waurst,
steht er selbst mitten in der Auseinanderset-
zung; er wird, je nach Opportunitit, als Waf-
fe im politischen Kampf verwendet oder ge-
mieden eine Entwicklung, die wohl
schwerlich vorauszusehen war, als 1956 finf
Verleger und fiinf Journalisten den Deut-
schen Presserat griindeten. Eines der auslé-
senden Momente fiir diese Initiative war der
-Entwurf eines Pressegesetzes der Bundesre-
gierung im Marz 1952, der die Einrichtung
von Landespresseausschiissen vorsah. Durch
derlei staatliche Aktivitaiten und Vorhaben
alarmiert, verstdndigten sich der Deutsche
Journalisten-Verband (DJV) und der Bundes-
verband Deutscher Zeitungsverleger auf die
Bildung einer Selbstkontrolleinrichtung, Sie
benannten je finf Mitglieder, namlich die
Journalisten Dr. Helmut Cron, Professor Dr.
Emil Dovifat, Dr. Alfred Frankenfeld, Dr. Ru-
pert GieBler und Dr. Ernst Miiller-Meiningen
sowie die Verleger Dr. Wilhelm Batz, Emil
GroB, Dr. Walter Janecke, Franz K. Maier
und Dr. Hugo Stenzel, Die Griindungsmitglie-
der stellten sich vier grundséatzliche Aufga-
ben, namlich

— die Pressefreiheit .zu schiitzen, den unbe-
hinderten Zugang zu den Nachrichtenquellen
zu sichern;

— MiBstdande im Pressewesen festzustellen
und zu beseitigen;

— die strukturelle Entwicklung der deut-
sohen Presse zu beobachten und freiheitsge-
fahrdende Konzern- und Monopolbildungen
abzuwehren;

— die deutsche Presse gegeniiber Regierung,
Parlament und Offentlichkeit zu wvertreten,
besonders bei Gesetzesvorlagen, die Leben
und Aufgaben der Presse angehen.

Als sich der Presserat fast genau zwanzig
Jahre nach seiner Griindung als Verein ein-
tragen lieB und eine neue Satzung gab, for-
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mulierte er noch einmal seine Aufgaben. Sie
lauteten nun:

.a) MiBstinde im Pressewesen festzustellen
und auf deren Beseitigung hinzuwirken;

b) Beschwerden iber einzelne Zeitungen,
Zeitschriften oder Pressedienste zu prifen
und in begriindeten Fallen Riigen auszuspre-
chen;

¢) Empfehlungen und Richtlinien fiir die pu-
blizistische Arbeit zu geben;

d) fir den unbehinderten Zugang zu den
Nachrichtenmedien einzutreten;

e) Strukturverdnderungen in der Presse auf-
zuzeigen und Entwicklungen entgegenzutre-
ten, die die freie Information und Meinungs-
bildung des Biirgers gefdhrden kénnten;

f) in Pressefragen gegeniiber Gesetzgeber,
Regierung und Offentlichkeit Vorschlige zu
machen und Stellung zu nehmen, wo es der
Presserat fiir erforderlich halt.”

Vergleicht man die beiden Aufgabenkataloge
miteinander, fallt auf, daB zwar grundsatzlich
im Selbstverstindnis kaum Wandlungen, sehr
wohl aber Akzentverlagerungen eingetreten
sind. Dies laBt sich vor allem aus der neu
formulierten Aufgabe, Beschwerden iiber ein-
zelne Zeitungen und Zeitschriften zu priifen
und in begriindeten Fillen Riigen auszuspre-
chen, ablesen.

Bei einem Riickblick auf die Tatigkeit des
Selbstkontrollgremiums in den letzten 23 Jah-
ren ldBt sich — vereinfachend — feststellen:
In den ersten zehn Jahren hat sich der Rat
vorrangig mit gesetzgeberischen Vorhaben
der Regierung, voriibergehend besonders mit
der Pressekonzentration und in den letzten
zehn Jahren vor allem mit VerstéBen gegen
die publizistische Moral auseinandergesetzt.
In den folgenden Abschnitten wird zu unter-
suchen sein, wie der Rat seine Aufgaben er-
fiillt hat,

Der Deutsche Presserat

Aufgabeh — Organisation — Mitglieder

Der Deutsche Presserat ist ein ZusammenschluB gleichberechtigter, unabhéngiger und an
Weisungen nicht gebundener Personlichkeiten der Presse in der Bundesrepublik Deutsch-
land einschlieBlich Berlin (West). Er hat sich die Aufgabe gestellt, die Pressefreiheit zu
schiitzen und das Ansehen der deutschen Presse zu wahren, Das Selbstkontrollorgan
verfiigt tiber keine Sanktionsmittel, iibt keine Zensur aus und kann keine Berufsverbote
aussprechen. Es ist also auf die freiwillige Anerkennung durch die Presse angewiesen
Seine Mitglieder — zur Zeit 22 — werden vom Bundesverband Deutscher Zeitungsver-
leger, dem Verband Deutscher Zeitschriftenverleger, dem Deutschen Journalisten-Verband
und der Industriegewerkschaft Druck und Papier (Deutsche Journalisten-Union) gewihlt
bzw. berufen. Der normalerweise vier- bis fiinfmal im Jahr tagende Presserat und sein
doppelt so hdufig beratender BeschwerdeausschuBl werden aus Mitteln der oben erwéhn-
ten Tragerverbande und dem Haushalt des Deutschen Bundestages bezahlt. Beschwerden
iiber VerstéBe gegen die ,Publizistischen Grundsdtze® kénnen von jedermann bei der
Geschiftsstelle des Deutschen Presserates, Wurzerstrafie 43, 5300 Bonn 2, vorgebracht
werden. Nach dem Stand vom 31. 1. 1979 gehoren dem Presserat folgende Mitglieder an:

Verleger Otto Wglfgang Bechtle, ,Eblinger Zeitung®, EBlingen; Verlagsdirektor Hans
Detlev Becker, ,Spiegel”-Verlag, Hamburg; Verlagsdirektor Ulrich Fortmann, Jahreszei-
ten-Verlag, Hamburg; Prof. Dr. Haufl, Vizeprasident des Bundesgerichtshofes a.D. (als
unabhéngiger Vorsitzender des Beschwerdeausschusses kooptiert); Redakteur Dr. Detlef
Hensche, ,die feder”, ,druck und papier”, Stuttgart; Chefredakteur Werner Hill, ,Speyerer
Tagespost”, Speyer; Verleger Dr. Werner Hippe, Asgard Verlag, St. Augustin; Redakteur
Wolfgang Lintl, Radio Bremen; Helmut Lolhoffel, ,Stddeutsche Zeitung®, Biiro Ost-Berlin;
Verleger Gustav Liibbe, Bastei Verlag, Gustav-Liibbe-Verlag, Bergisch-Gladbach; Redak-
teurin Dr. Erika Martens, ,Die Zeit", Hamburg; Chefredakteur Eberhard Maseberg, ,Deut-
sches Allgemeines Sonntagsblatt®, Hamburg; Chefredakteur Dr. Hermann Meyn, ,journa-
list", Bonn; Chefredakteur Friedrich F. Sackenheim, Hessischer Rundfunk, Frankfurt; Ver-
lagsdirektor Wilhelm Schmitz, Einhard Verlag, Aachen; Geschéftsfiihrender Redakteur
Georg Schwinghammer, ,Wetzlarer Neue Zeitung", Wetzlar; Chefredakteur Helmut
Sethe, ,Husumer Nachrichten®”, Husum; Eckart Spoo, .Frankfurter Rundschau®, Biiro Han-
nover; Direktor Adam Vollhardt, Axel Springer Verlag AG, Hamburg; Verleger Jiirgen
Wessel, ,Libecker Nachichten®, Liibeck; Velegerin Dr. Brigitte Weyl, ,Siidkurier”, Kon-
stanz; Verleger Hans Wilhelmi, ,Giebener Anzeiger", GieBen; Chefredakteur und Mit-
herausgeber Hans-Dieter Wolfinger, ,Evangelische Kirchenzeitung fiir Baden: Aufbruch”,
Karlsruhe.
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Der anfangs aus zehn, spidter unter Beteili-
gung des Vereins Deutscher Zeitschriftenver-
leger und der Deutschen Journalisten-Union
in der Industriegewerkschaft Druck und Pa-
pier aus 20 ,unabhédngigen und an Weisun-
gen nicht gebundenen Personlichkeiten der
deutschen Presse” !) bestehende Rat hatte zu-
nachst alle Hinde voll zu tun, um Bedrohun-
gen der Pressefreiheit durch staatliche Initi-
ativen abzuwehren. Er machte 1956 Front ge-
gen die in Bayern zum Nachteil der Presse
beabsichtigte Anderung der Beschlagnahme,
zu der nicht mehr der Richter allein, sondern
auch die Polizei berechtigt sein sollte. 1957
kritisierte der Rat den AusschluB der Presse-
fotografen aus dem Bundestag vor der Bun-
destagswahl und die Beschlagnahme -einer
Reihe von Zeitungen wegen der Verdoffentli-

chung eines Wahlinserats. 1958/1959 richtete .

sich der HauptstoB gegen Bestrebungen, den
Ehrenschutz fiir auslandische Staatsoberhdup-
ter zu verstarken (,lex Soraya"). Ein entspre-
chender Entwurf der Bundesregierung war
nach Meinung des Presserates ,gekennzeich-
net durch die Bestimmung, daB eine Beweis-
erhebung iiber die Wahrheit einer ,herabwiir-
digenden Behauptung' unzuldssig sein soll,
die das Privat- oder Familienleben eines aus-
lindischen Staatsoberhauptes oder eines sei-
ner Angehérigen betrifft” ?). Mit dieser Be-
stimmung werde, so urteilte der Rat, ,ein
in der demokratischen Rechtsgeschichte
Deutschlands beispielloser Einbruch in das
Gurndrecht der freien MeinungsduBerung
versucht, dessen Folgen fiir die Freiheit der
Presse unabsehbar wiren” %), Das Thema ,lex
Soraya" brachten die Presseratsmitglieder
auch in einem Gesprach mit Bundeskanzler
Adenauer am 15.Juli 1958 zur Sprache, der
sein Vorhaben verteidigte und die Kritiker
mit der Erklarung zu beschwichtigen suchte:
«Aber, meine Herren, wo denken Sie hin?
Nichts liegt uns ferner, als der politischen
Meinungsfreiheit Ziigel anzulegen. Sie ist né-
tig, und sie bleibt absolut gesichert.” ¥)

Schon kurze Zeit spiter, namlich im Oktober
1958, kamen dem Rat erneut Zweifel daran,

—

') Geschaftsordnung des Deutschen Presserates
vom 1.1.1959, veréffentlicht in: Deutscher Presse-
rat, Tatigkeitsbericht 1956-1959, Zeitungs-Verlag
und Zeitschriften-Verlag (ZV+ZV), Bad Godes-
berg o. J,, 8. 25,

}) Ebd, 8, 35,

!) Ebd,, §. 35,

Y Ebd, S, 39.
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I. AuBere Pressefreiheit

ob das Verstindnis der Regierung von der
Freiheit der Presse mit seinen Vorstellungen
vereinbar sei. Als ,Haupteinwand” gegen ei-
nen Referentenentwurf eines Gesetzes zur
Neuordnung des zivilrechtlichen Persénlich-
keits- und Ehrenschutzes bezeichnete der Rat
am 7.Oktober 1978 die Tatsache, ,daB das
Grundrecht der Pressefreiheit gegeniiber dem
an sich durchaus anerkennenswerten Person-
lichkeitsrecht teilweise kein, teilweise eine
héchst unbefriedigende Beriicksichtigung ge-
funden hat” ). Weiter hieB es in der Stellung-
nahme: ,Der Entwurf iibersieht véllig die
offentliche Aufgabe der Presse im Sinne der
offentlichen Kontrolle. Wiirde der Entwurf in
der vorgeschlagenen Fassung Gesetz, so wiir-
de dies eine schwere Beeintriachtigung der
Pressefreiheit bedeuten, ja, die Frage der
Verfassungswidrigkeit aufwerfen." %)

Markige Worte, fiirwahr, die jedoch auch be-
legen, mit welcher Vehemenz und Geschlos-
senheit der Rat die Pline der Bundesregie-
rung ablehnte. Die sich in solchen Vorhaben
decouvrierende Einstellung zur Pressefreiheit
beschrdnkte sich zu jener Zeit nach Meinung
des Presserates jedoch nicht allein auf die
Regierenden. Kritisch merkte der Sprecher
des Presserates, Franz Karl Maier, im Tatig-
keitsbericht 1960 an: ,Uber die Rangordnung
der Pressefreiheit, iiber das funktionelle
Wesen einer freien Presse im demokratischen
Staat, iiber die konkrete Bedeutung des
Grundrechts der Pressefreiheit, wie es unsere
Verfassung normiert, st6Bt man hdufig genug
auf unklare oder seltsame Vorstellungen, die
der Historiker vermutlich als Uberreste ob-
rigkeitsstaatlichen Denkens diagnostizieren
wiirde. Der Druck der Presse auf die Parla-
mentarier, so hort man ebenso fiihrende wie
pressefreundliche Politiker mit echter Besorg-
nis klagen, sei oft unertrdglich. Die Freiheit
der Presse sei gut und schon; aber wo bleibe
die Freiheit des Abgeordneten von der Furcht
vor der Presse? Die eindrucksvolle Frage
verkennt die Funktion der Presse als eines
Kondensators in jenem vielfdltigen Krifte-
feld, das der Begriff ,6ffentliche Meinung'
umschlieBt. Es gehért zum Wesen der parla-
mentarischen Demokratie, dal der Abgeord-
nete nach seiner Wahl durch das Volk unter

der Kontrolle der o6ffentlichen Meinung
bleibt. Sein politisches Wollen und Handeln
% Ebd, S. 41,
%) Ebd,, S. 41.
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im Parlament muB dem Fegefeuer, als das er
die Erérterungen dariiber in der Presse emp-
finden mag, standhalten kénnen. Tut es das
nicht, so zeugt das gegen die vom Abgeord-
neten vertretene Sache oder gegen ihn selbst,
aber nicht gegen die Presse." 7)

Wie in den Vorjahren lag auch 1960 das
Schwergewicht der Arbeit in der Verteidi-
gung des Freiheitsspielraums der Presse, den
staatlichen Aktivitdten beschneiden wollten.
Dies gilt vor allem fiir die Regierungsvorlage
eines Gesetzes zur Erganzung des Grundge-
setzes (Notstandsgesetz), dessen §1 Abs. 4
die Bundesregierung fiir die Dauer des Aus-
nahmezustandes erméchtigen sollte, gesetzes-
vertretende Verordnungen zu erlassen und
darin fiir die Dauer des Ausnahmezustandes
auch das Grundrecht aus Artikel5 des
Grundgesetzes einzuschréanken. Einstimmig
beschloB der Rat dazu: ,Der Deutsche Pres-
serat hdlt die Aufhebung oder Beschrankung
der in Artikel 5 des Grundgesetzes verbiirgten
Pressefreiheit bei einem Notstand weder fur
zuldssig noch fiir notwendig oder zweckma-
Big. Er ist der Auffassung, daB das Grund-
recht der Pressefreiheit in seinem Wesensge-
halt nicht angetastet werden darf. Der Gesetz-
entwurf 1dBt eine Unterscheidung zwischen
innerem und duBerem Notstand vermissen.
Fir die Uberwindung eines inneren Notstan-
des ist gerade die Wirkung der freien Presse
unentbehrlich.” ¥)

Das Thema Notstandsgesetzgebung beschaf-
tigte die Selbstkontrollinstanz in der Folge-
zeit noch haufiger., So wurde im Dezember
1962 aus den vorgeschlagenen Bestimmungen
fiir die Notstandsverfassung fiir den Rat ,er-
sichtlich, daB man die Presse primar als lasti-
ge, gefdhrliche und des WVertrauens nicht
wiirdige Einrichtung betrachtet, gegen die im
Falle der d@uBeren und inneren Gefahr, ja so-
gar schon im Katastrophenzustand, weitestge-
hende gesetzgeberische und verwaltungsmad-

II. Die Pressekonzentration

Ende der sechziger Jahre riickte, nicht zuletzt
dank des stiirmischen Protests der AuBerparla-

7) Deutscher Presserat. Tatigkeitsbericht 1960,
Zeitungs-Verlag und Zeitschriften-Verlag, Bad Go-
desberg o. J., S. 4.

5) A a O,S.50.

?) Deutscher Presserat. Tatigkeitsbericht 1964,
Zeitungs-Verlag und Zeitschriften-Verlag, Bad Go-
desberg o. J., S. 52.
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Bige Beschrankungsmdglichkeiten geschaffe
werden sollen. Der Entwurf setzt sich dariibe
hinweg, daB die freie Presse ein wesentl
cher Bestandteil eben jener demokratischer
Grundordnung ist, die es in Notzeiten z
verteidigen gilt." ¥)

In der Auseinandersetzung iiber die Not
standsgesetzgebung beschrdnkte sich de
Presserat nicht auf Veto-Positionen; er legte
auch von sich aus ,Leitsdtze fiir die Neufas.
sung des Entwurfs eines Gesetzes iiber die
Errichtung von Pressekommissionen fiir der
Zustand der &ubBeren Gefahr" ') vor. Im
zehnten Jahr seines Wirkens, also 1966,
konnte der Rat schlieBlich mit ,Genugtuung
zur Kenntnis nehmen, ,daB in dem neuen
Entwurf einer Notstandsverfassung, wie er
gegenwdrtig im Bundestag vorliegt, keinerlei
Einschrankung der Grundrechte aus Arti-
kel 5 GG vorgesehen und damit der Gesetz-
entwurf i{iber die Errichtung einer Bundes-
pressekommission im Falle der duBeren Ge-
fahr hinfallig geworden ist" ).

Ob es dem Wirken des Presserates zu ver-
danken ist, daB die Bundesregierung zuriick-
stecken mubBte, bleibt selbstverstindlich un-
beweisbar. Festzuhalten ist jedoch, dal die
Mitglieder des Gremiums nicht nur in der
Frage der Pressefreiheitsbeschriankungen im
Zusammenhang mit der Notstandsgesetzge-
bung, sondern auch in allen anderen Faillen,
in denen das Grundrecht des Artikels5 zu-
gunsten anderer Rechte durch MalBnahmen
der Legislative und Exekutive beschnitten
werden sollte, an einem Strang zogen und
ihre Ablehnung in zahlreichen Resolutionen
kompromiBlos zum Ausdruck brachten, Dies
geschah auch — abgesehen von den bereits
erwihnten Fillen — in der Kritik an der
Aktion gegen den ,Spiegel” in der Nacht
vom 26. zum 27. Oktober 1962 und mit der
Forderung nach einer Reform des Zeugnis-
verweigerungsrechts.

mentarischen Opposition gegen den Springer
Verlag, das Problem der Pressekonzentration
in den Mittelpunkt der medienpolitischen

1% Verbffentlicht in: Deutscher Presserat. Tatio
keitsbericht 1965, Zeitungs-Verlag und Zeitschrif-
ten-Verlag, Bad Godesberg o. J., S. 30 ff.

) Deutscher Presserat. Tatigkeitsbericht 1966
Zeitungs-Verlag und Zeitschriften-Verlag, Bad Go-
desberg 0. J., S. 7.
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Diskussion — ein Thema, das der Presserat
gleich zu Beginn seiner Arbeit als Aufgabe
erkannte und in seiner Satzung festschrieb,
ausfithrlich aber erst 1965 erdrterte. Vorgdn-
ge im Bereich der Tagespresse und Zusam-
menschliisse grofier Publikumszeitschriften
veranlaBten die Selbstkontrolleure am 27. Sep-
tember 1965 zu einer EntschlieBung: ,Der
Deutsche Presserat beobachtet Konzentra-
tionserscheinungen in der deutschen Pres-
se, die zu einer Gefdhrdung der Pressefreiheit
in der Bundesrepublik flihren kénnen. Das
Grundrecht der Pressefreiheit wird durch
eine vielgestaltige und umfassende Informa-
tion der Allgemeinheit und durch eine Viel-
falt unabhdngiger Publikationsmittel gewahrt.
Die Uffentlichkeit und der Gesetzgeber haben
die Aufgabe, den Gefahren entgegenzuwir-
ken, die durch eine Konzentration im Presse-
wesen fiir die Informations- und Meinungs-
freiheit entstehen konnen. Dabei ist zwischen
den Grundrechten der Gewerbefreiheit und
der freien Berufswahl einerseits und der
Pressefreiheit andererseits sorgfaltig abzuwa-
gen. Der Deutsche Presserat wird sich in
der nachsten Zukunft mit diesem Problem ein-
gehend beschdftigen und hat hierfiir eine be-
sondere Kommission eingesetzt.” '*)

Anders als in den oben geschilderten Fallen
staatlicher Bedrohung der Pressefreiheit hielt
sich der Presserat mit dieser Resolution bei
der Beurteilung der Pressekonzentration zu-
nichst also nobel zuriick. Im Tétigkeitsbe-
richt fiir 1965 begriindete Ratssprecher Focko
Lipsen, warum keine konkrete aktuelle Mei-
nung zu konkreten aktuellen Vorkommnissen
moglich war: ,Eine schnelle Stellungnahme
2 diesen vielschichtigen Fragen, wie sie
vielleicht von manchem erwartet worden ist,
wire der Arbeitsweise des Presserats nicht
angemessen. Frei von Emotionen und der
Suggestion gewisser Schlagworte wird die
von ihm gebildete Kommission das zur Ur-
teilsbildung notwendige Material zusammen-
tragen... Erst nach Sammlung und Auswer-
tung dieses Materials sieht sich der Presserat
in der Lage, eine grundsatzliche Stellungnah-
me zur Konzentrationsbewegung im deut-
schen Pressewesen abzugeben,” 1)

D.aB die Problematik der Pressekonzentration
Vielschichtig ist, hat sich in der Tat inzwi-
schen herumgesprochen: Es gibt Pressekon-

—

") Deutscher Presserat. Tatigkeitsbericht 1965,
15

zentration aus politischen und wirtschaftli-
chen Griinden, es gibt Not- und Lustfusionen,
es gibt die Beteiligung pressefremden Kapi-
tals, und es gibt schlieBlich handfeste Ratio-
nalisierungsgriinde — nicht nur in der Her-
stellung, sondern auch beim WVertrieb. Der
Rat war also gut beraten, die komplexe Kon-
zentrationsfrage griindlich untersuchen zu
lassen.

Im Dezember 1967 lagen die Ergebnisse der
Erhebung iiber die Struktur der Tagespresse
in der Bundesrepublik einschlieBlich West-
Berlins vor. Kurze Zeit spdter, im Februar
1968, duBerte sich das Selbstkontrollgremium
dann, ausgehend von der Bestandsaufnahme,
zu den Konzentrationsvorgingen und zum
Wettbewerb in der deutschen Presse. Einlei-
tend heiBit es, der Rat beobachte ,mit Sorge,
daB die Konzentration im deutschen Presse-
wesen fortschreitet, die Zahl der Vollredak-
tionen sich verringert und die Zahl der Stadt-
und Landkreise, in denen nur noch eine Zei-
tung erscheint, zunimmt” ), In dem Vor-
schlag, den Auflagenanteil von GroBverlagen
an der Gesamtauflage der Tagespresse zu be-
grenzen, sah die Mehrheit des Presserats
«kein addquates Mittel, die Pressefreiheit und
die Informationsfreiheit des Biirgers zu si-
chern" %), Gleichzeitig sprach sich das Gre-
mium fiir eine Neufassung des geltenden
Kartellrechts und die Offenlegung der Besitz-
verhéltnisse in der Presse aus und empfahl
»zu priifen, ob und in welcher Form eine Ge-
nehmigungspflicht fiir Zusammenschliisse und
Verkdufe in Erwdgung zu ziehen ist" 19),

Damit blieb die Mehrheit des Presserates hin-
ter den Vorschldgen zuriick, die eine von der
Bundesregierung einberufene Pressekommis-
sion, die sogenannte Ginther-Kommission,
gemacht hatte. Immerhin erklarte wenigstens
eine Minderheit von fiinf der 14 anwesenden
Presseratsmitglieder im September 1968 bei
der Stellungnahme zum SchluBibericht der
Pressekommission, sie halte den Vorschlag,
Marktanteilsbegrenzungen einzufiihren, .nicht
fir eine ideale Losung, betrachte diesen
Vorschlag jedoch im Hinblick auf die be-
drohliche Entwicklung als eine diskutable
Verhandlungsgrundlage”. Diese Minderheit
wiirde es, wie sie betonte, ,bedauern, wenn

1) Deutscher Presserat. Tatigkeitsbericht 1967,
Zeitungs-Verlag und Zeitschriften-Verlag, Bad Go-
desberg o. J., 5. 44.

15) Ebd., S. 45.

%) Ebd,, S. 46.
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der Gesetzgeber gegeniiber der Entwicklung
in Passivitdt verharren wirde" 7).

Wie bekannt, hat sich der Gesetzgeber — ab-
gesehen von einigen Reférmchen wie dem
Pressestatistikgesetz und der Pressefusions-
kontrolle — auf dem Sektor Pressekonzentra-
tion nicht gerade durch einen besonderen
Aktivismus ausgezeichnet. Er verharrte mehr
oder weniger, was eine Presseralsminderheit
schon vor zehn Jahren vorausschauend be-
dauerte, in Passivitat. Dies zu erwdhnen er-
scheint angebracht, wenn man die Position
des Presserats kritisch analysiert. In der Tat
war von einem Gremium, das zur Halfte aus
Verlegern besteht, in Sachen Pressekonzen-
tration bis auf Kosmetik nichts Durchgreifen-
des zu erwarten. Wie sollten sich beispiels-
weise der Préasident des Bundesverbandes
Deutscher Zeitungsverleger, Dr. Johannes
Binkowski, als Presseratsmitglied — wund
wenn er auch noch so viel auf die in der Sat-
zung verankerte Unabhidngigkeit und Wei-
sungsfreiheit seiner Personlichkeit verwiesen
hdtte — fiir Marktanteilsbegrenzungen aus-
sprechen, nachdem der von GroBiverlagen in
seiner Politik maBgeblich gesteuerte Verband
solche Plane vehement bekampft hatte! Und
als Verbandsmitglieder handelten in diesem
Falle wohl auch andere Presseratsmitglieder
aus dem Verleger-Lager solidarisch mit Dr.
Binkowski — ob aus Einsicht, Eigennutz oder
Verbandsdruck mag dahingestellt bleiben;
aber eine These bietet sich bereits an dieser
Stelle an: Wenn es um handfeste 6konomi-
sche Interessen geht, ist nicht zu erwarten,
daB die Verleger im Presserat ihren Interes-
senstandpunkt vor der Sitzungstiir an der
Garderobe abgeben. Die Journalisten-Bank
hat dies, so scheint es jedenfalls, lingere Zeit
nicht so klar erkannt. Erst in den siebziger
Jahren gestanden sich Verleger und Journali-
sten der Selbstkontrollinstanz ein, daf die
Ansichten zur Pressekonzentration, sofern sie
tiber allgemeine Beileidsbekundungen hinaus-
gehen und zu konkreten MaBnahmen vorsto-
Ben sollten, nicht auf einen gemeinsamen Nen-
ner zu bringen waren '®). Die Folge: Eine ur-
spriinglich vom Rat eigens geschaffene Kom-

17) Deutscher Presserat. Tatigkeitsbericht 1968,
Zeitungs-Verlag und Zeitschriften-Verlag, Bad Go-
desberg o. J., S. 31.

%) Dies gilt auch fiir die ,EntschliéBung zur In-
formationsvielfalt in Zeitungen mit Alleinstel-
lung vom 5./6. Juli 1973*, die. sich auf die Empfeh-
lung beschrénkte, Zeitungen ohne Konkurrenz
sollten auch iiber Auffassungen berichten, die sie
selbst nicht teilten.”
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mission fiir Fragen der Konzentration im deut
schen Pressewesen stellte ihre Tatigkeit prak
tisch sang- und klanglos ein.

Als ein Mittel, Pressekonzentration wenig
sten ertrdglich zu machen, gilt nun seit lan
gem die redaktionelle Mitbestimmung. Si
konnte, so wird argumentiert, den Freiraun
garantieren, der durch Ballung publizisti
scher Macht in der Hand weniger weiter ein
geschniirt zu werden droht. Der Presserat ha
diesen Zusammenhang durchaus gesehen unc
sich in den Debatten iiber die Pressekonzen
tration auch zur Regelung des Verhdltnisses
zwischen Verlag und Redaktion geduBert, au
naheliegenden Griinden allerdings stets
wachsweich, ohne je erkennen zu lassen, daf
bestimmte Rechte von der Verleger- auf die
Journalisten-Seite transportiert werden mif
ten, wenn eine Regelung {iberhaupt Sinn und
Verstand haben sollte. So heilit es beispiels-
weise in der Resolution vom 19./20. Septem-
ber 1968 ausweichend, die vorliegenden Ent-
wiirfe der Berufsverbdande der Zeitungsverle-
ger und der Journalisten zur Frage der bei-
derseitigen Funktionen, ,die eine weitgehen-
de Ubereinstimmung erkennen lassen, ent-
sprechen in ihrer Grundtendenz den Vorstel-
lungen des Deutschen Presserates. Danach
hat der Redakteur im Rahmen der vom Verle-
ger festgelegten Richtlinien fiir die grund-
satzliche Haltung der Zeitung und im Rah-
men der Redaktionsordnung Freiheit bei
der Gestaltung des redaktionellen Teils im
einzelnen. Der Redakteur darf nicht veranlaft
werden, gegen seine Uberzeugung zu han-
deln. Der Presserat spricht die Erwartung
aus, daB zwischen den Berufsverbdnden der
Journalisten und der Verleger alshald eine
Einigung in diesem  Sinne  zustande
kommt.” 19)

Geeinigt haben sich beide bekanntlich bis
heute nicht, und der Gesetzgeber wird sich
hiiten, vor Wahlen mit einem Entwurf zur Si-
cherung der inneren Pressefreiheit herauszu-
kommen; aber wann sind in der Bundesrepu
blik keine Wahlen? So gesehen wire es un
fair, es ausgerechnet dem Presserat anzula-
sten, daB er in dieser Frage keine klare Posi-
tion bezogen hat. Das tun schlieBlich auch
andere nicht, und dies trotz recht eindeuti
lautender  Parteitagsbeschliisse. DemmC_h
bleibt festzuhalten, daB der Presserat in seé
ner Erklarung nur Selbstverstandlichkeiten

19) Deutscher Presserat. Tatigkeitsbericht 196
a.a. 0, S. 36.
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und ohnehin Unstrittiges wverkiindet hat.
Mehr-ist von einer Instanz, der Verleger und
Journalisten angehéren, realistischerweise
nicht zu erwarten. Zu fragen ist allerdings,
warum sich der Presserat angesichts der
durchaus bekannten Interessen- und Macht-
konstellation tiberhaupt einem Thema zuwand-
te, das in seiner Kernsubstanz von Verlegern
anders gesehen wird als von Journalisten.
Frst Mitte der siebziger Jahre wuchs die Ein-
sicht, daB sich der Rat aus medienpolitischen
Kontroversen seiner Tragerverbdnde, also des
Bundesverbandes Deutscher Zeitungsverleger

und des Verbandes Deutscher Zeitschriften-
verleger auf der einen und des Deutschen
Journalisten-Verbandes sowie der Deutschen
Journalisten-Union in der Industriegewerk-
schaft Druck und Papier auf der anderen Sei-
te, tunlichst heraushalten sollte. Seither iibt
der Rat in medienpolitischen Fragen weiter-
hin Abstinenz und konzentriert sich auf jene
Probleme, die ihn zwar von Anfang an be-
schaftigt haben, gelegentlich jedoch in den
Hintergrund gedrdangt wurden: auf die Pro-
bleme der publizistischen Moral der deut-
schen Presse.

III. VerstoBe gegen die publizistische Moral

Fragt man vorab pauschal, ob es der Selbst-
kontrollinstitution der deutschen Presse gelun-
gen ist, schlechte Sitten und Gebréduche in den
Redaktionen zu verbessern, gerdt man bei ei-
ner konkreten Antwort selbstverstindlich ge-
waltig ins Schwimmen. Wissenschaftlich
exakt meBbar ist derlei sicherlich nicht. Seit
einigen Jahren steht schwarz auf weiB im so-
genannten Pressekodex geschrieben, was un-
ter publizistischer Moral zu verstehen ist,
Der Kodex wurde vom Deutschen Presserat
in Zusammenarbeit mit den Presseverbdnden
beschlossen, dem damaligen, Bundesprasiden-
ten Gustav Heinemann am 12, Dezember 1973
iberreicht und zur Richtschnur fiir die Arbeit
des Rates. Die ,Publizistischen Grundsitze"
und die sie erganzenden ,Richtlinien fiir die
redaktionelle Arbeit" sind sozusagen das
‘Grundgesetz des Deutschen Presserates; sie
dienen, wie sie ausdriicklich von sich selbst
behaupten, ,der Wahrung der Berufsethik”,
wiewohl sie natiirlich keine rechtlichen Haf-
tungsgriinde darstellen. Sie sollten jedoch,
was freilich der Praxis kraB widerspricht,
jedem Journalisten in Fleisch und Blut iiber-
gegangen, jedem Volontdr als erstes Papier
nach dem Ausbildungsvertrag ausgehandigt
worden sein.

Der Pressekodex umfaft 15 Punkte. Der erste
betrifft die ,Achtung vor der Wahrheit” und
die ,wahrhaftige Unterrichtung der Offent-
lichkeit*, die als ,oberstes Gebot der Presse”
bezeichnet wird. Konkreter heift es in Punkt 2:
«Zur Veréffentlichung bestimmte Nachrichten
und Informationen in Wort und Bild sind mit
der nach den Umstinden gebotenen Sorgfalt
auf ihren Wahrheitsgehalt zu priifen. Ihr Sinn
darf durch Bearbeitung, Uberschrift oder

25

Bildbeschriftung weder entstellt noch ver-
falscht werden,” Konsequent ausgelegt sind
wohl gerade bei der Boulevardpresse fast
tdglich VerstoBe gegen diesen Grundsatz zu
beobachten. ,Bild“ und andere Blatter, die
sich durch Schlagzeilen verkauflich machen,
hat der Presserat in der Tat wegen ihrer ver-
falschenden Uberschriften schon haufiger ge-
riigt. Kann man im Ernst darauf hoffen, daB
diese Kritik die Macher beeindruckt und sie
davon abhdlt, in der reiBerischen Verkiin-
dung mehr zu versprechen, als der Text her-
gibt? Man mag dies bedauern, dndern wird
man es nicht. Vor die Wahl gestellt, Punkt
2 des Pressekodexes strikt einzuhalten oder
mit einer auf den Nervenkitzel von Mil-
lionen richtig spekulierenden Balkeniiber-
schrift haarscharf an der Wahrheit vorbeizu-
formulieren, wird sich der Boulevardjourna-
lismus aus Griinden der besseren Verkéauf-
lichkeit seiner Produkte fast immer fiir das
letztere entscheiden.

Der dritte Punkt der ,Publizistischen Grund-
sdtze" lautet: ,Veroffentlichte Nachrichten
oder Behauptungen, die sich nachtraglich als
falsch erweisen, hat das Publikationsorgan,
das sie gebracht hat, unverziiglich von sich
aus in angemessener Weise richtigzustellen.”
Jeder, der einmal versucht hat, eine Gegen-
darstellung in einer Zeitung oder Zeitschrift
unterzubringen, weiB ein Lied davon zu sin-
gen, wie gern die Redaktionen in solchen
Féllen auf den Leserbrief-Teil verweisen. Ge-
wohnlich kommt nur der zum Ziel, der hart-
nackig bleibt oder Profi ist, und er muB sich
dann normalerweise auch noch vor der Ge-
gendarstellung den Hinweis der Redaktion
gefallen lassen, sie sei ohne Riicksicht auf
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den Wahrheitsgehalt nach dem Landespresse-
gesetz zum Abdruck verpflichtet. Und um ja
zu beweisen, wie recht man trotz Gegendar-
stellung hat, neigt dann so manche Redaktion
auch noch dazu, in einem redaktionellen Zu-
satz ihre Position zu dokumentieren. Wer —
wie der Deutsche Presserat in seinem Presse-
Kodex — angesichts solcher Praktiken ver-
langt, daB falsche Nachrichten von Publika-
tionsorganen ,von sich aus" richtiggestellt
werden, hat sich in der Tat ein ganz schénes
Stick von der Realitat entfernt, was natiirlich
nicht heiBen kann, daB das hohe Ziel nicht
auch weiterhin angestrebt werden sollte. Nur:
Wiirde der Presserat konsequent darauf be-
stehen, daB die im Punkt drei niedergelegten
Grundsdtze auch tatsdchlich eingehalten wer-
den, miiite er eigentlich Tag fiir Tag titig
werden.

Dies gilt mit Sicherheit nicht fir den vierten
Punkt des Pressekodex, der da lautet: ,Bei
der Beschaffung von Nachrichten, Informa-
tionsmaterial und Bildern dirfen keine unlau-
teren Methoden angewandt werden.” VerstoBe
gegen diesen Grundsatz kommen selten vor,
haben den Presserat auch nur in zwei Fallen
beschaftigt. Einmal war im Zusammenhang
mit dem Bundestagsabgeordneten Julius Stei-
ner, der 1972 beim Mibtrauensvotum gegen
den damaligen Bundeskanzler Willy Brandt
eine wichtige Rolle gespielt haben will, die
Mlustrierte ,Quick” betroffen, deren Informa-
tionsbeschaffung in einer Resolution des Ra-
tes so kommentiert wurde: ,Exklusivvertrd-
ge und abschirmende MafBnahmen dirfen
nicht dazu fihren, daB durch ein angestrebtes
Informationsmonopol die Unterrichtung der
Offentlichkeit tiber Vorgange oder Ereignis-
se, die nach Bedeutung, Gewicht und Trag-
weite von allgemeinem Interesse und fiir die
politische Meinungs- und Willensbildung we-
sentlich sind," eingeschriankt oder verhindert
und die iibrige Presse von der Beschaffung
von Nachrichten dieser Bedeutung ausge-
schlossen sind." *Y) Ein zweiter Fall beschaf-
tigte 1979 die Selbstkontrollinstitution, als
Mitarbeiter der ,Bild"-Redaktion Frankfurt in
die verschlossene Wohnung eines Frankfur-
ters eingedrungen waren, der unter dem Ver-
dacht des DrogenmibBbrauchs voribergehend
festgenommen worden war. Der Rat stellte in
einer EntschlieBung fest: ,Der Einbruch in
die verschlossene Wohnung des Festgenom-

#) Deutscher Presserat, Tatigkeitsbericht 1973
Zeitungs-Verlag und Zeitschriften-Verlag, Bad Go-,
desberg o. J., S. 24.
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menen zum Zweck der Beschaffung von Bil-
dern und Informationen stellt einen eindeuti.
gen VerstoB gegen die Ziffern 4 und 8 (,Es wi-
derspricht journalistischem Anstand, unbe-
grindete Beschuldigungen, insbesondere ehr-
verletzender Natur, zu verdtifentlichen’, die
Red.) des Pressekodex dar. Solche Arbeitsme-
thoden schddigen das Ansehen der gesamten
Presse.” *!)

Punkt5 der ,Publizistischen Grundsdtze®
spricht eine Frage an, die in Journalisten-
kreisen eigentlich keiner weiteren Erwih-
nung bedarf: ,Jede in der Presse tdtige Per-
son”, so heiBt es da, ,wahrt das Berufsge-
heimnis, macht vom Zeugnisverweigerungs-
recht Gebrauch und gibt Informanten ohne
deren ausdriickliche Zustimmung nicht
preis.” Der Appell an die in der Presse Tati.
gen ist, wenn man sich die journalistische
Praxis ansieht, wohl kaum nétig gewesen.
Fille, in denen Journalisten ihre Informanten
preisgegeben haben, sind jedenfalls nicht be-
kannt geworden. Andererseits hat der Gesetz-

-geber hdufiger Anldufe gemacht, das Zeug-

nisverweigerungsrecht einzuschranken —
Versuche, die beim Presserat stets und ein-
miitig bei den Journalisten und Verlegemn
auf Ablehnung gestofien sind. Dies ist ib-
rigens nicht weiter verwunderlich, denn
schlieflich liegt beiden daran, daB durch das
Zeugnisverweigerungsrecht alle Informations”
quellen verdeckt und neue erschlossen wer-
den konnen. Mit der gegenwirtig geltenden
bundesrechtlichen Regelung dieser Materie
vom Juli 1975 ist der Rat allerdings nicht zu-
frieden. Er sieht darin gegeniiber den friihe-
ren landespresserechtlichen Normierungen,
die das Bundesverfassungsgericht nicht fir
verfassungskonform gehalten hat, da den
Landern nach Ansicht des Gerichts die Kom-

‘petenz zur Gesetzgebung dieses Problemkrei-

ses fehlte, einen Riickschritt. In einer umfas-
senden Stellungnahme hat der Rat im Dezem-
ber 1978 verlangt, das Gesetz liber das Zeug-
nisverweigerungsrecht der Mitarbeiter von
Presse und Rundfunk wvom 25.Juli 1975 zu
novellieren. Nach der jetzigen Fassung des
§ 97 der StrafprozeBordnung gelten beispiels:
weise die Beschriankungen der Beschlagnah-
me nicht, ,wenn die zur Verweigerung des
Zeugnisses Berechtigten einer Teilnahme
oder eine Begiinstigung, Strafvereitelung oder
Hehlerei verdachtigt sind, oder wenn es sich
um Gegenstinde handelt, die durch eine

) Veroffentlicht in: ,journalist”, Heft3/197%
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Straftat hervorgebracht oder zur Begehung
einer Straftat gebraucht oder bestimmt sind
oder die aus einer Straftat herrithren”. Dazu
hat der Presserat kritisch angemerkt, daB der
Schutz der Informationsquellen allzu leicht
umgangen werden konnte, wenn die Strafver-
folgungsbehdrden das Recht hdtten, die Per-
son des Informanten im Wege der Beschlag-
nahme oder der Durchsuchung von Redak-
tionsrdumen, von Verlagshdusern und Rund-
funkanstalten festzustellen. Diese ergdnzende
Sicherung, so betonte der Rat, sei vom Bun-
desgesetzgeber durch die Einfithrung der so-
genannten Strafverstrickung eingeschrankt
worden. Gerade Journalisten seien aber, ins-
besondere bei Verodffentlichungen strafbaren
Inhalts, zwangsldufig dem Verdacht der Mit-
taterschaft oder der Begiinstigung ausgesetzt.
In solchen Fallen ist die Durchsuchung und
Beschlagnahme bei Presse und Rundfunk zu-
lissigy — eine Regelung, die nach Meinung
des Presserats dem ,Sinn und Zweck des
Zeugnisverweigerungsrechts widerspricht"” *2),

Bedenken meldete die Selbstkontrollinstanz
auch hinsichtlich der . Beschrankung des
Zeugnisverweigerungsrechts und der Auswei-
tung des Beschlagnahmerechts an. Die Még-
lichkeit der Beschlagnahme von selbsterarbei-
tetem Material, insbesondere von Pressefotos,
mache die Journalisten in den Augen der Of-
fentlichkeit, speziell bei Demonstrationen, zu
Hilfsorganen der Strafverfolgungsbehorden.
Aus den genannten kritischen Einwédnden 136t
sich folgern: Im Konflikt zwischen den Inter-
essen der Strafverfolgungsbehdrden und der
Presse steht der Rat ganz eindeutig auf der
Seite der Presse.

Lingst nicht so eindeutig ist freilich seine
Position, wenn es um die Umsetzung von
Punkt 6 der ,Publizistischen Grundsdtze" in
die Praxis geht; zwar spricht der Presseko-
dex davon, daB es die Verantwortung der
Presse gegeniiber der Uffentlichkeit gebiete,
«daB redaktionelle Vertffentlichungen nicht
durch private oder geschiftliche Interessen
Dritter beeinfluBt werden”, und er stellt auch
kategorisch fest, daB Verleger und Redakteur
derartige Versuche abwehrten und ,auf eine
klare Trennung zwischen redaktionellem
Text und Veréffentlichungen zu werblichen
?wecken" achteten. Die Wirklichkeit sieht
jedoch, wie jedermann weiB, anders aus. Auf
——

o Antrag des Deutschen Presserates auf Novel-
lierung des ,Gesetzes iiber das Zeugnisverweige-

rungsrecht der Mitarbeiter von Presse und Rund-
funk* vom 25. 7. 1975,

2

den Auto-und-Motor-, den Reise-und-Mode-
und den Haus-und-Garten-Seiten, um nur ei-
nige zu nennen, sind der redaktionelle und
der Anzeigenteil lingst eine innige Verbin-
dung eingegangen. Anders gesagt: Der redak-
tionelle Teil hat die Funktion ibernommen,
die Anzeigenplantagen ein wenig aufzulok-
kern; da kann von einer klaren Trennung
weiB Gott nicht die Rede sein. Der Rat hat
sich nur in wenigen Fillen mit diesem Pro-
blem befaBt; es scheint so, als ob er diesen
Teil seines Kodexes selber nicht ganz ernst
nimmt.

Bei Punkt 7 der ,Publizistischen Grundsatze"”
geht es um das Privatleben und die In-
timsphdre des Menschen: ,Beriithrt das pri-
vate Verhalten eines Menschen o&ffentliche
Interessen, so kann es auch in der Presse er-
ortert werden. Dabei ist zu priifen, ob durch
eine Verdffentlichung Personlichkeitsrechte
Unbeteiligter verletzt werden.” Néahere Aus-
fiihrungen hierzu enthdlt eine Resolution des
Rates vom 2./3. Dezember 1975, in der bei-
spielsweise empfohlen wird, ,bei der Bericht-
erstattung tber den Freitod Zurilickhaltung
zu wahren. Dies gilt insbesondere fiir die
Nennung von Namen und die Schilderung
ndherer Begleitumstdnde. Eine Ausnahme ist
dann zu rechtfertigen, wenn es sich um einen
Vorfall der Zeitgeschichte handelt und ein 6f-
fentliches Interesse an einer Berichterstat-
tung besteht.” *) Freilich enthdlt auch diese,
die ,Publizistischen Grundsdtze"” am Beispiel
der Freitod-Berichterstattung konkretisieren-
de Erkldarung viele allgemeine Wendungen,
die es dem einzelnen Journalisten im konkre-
ten Fall nicht leicht machen, sich fiir oder
gegen eine Veroffentlichung zu entscheiden
und dabei mit den Vorstellungen des Presse-
rates konform zu gehen. Abwdgungen, ob es
sich um einen Vorfall der Zeitgeschichte
handelt und ein offentliches Interesse an der
Berichterstattung besteht oder nicht”, kann
der Presserat, dhnlich wie die Gerichte, nicht
dem einzelnen Journalisten abnehmen. Es
kommt auf den Einzelfall an, und jeder Fall
liegt normalerweise ein wenig anders.

Der Presserat ist, was an dieser Stelle noch
einmal ausdriicklich unterstrichen werden
soll, keine gerichtliche Instanz, Er fdllt keine
Urteile dariiber, ob etwas recht- oder unrecht-
maéBig geschehen ist. Auch wenn sein Ver-

¥) Deutscher Presserat. Tatigkeitsbericht 1975/76,
Zeitungs-Verlag und Zeitschriften-Verlag, Bonn-
Bad Godesberg o. J., S. 85.
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fahren, beispielsweise die Einvernahme der
Angeschuldigten, gelegentlich an ein Gericht
erinnert — der Rat befindet nur dariiber, ob
gegen den Pressekodex verstoBen wurde oder
nicht.

Diesem Kodex zufolge widerspricht es, wie
es in Punkt 8 heiBit, ,journalistischem An-
stand, unbegriindete Beschuldigungen, insbe-
sondere ehrverletzender Natur, zu veroffentli-
chen”. Damit sind vor allem Verdachtigungen
gemeint (Uberschriften mit Fragezeichen), zu
denen gerne dann Zuflucht genommen wird,
wenn sich etwas nicht beweisen ldBt. Natiir-
lich hat der Betroffene die Mdglichkeit, ge-
gen falsche Tatsachenbehauptungen vorzuge-
hen und eine Gegendarstellung zu erwirken.
Der Pressekodex mochte jedoch die Journali-
sten dazu anhalten, noch vor der juristischen
Grenzlinie haltzumachen und mit Beschuldi-
gungen vorsichtig umzugehen, denn Gegen-
darstellungen hin, Gegendarstellungen her,
Fragezeichen hin, Fragezeichen her — wer
etwa verdachtigt wird, ein Spion zu sein,
wird lange Zeit mit einem Makel behaftet
sein..

Fragen des Anstands sind jenseits des Justiti-
ablem naturgemdB hdufig Geschmacksfragen;
dieser Komplex wird mit Bezug auf das sittli-
che und religiose Empfinden von Personen-
gruppen in Punkt 9 des Pressekodexes an-
gesprochen: ,Veréffentlichungen in Wort und
Bild, die das sittliche und religiose Emp-
finden einer Personengruppe nach Form und
Inhalt wesentlich verletzen kénnen, sind mit
der Verantwortung der Presse nicht zu ver-
einbaren.” Eine solche Unvereinbarkeit stellte
der Rat 1977 fest. Das Nachrichtenmagazin
sDer Spiegel” verdtffentlichte damals als Ti-
telbild eine Nacktfotografie der Tochter einer
franzésischen Bildjournalistin. ,Im Interesse
der Jugend miBbilligte es der Beschwerde-
AusschuBl, daB ein Kind in derart plakativer
Form als Sexualobjekt abgebildet wurde.” %)

Auch die ,unangemessen sensationelle Dar-
stellung von Gewalt und Brutalitdt”, die der
zehnte Punkt der ,Publizistischen Grundséitze"
behandelt, beschiftigte wiederholt den Pres-
serat. DaB es dabei mehr als einmal um
«Bild" ging, wird niemanden verwundern.
Blatter, die auf dén Verkauf am Kiosk ge-
trimmt und entsprechend sensationell in der
Aufmachung sind, ecken naturgemdf an die-
ser Stelle des Pressekodexes besonders

) Deutscher Presserat. Jahrbuch 1978, Bad Go-
desberg 0. J,, S. 34.
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schnell an. Freilich hat auch die Debatte tiber
.Gewalt im Fernsehen" gezeigt, auf wie
schwankendem wissenschaftlichem Boden die
Aussagen iiber die Wirkungen brutaler Dar-
stellungen auf die Konsumenten stehen.

Lange Zeit fiel es dem Presserat wesentlich
leichter, dem elften Punkt des Pressekodexes
zur Geltung zu verhelfen, der urspriinglich
bestimmte, daB niemand wegen seiner Zuge-
horigkeit zu einer rassischen, religiosen oder
nationalen Gruppe diskriminiert werden darf.
1978 fiihlten sich viele Frauen durch ,stern”-
Titelfotos so diskriminiert, daB sie den Pres-
serat anriefen. Der appellierte in einer allge-
meinen Resolution an die Presse, dem heuti-
gen Selbstverstindnis der Frau in der Gesell-
schaft deutlicher Rechnung zu tragen und er-
ganzte seine ,Grundsatze" durch den Zusatz,
daB auch niemand ,wegen seines Ge-
schlechts” diskriminiert werden dirfe.

Besonders umstritten und deshalb auch hadu-
fig vom Presserat zu behandeln ist hingegen
der Punkt 12 der ,Publizistischen Grundsat-
ze", der verlangt: ,Die Berichterstattung iiber
schwebende Ermittlungs- und Gerichtsverfah-
ren muBl frei von Vorurteilen erfolgen. Die
Presse vermeidet deshalb vor Beginn und
wihrend der Dauer eines solchen Verfahrens
in Darstellung und Uberschrift jede einseitige
oder prdjudizierende Stellungnahme. Ein Ver-
déachtiger darf vor einem gerichtlichen Urteil
nicht als Schuldiger hingestellt werden.” Ein
Blick in die Tagespresse zeigt: Vorverurtei-
lungen sind sozusagen an der Tagesordnung,
nicht nur bei Spionen und Terroristen, auch
bei Mordern und Gangstern.

Punkt 13 des Pressekodex geht auf die Be-
richte {iber medizinische Themen ein, die un-
begriindete Befiirchtungen oder Hoffnungen
beim Leser wecken konnten, und Punkt 14 auf
die Annahme und Gewdhrung von Vorteilen,
die geeignet sind, die Entscheidungsfreiheit
von Verlag und Redaktion zu beeintrdchtigen
— zwei Themen, die zur Zeit nicht sonderlich
aktuell sind. Dagegen fithrt der letzte Punkt
der ,Grundsatze” zur Kernfrage, zur Frage
nach der Beachtung und Wirkung des Presse-
rates. ,Es entspricht fairer Berichterstattung®,
so lautet Punkt 15, ,vom Deutschen Presserat
offentlich ausgesprochene Riigen abzudruk-
ken, insbesondere in den betroffenen Publika-
tionsorganen”. Um gleich beim zuletzt Er-
wihnten zu beginnen: Die Betroffenen ver-
schweigen so gut wie immer, daB der Presse-
rat in einer &ffentlichen Erkldrung ihr Ver
halten getadelt und den VerstoB gegen die
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,Publizistischen Grundsdtze” offentlich ge-
riigt hat. Und wenn schon einmal eine Riige
publiziert wird, dann in der Regel mdglichst
klein und verschdmt, so gut wie nie jeden-

falls in einer typographischen Aufmachung,

die mit der Meldung oder dem Bericht
gleichzusetzen wadre, die AnlaB fiir eine
Riige waren.

IV. Die Wirksamkeit des Presserates

Das Echo, das gerade die Riigen des Pressera-
tes in der Offentlichkeit finden, kann durch-
aus als MabBstab fiir seine Wirksamkeit auf
dem publizistisch-moralischen Sektor gelten.
DaB die Geriigten selbst ihre Fauxpas der Le-
serschaft vorenthalten, mag noch verstdand-
lich sein, signalisiert jedoch ein Selbstver-
stindnis, das zu denken gibt: Ausgerechnet
jene, die laut Verfassungs- und Gesetzesauf-
trag berufen sind, Kritik zu iiben, sind selbst
offensichtlich tiberaus kritikempfindlich und
nicht bereit, ihr eigenes Verhalten im eige-
nen Blatt anprangern zu lassen.

Uber Verfahren, dies zu &ndern, ist schon
hdufiger inner- und auBerhalb des Selbstkon-
trollgremiums nachgedacht worden. 1974 ver-
pflichteten sich die Vorsitzenden bzw. Prasi-
denten der Presseorganisationen, ,darauf hin-
zuwirken, dafBl o6ffentliche Riigen des Deut-
schen Presserates oder seines Beschwerde-
Ausschusses in den betroffenen Publikatio-
nen abgedruckt werden. Dariiber hinaus emp-
fehlen die Verbdnde allen Tageszeitungen,
die offentlichen Riigen des Presserates abzu-
drucken, Die Verbdnde verpflichten sich zum
Abdruck in ihren Verbandsorganen ,ZV+ZV’,
der Journalist’, ,die feder’ #%)",

Die Verpflichtung wird eingehalten, soweit
sie sich auf die Verbandszeitschriften be-
zieht, aber deren Inhalt wird, wenn tuber-
haupt, nur von einer zahlenmdBig recht
kleinen Leserschaft zur Kenntnis genom-
men. Die breite Offentlichkeit erfihrt nach
wie vor nur in Ausnahmefillen etwas von
den Riigen des Rates. Der Tip, dann solle
doch der Presserat dies in Pressekonferenzen
gebithrend herausstellen, liegt zwar nahe, ist
aber nicht gut, denn was soll man von einem
Cremium halten, das nur immerfort seine
Macht- und Hilflosigkeit bejammert? Ob es
einen Ausweg gibt, wird spéter noch zu er-
ortern sein. Bemerkenswert aber erscheint,
daB der Rat selbst seine Position gar nicht so
—_—

¥) Deutscher Presserat. Tatigkeitsbericht 1974,
eilungs-Verlag und Zeitschriften-Verlag, Bonn-
Bad Godesberg o. J., S. 5.
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bedauernswert findet. Im ersten Tétigkeitsbe-
richt, der 1959 erschien, konnte der Rat Kriti-
kern gegeniiber in der Tat noch iiberzeugend
argumentieren: ,Wenn manchen Beobachtern
die unmittelbare Wirkung der Arbeit des Deut-
schen Presserates zundchst noch nicht genii-
gend sichtbar erscheint, so mogen sie beden-
ken, daB drei Jahre Tatigkeit eine kurze Zeit
ist fiir eine freiwillige, ohne staatliche Mit-
hilfe und Vellmachten arbeitende Institution,
die von keiner anderen Autoritat gestiitzt ist
als von der durch die eigene Arbeit erworbe-
nen. Es ist schon viel, daB es gelang, in diesen
drei Jahren sich bei der Presse und im o6ffent-
lichen BewuBtsein zu legitimieren als ein
notwendiges und niitzliches Organ der Eigen-
verantwortung der Presse, das der Wahrung
und Verteidigung der Pressefreiheit und
ebenso der Abwehr von MiBstinden oder
MiBbréauchen der Freiheit in der Presse selbst
dient. Die Arbeit des Presserates ist — von
aktuellen Einzelfdllen, die rasche Entschei-
dungen fordern, abgesehen — eine Arbeit
auf weite Sicht... Es bedarf der Geduld, bis
die Wirkung des Deutschen Presserates sich
ganz erweisen kann und dauerhafte Erfolge
zu erkennen sind." *¥) Ganz so geduldig wie
der erste Sprecher des Rates, Dr. Rupert
GieBler, von dem dieses Zitat stammt, war
sein Nachfolger Franz Karl Maier offenbar
nicht. Betriibt stellte er 1960 im Tatigkeitsbe-
richt fest: ,Wendet sich der Presserat gegen
einen gesetzgeberischen Plan, gegen eine
Haltung der Exekutive, so ist ihm geniigend
Publizitdt sicher. Enthalt aber eine Entschlie-
Bung Kritik an Erscheinungen in der Presse,
dann herrscht weithin Schweigen im Blatter-
wald. Eine natiirliche Scheu, eigene Maingel
nicht an die groBe Glocke zu hdngen? Es ist
eher falsch verstandene Solidaritdt, die zu ei-
ner Minderung der Wirksamkeit des Deut-
schen Presserats auch dort fiihrt, wo es um

#6) Rupert GieBler, Drei Jahre Deutscher Presse-
rat, in: Deutscher Presserat. Tatigkeitsbericht
1956—1959, Zeitungs-Verlag und Zeitschriften-Ver-
lag, Bonn-Bad Godesberg o. J,, S. 3/4,
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die Abwehr von Angriffen auf die Pressefrei-
heit geht." *7)

Ab 1962 aber ging's, schenkt man den Vor-
worten der jeweiligen Sprecher des Rates in
den Tatigkeitsberichten Glauben, unabldssig
bergan. Sprecher Focko Liipsen sprach 1962
vom ,stetigen Wachstum einer auf Freiwil-
ligkeit gegriindeten Institution”, die ,an Re-
sonanz gewonnen und ihre Autoritat gefestigt
hat" *%). Im folgenden Jahr ist von der ,An-
erkennung” die Rede, die sich der Rat ver-
schafft hat®®), 1964 heiBt es, in der Presse
setze sich ,mehr und mehr... ein Verstdand-
nis fiir die wohlabgewogenen Urteile des
Presserats durch” ), Und viele Jahre spater,
namlich im Jahrbuch 1978, bescheinigte sich
der Rat erneut: ,Mehr denn je wurden Ent-
scheidungen und Stellungnahmen in der of-
fentlichen Wertung reflektiert.” *!)  Ein-
schrinkend fiigte jedoch der damalige Pres-
seratssprecher Werner Hill hinzu, man sei
~weit davon entfernt, daB... Riigen von den
Gertgten in aller Offentlichkeit veroffentlicht
werden" #), Optimistisch fragte Hill sodann:
+Aber warum sollte dies nicht verpflichtende
Ubung werden konnen? Wo wir uns doch
heute schon daran gewohnt haben, der plura-
listischen Gesellschaft und einer wachsenden
Miindigkeit des informierten Biirgers Rech-
nung tragend, auch Leserbriefe mit sehr kriti-
schem Inhalt zur eigenen Zeitung, Richtig-
stellungen und Gegendarstellungen, und dies
oft ohne richterlichen Zwang, unserem Leser-
publikum voraussetzen.” *) Nach den bisheri-
gen Erfahrungen scheint eher Skepsis am
Platze. Ein Mittel, den Riigen tatsdachlich zu

*%) Franz Karl Maier, Das vierte Jahr des Deut-
schen Presserates, in: Deutscher Presserat. Titig-
keitsbericht 1960, Zeitungs-Verlag und Zeitschrif-
ten-Verlag, Bonn-Bad Godesberg o. J., S. 3/4.

* Focko Liipsen, Das sechste Jahr des Deut-
schen Presserates, in: Deutscher Presserat. Tétig-
keitsbericht 1962, Zeitungs-Verlag und Zeitschrif-
ten-Verlag, Bonn-Bad Godesberg o. J., S. 3.

*) Helmut Cron, Das siebente Jahr des Deut-
schen Presserats, in: Deutscher Presserat. Tétig-
keitsbericht 1963, Zeitungs-Verlag und Zeitschrif-
ten-Verlag, Bonn-Bad Godesberg o. J., S. 3.

%) Dietrich Oppenberg, Das achte Jahr des Deut-
schen Presserats, in: Deutscher Presserat, Titig-
keitsbericht 1964, a. a. O., S. 5.

31) Werner Hill, Urteilen ohne zu verurteilen, in:
Deutscher Presserat. Jahrbuch 1978, a. a. O,, S. 21,
#) Ebd., S. 28.

%) Ebd.
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Wirksamkeit zu verhelfen, wédre eigentlich
nur die Aufnahme einer gesetzlich fixierten
Verpflichtung zum Abdruck. Seit Jahr und
Tag werden gegen diesen Vorschlag verfas-
sungsrechtliche Bedenken geltend gemacht,
Solche Bedenkentrager sitzen bekanntlich zu
Dutzenden in allen Ministerien und — das
hehre Schild der Pressefreiheit vor sich her
tragend — finden sich auch immer dann
in den Reihen der Verleger, wenn es ihnen
gerade in den Kram paBt. Uber derlei Ein-
winde sollten sich politisch Progressive ein-
mal mutig hinwegsetzen — Karlsruhe wird
schon bremsen, falls die Verfassung Schaden
nimmt. Denn es ist eine seltsame Logik, daB
ein Blatt zwar eine Gegendarstellung bringen
muB, wenn es eine falsche Tatsachenbehaup-
tung aufgestellt hat, aber nicht zur Berichter-
stattung verpflichtet ist, wenn das Selbst-
kontrollgremium der bundesdeutschen Presse
kritisiert, daB die Reporter des Blattes sich
Informationen durch Einbruch beschaffen.
Danach gefragt, ob sie eine Riigenabdruck-
Verpflichtung fiir richtig hielten, haben {ibri-
gens 1973 drei Viertel der Verleger und Jour-
nalisten erklart, dies sei ein guter Vor-
schlag *).

Man kann die Wirksamkeit des Presserates
sicherlich nicht losgelést von seiner Bekannt-
heit sehen. In einer Sendung des ZDF hat ein
eingefleischter Gegner der Selbstkontrollin-
stanz, ,stern”-Chefredakteur Henri Nannen,
gesagt, der einzige Vorteil des Presserates
sei, ,daB er nicht sehr bekannt ist" %), Was
Nannen als Vorteil sieht, betrachte ich als
Nachteil — ansonsten aber hat er véllig recht.
Eine Reprdsentativbefragung wiirde mit Si-
cherheit ergeben, daB weniger als fiinf Pro-
zent der Bevolkerung mit dem Wort ,Presse-
rat” etwas anzufangen wissen. Selbst in Jour-
nalistenkreisen st6Bt man immer wieder im
Zusammenhang mit dieser Institution auf
blanke Unkenntnis. Mit anderen Worten: Es ist
eine kleine Schar von Profis in den Medien,
den Parteispitzen und den gesellschaftlich re-
levanten GroBorganisationen, die sich unter
«Presserat” etwas vorstellen kénnen und ihn
zuweilen auch als Instrument fiir ihre Ziele
einzusetzen versuchen.

¥) Vgl.: Presse — Enquéte des Instituts fiir De
moskopie, Allensbach 1973,
35) Zitiert bei Werner Hill, a. a. O., S. 22.



V. Losungsvorschldge

Um eine biirgerferne Einrichtung zu einer
biirgernahen zu machen, die tatsdchlich von
jedermann in Anspruch genommen wird,
kame es zundchst einmal darauf an, den Pres-
serat, seine Wirkungsgrenzen und Chancen.
einer breiten Uffentlichkeit vorzustellen.
Denn wenn sich jedermann iiber Verstéfie ge-
gen die ,Publizistischen Grundsdtze" be-
schweren koénnen soll, muBl er vor allem die-
s¢ Grundsdtze kennen. Es bedarf einer grof
angelegten und ldnger wihrenden Aufkla-
rungskampagne. Vielleicht wiirden dann aus
einigen Hundert Beschwerden im Jahr méhre-
re Tausend im Monat — eine Entwicklung,
die durchaus wiinschenswert wiare, denn bei
den jetzt eingehenden Beschwerden dréngt
sich immer wieder der Eindruck auf, daB es
sich um Zufallsprodukte handelt. An die Stelle
der unsystematischen miifte eine systemati-
sche Beobachtung der Presse durch die Leser
treten. Das Ziel sollte eine aufgekldrte bun-
desdeutdche Leserschaft sein, die fiir Verstofe
der Redaktionen gegen die ,Publizistischen
Grundsdtze" sensibilisiert ist. Dies hat, um
Einwdnden oder bosen MiBverstdandnissen
gleich vorzubeugen, nichts mit einem engma-
schigen Kontrollnetz zu tun, sehr wohl aber
mit dem Bestreben, die publizistische Moral
der Presse zu verbessern.

Die neue, dann vielleicht zu erwartende Be-
schwerdeflut wiirde natiirlich den Presserat
in seiner augenblicklichen Struktur griindlich
verdndern, und dies ware auch gar nicht
schlimm. Statt eines Presserates und eines
Beschwerdeausschusses sollte es elf Presseri-
te und elf Beschwerdeausschiisse geben, also
fir jedes Land einen. Diese Regionalisierung
dringt sich nicht nur aus arbeitsékonomi-
schen Griinden auf. Zu bedenken ist auch,
daf die regionalen Rite vor Ort sehr viel
besser {iber die regionalen Probleme infor-
miert sind. Sie konnten zudem schneller zu-
sammenkommen; ihre Entscheidungen wiren
mithin aktueller als die_des Deutschen Pres-
serates. Die Berufung der Mitglieder dieser
Gremien konnte iibrigens analog der gegen-
wartigen Prozedur erfolgen: An die Stelle
der Bundesorganisationen der Presseverbinde
wirden dann die Landesorganisationen als
Wahl- und Berufungsinstanzen treten.

Blleibz als Fazit: Der Deutsche Presserat hat
sich in den ersten Jahren seiner Existenz be-

.
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wahrt als eine Institution zur Abwehr von
staatlichen Versuchen zur Einschrinkung der
Pressefreiheit %), Er ist auf Grund seiner
Struktur unfdhig, zur Lésung medienpoliti-
scher Probleme beizutragen, und sollte dieses
Feld ganz zugunsten seiner Trdgerverbdnde
raumen. Notwendig ist er als eine Instanz,
die iiber die Beachtung der ,Publizistischen
Grundsdtze” wacht. Sie bediirfen allerdings
einer griindlichen Durchforstung, weil sie
viele Maximen enthalten, die nicht mehr
wirklichkeitsnah genug sind. Der reformierte
und gestraffte Pressekodex aber sollte Ge-
meingut aller Biirger werden. Dies setzt groB-
zuigige Offentlichkeitsarbeit voraus, die még-
licherweise zur Folge hitte, daB der Presserat
mit Beschwerden iiberschwemmt wiirde —
eine Entwicklung, die mit einer Regionalisie-
rung des Rates beantwortet werden sollte.

Wer soll, so wird mit Recht gefragt, das alles
bezahlen? Zur Zeit wird der Beschwerdeaus-
schuB aus Etatmitteln des Bundestages finan-
ziert, der Presserat selbst durch Beitrdge der
Tragerverbande. Diese Finanzierung lieBe
sich durchaus auf Landerbasis umstellen. In
Novellen zu den Landespressegesetzen kénn-
te dann sowohl die Subventionierung regio-
naler Rédte wie die Verpflichtung zum Ab-
druck von Riigen geregelt werden.

Staatliche Mittel miissen nicht zur Abhéngig-
keit von politischen Mehrheiten und Instan-
zen flihren; daB dies auf juristisch saubere
Weise gesichert werden kann, beweist das
1976 von allen Fraktionen des Deutschen
Bundestages beschlossene Gesetz zur Ge-
wahrleistung der Unabhdngigkeit des vom
Deutschen Presserat eingesetzten Beschwer-
deausschusses”, das allein dem Bundesrech-
nungshof ein Recht zur Priifung der Verwen-
dung der Zuschiisse (1976: 80000 DM) ein-
rdumt.

38) Auch Fischer, Breuer und Wolter betonen in
ihrer Untersuchung der Presserdte der Welt, daB
der Deutsche Presserat zunadchst ,weniger Instanz
oder Organ der Selbstkontrolle der Presse als
vielmehr Interessenverireter von Verlegern und
Journalisten war”, in: Heinz-Dietrich Fischer,
Klaus Detlef R. Breuer und Hans-Wolfgang Wol-
ter, Die Presserite der Welt. Struktur, Finanzbasis
und Spruchpraxis von Medien-Selbstkontrollein-
richtungen im internationalen Vergleich, Zeitungs-
Verlag und Zeitschriften-Verlag, Bonn- Bad Go-
desberg 1976, S. 140.
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Anke Martiny

Die Diskriminierung von Frauen in der Werbung

An der Werbung scheiden sich in den west-
lichen Industrienationen, besonders seit der
Studentenrevolte Ende der 60er Jahre, die
Geister. Die einen verteidigen sie als Grund-
recht im Range unseres Artikels 5 Grund-
gesetz, die anderen verdammen sie als ver-
lingerten Arm der Wirtschaft, an deren Ab-
satzstrategien sie kein gutes Haar lassen.
Unbestritten und unbestreitbar ist Werbung
Kommunikation und Information, aber die Be-
griffe sind schillernd: Bei der Kommunika-
tion kénnen die Interessen der beiden mit-
einander kommunizierenden Partner hochst
unterschiedliches Gewicht haben, und auch
die Information findet sich halt mal mehr, mal
weniger. Ohne allen Zweifel kann Werbung
eine Kommunikation sein, die die Interessen
beider Partner beriicksichtigt und in einen
gerechten Ausgleich bringt, und sie kann auch
tiber wichtige technische Entwidcklungen, iiber
Produkteigenschaften, tiber Marktzusammen-
hdange und sogar iliber vom Wirtschaftlichen
weit entfernte Inhalte objektiv informieren;
sie kann aber auch das genaue Gegenteil tun.

In jedem Fall bricht die Werbung nicht iiber
uns herein wie Gottes Segen oder ein Gewit-
ter, sondern sie wird von Menschen gemacht
und ist in Zeit und Gesellschaft verwurzelt.
Insofern stellt sich nie nur die Frage nach
dem, was die Werbung kann, sondern immer
auch die Frage nach dem, was denn die Wer-
bung soll.

In unserer Gesellschaft spielt sich die Wirt-
schaftswerbung nicht nur im verfassungsméBig
geschiitzten Raum des Artikels 5 Absatz 1 ab,
sondern eine Reihe von Einzelgesetzen legt
fest, welche Grenzen in speziellen Fillen zu
beachten sind. So darf bei uns an StraBen
und Autobahnen nicht geworben werden, und
liber den Rundfunk ist das Ausstrahlen jenes
allbekannten Tatii-ta-ta zu Werbezwecken
verboten, weil durch beides die Verkehrs-
sicherheit gefahrdet werden kénnte. Gesund-
heitshezogene Werbung fiir Lebensmittel ist
nicht erlaubt, ebensowenig eine Alkoholwer-
bung, die speziell auf Jugendliche abgestellt
ist. Fiir Tabakerzeugnisse darf in den elek-
tronischen Medien nicht geworben werden,
und verschiedene Generalklauseln im Gesetz
gegen den unlauteren Wettbewerb legen den
Rahmen fiir die nicht erlaubte tauschende
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oder irrefilhrende Werbung fest. Man wird
also keineswegs sagen konnen, daB die Wer-
bung sich voll im Schutze des Artikels 5 Ab-
satz 1 in unserer Gesellschaft abspielt. Die
Konfliktbereiche sind deutlich abgegrenzt.
Gesundheit, Sicherheit, Schutz vor Tauschung
haben Vorrang vor dem Recht auf freie Mei-
nungsduBerung. Dies wird auch von der Wer-
bewirtschaft selbst nicht bestritten.

Nun gibt es gesellschaftliche Bereiche, in de-
nen der Staat und seine Trdger sich auf viel-
filtige Weise bemiihen, Verhaltensweisen in
der Gesellschaft zu d&ndern und Vorurteile ab-
zubauen. Ich nenne das unkritische, haufig
unverniinftige Konsumverhalten von Kindern,
alten Menschen und sozial benachteiligten
Gruppen in der Gesellschaft. Hier werden in
vielfdltiger Weise staatliche Mittel aufge-
wandt, um mehr Information und mehr Schutz
fiir diese gesellschaftlichen Gruppen gegen-
iiber den Verkaufsstrategien der anbietenden
Wirtschaft zu erreichen. Zu den staatlichen
Bemiihungen steht das Bestreben der Wer-
bung im Widerspruch, gerade Kinder, alte
Menschen, durch Schulbildung und Berufssta-
tus wenig begilinstigte Gruppen unserer Ge-
sellschaft gezielt anzusprechen und zu Kon-
sumentscheidungen am Markt zu wveranlas-
sen, die vor allen Dingen dem Anbieter niit-
zen. — Dieser Zusammenhang hat in der Ver-
gangenheit zu harten Kontroversen gefiihrt:
Wer darf denn nun eigentlich von sich be-
haupten, die ,eigentlichen Bediirfnisse der
Menschen” zu kennen — die Werbewirtschaft
oder die Verbraucherpolitik? So interessant
diese Frage sein magq, sie soll hier nicht wei-
terverfolgt werden.

Ein anderer Komplex verdient unser gezieltes
Interesse. In der Gesellschaft werden seit den
50er Jahren neue Entwicklungen festgestellt;
mehr als ein Drittel aller Arbeitnehmer ist
weiblich, von diesen der gréBte Teil verhei-
ratet, und viele haben Kinder. Neue Gesetzes-
formulierungen stellen sich auf die verdnderte
gesellschaftliche Wirklichkeit ein. Ich nenne
nur das Ehe- und Familienrecht und den § 1356
BGB. Die Bemiihungen des Gesetzgebers zie-
len auf einen Abbau der Geschlechterrollen-
Stereotype und auf das Einiiben partnerschaft-
licher Verhaltensweisen ab. Soweit staatliche
Verantwortlichkeit gegeben ist, wird viel
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Miihe und Geld aufgewandt, um SchluB zu
machen mit der unseligen ,Doppelbelastung
der Frau”, d. h. man will mit allen Krédften den
Frauen und Maddchen einerseits eine attrakti-
vere Berufstdatigkeit ermdglichen und ihnen
andererseits ihre Familienpflichten erleich-
tern.

Setzt man zu diesen Anstrengungen, an denen
Frauenverbdnde, Parteien, Gewerkschaften,
Kirchen, Medien ihren Anteil haben, das Bild
der Frau in der Werbung in Beziehung, so ist
zu erkennen, daB sich an letzterem kaum
etwas gedndert hat: Die Frau in der Werbung
wird weiterhin auf die gangigen Stereotype —
Kinder, Kiiche, Gattenbetreuung — festgelegt,
die die ilbrige Gesellschaft durch ihre viel-
faltigen Anstrengungen iberwinden will. In
mancher Weise wirkt die Werbung diskrimi-
nierend, weil sie herausstellt, daB Manner und
Frauen nicht denselben Wert haben oder nicht
dieselben Rechte genieBen. Diesem Zusam-
menhang lohnt es genauer nachzugehen.

Die Darstellung von Frauen in der Werbung
muB sich messen lassen an drei Grundgesetz-
artikeln: Artikel 1, der besagt, ,Die Wiirde
des Menschen ist unantastbar”, Artikel 5
Absatz 2, der das Recht auf freie Meinungs-
duflerung beschrédnkt durch die ,Vorschriften
der allgemeinen Gesetze", die ,gesetzlichen
Bestimmungen zum Schutze der Jugend” und
das ,Recht der personlichen Ehre"; dazu
kommt Artikel 3, der die Gleichberechtigung
der Geschlechter festlegt. Die einschldgigen
Werbegesetze stellen zwar eindeutige Zu-
sammenhédnge zu diesen drei Grundgesetz-
artikeln nicht ausdriicklich her, und auch die
Rechtsprechung ist in dieser Hinsicht noch
nicht sehr weit entwickelt, aber es steht ge-
wiB auBer Frage, daB das Recht auf freie
Berufsausiibung in der Werbung einen niedri-
geren Rang einnimmt als Menschenwiirde und
Gleichberechtigung in den entsprechenden
Verfassungsartikeln.

Geschlechterdiskriminierung und Menschenwiirde

Uber das, was die Geschlechter diskriminiert
in der Werbung, gehen die Meinungen weit
auseinander; mancher vertritt sogar die An-
sicht, dergleichen gédbe es gar nicht. Als
Mehrheitsmeinung wird man aber wohl fest-
halten kénnen, daB man unter Geschlech-
terdiskriminierung wvor allem die diskri-
minierende Darstellung von Frauen in der
Werbung wversteht; denn Diskriminierungen
des miénnlichen Geschlechtes kommen kaum
vor. Diesen Zusammenhang bestatigen jeden-
falls Erfahrungen, die der schwedische Konsu-
menten-Ombudsman seit 1971 gesammelt hat.
Er hat seit dieser Zeit viele Beschwerden iiber
WerbemafBnahmen erhalten, die an der Diskri-
minierung von Rassen, von Menschen fremd-
landischer Herkunft oder auch eine Diskrimi-
nierung der Geschlechter zum Inhalt hatten.
Die meisten Klagen kamen von Frauen. Der
Ombudsman hat deshalb 1974 eine Konferenz
aller groBen Frauenorganisationen einberufen
und als Ergebnis dieser Konferenz eine Ar-
beitsgruppe eingesetzt, die in ihrem Bericht
1975 dargestellt hat, wie es mit der Geschlech-
terdiskriminierung in Schwedens Werbung
bestellt ist !).

1) Die schwedische Regierung ernannte 1972 eine
Kommission, die sich um die Gleichberechtigung
der Frauen kiimmern sollte. 1974 legte sie dem
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Die Schweden griindeten ihre Kritik an der
Darstellung von Frauen in der Werbung vor
allem darauf, daB die Mehrzahl der Werbe-
mafinahmen den Anstrengungen der Regie-
rung und der Gesellschaft, die auf eine Ver-
haltensdnderung zwischen den Geschlechtern
abzielen, zuwiderlduft. Diesen Zusammen-
hang haben jedenfalls auch wissenschaftliche
Untersuchungen, die in Schweden gemacht
wurden, bestdtigt.

Zieht man an dieser Stelle eine Parallele zur
Situation in der Bundesrepublik, so ist ge-
wiB die diffuse Kritik an der Art und Weise,
wie Frauen zu Werbezwecken eingesetzt wer-
den, in der Bundesrepublik nicht schwacher
als in Schweden, Es fehlt aber bisher der
.Kanal”, in den diese Kritik einmiinden
konnte, um vielleicht zu konstruktiven Losun-
gen aus dem oftmals beklagten Dilemma zu
finden.

Ganz offenkundig ist die Empfindlichkeit ge-
geniiber der Geschlechterdiskriminierung in

Reichstag ihren Bericht vor. 1976 wurde von der
schwedischen Regierung ein Parlamentsausschub
ernannt, der sich tiber die Wiinschbarkeit und die
mogliche Einfiihrung einer speziellen Gesetzgebung
gegen Geschlechterdiskriminierung &uBern sollte;
das Ergebnis wurde 1977 veréffentlicht.
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der Werbung je nach Geschlecht des Wahr-
nehmenden hochst unterschiedlich. Ménner
empfinden Blickfangwerbung durch Frauen-
darstellungen selten als diskriminierend oder
verletzend im Hinblick auf die Menschen-
wiirde. Sie halten die Darbietung hiibscher
Frauen zu Werbezwecken gewissermaBen fiir
,naturgegeben"” und denken sich nichts da-
bei; die Unkritischen unter den Frauen fol-
gen den Ménnern iibrigens in dieser Betrach-
tungsweise. Klagen gegen Geschlechterdis-
kriminierung sind gleichwohl in Schweden
meist von Frauen ausgegangen, und das
Thema der Sex-Diskriminierung wurde auch
von seiten der schwedischen Frauenorga-
nisationen und innerhalb der Vereinten Na-
tionen ebenso durch Frauen aufgegriffen. Bei
uns wiirde sich dies sicher nicht anders ab-
spielen.

Wie steht es nun mit der Menschenwiirde,
was die Darstellung von Frauen in Anzeigen
angeht? Hierzu einige Beispiele:

1. Beispiel:

Im Hintergrund steht ein Computer, davor
eine oben wvoéllig nackte, unten herum mit
einem schuppenartigen, aber durchsichtigen
Umhang bekleidete Frau; ihr Kopf ist exo-
tisch umhiillt, die Arme sind maniriert ge-
spreizt. Slogan: ,Im Vordergrund steht die

Software” — die Anzeige wirbt fiir Daten-
verarbeitungsgerite.
2, Beispiel:

Schrig von links hinten nach rechts vorn im
Bild eine braune Badewanne, auf der rechten
hinteren Ecke eine Farbige im blauen Bade-
mantel, Busen und Unterleib &ullerst knapp
verhiillt. Slogan: ,Mdnner lieben den Reiz der
farbigen Note" — das Ganze ist eine An-
zeige fiir Badewannen.

3. Beispiel:

Die gesamte Zeitschriftenreihe wird von einer
Badewanne eingenommen, in der sich male-
lisch im blauen Wasser eine nackte Frau
rakelt, eine Brustwarze schaut kokett heraus.
Kleine Plastiksegelschiffchen schwimmen in
der Wanne, ,Mast- und Schotbruch” lautet
der fettgedruckte Slogan. — Die Anzeige er-
scheint im Auftrag des ,Arbeitskreises Pres-
semarktanzeige im Verband deutscher Zeit-
sduiftenverleger e.V.” in einer Werbefach-
Zeitschrift und soll ,allen Produktionern und
deren Auftraggebern” nahelegen, keine iiber-
1I_iebenen Korrekturanforderungen an den far-
bigen Zeitschriftentiefdruck zu stellen.
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4. Beispiel:

Die rechte Bildhédlfte wird von einem von hin-
ten gesehenen Porsche ausgefiillt. Seine linke
Tiir ist gedffnet, in ihr steht eine hellgeklei-
dete rassige Frau, deren Busen und Po sich in
iippigen Rundungen abzeichnen. ,Jede Kurve
ein GenuB ..." Ansonsten nur noch die Unter-
schrift ,Porsche”.

5. Beispiel:

Die oberen drei Viertel der Zeitschriftenseite
werden von einer nackten Frau in der Gischt
einer Welle eingenommen. Der Busen schaut
heraus, das rechte Knie gleichfalls, der Kopf
ist verziickt nach oben gereckt, der Mund
leicht geoffnet, die Augen sind geschlossen.
Uber Bauch und SchoB schdaumt die Gischt.
Bildunterschrift: ,Seife Atlantik ... natiirlich
stimulierend wie eine Meerwasser-Massage."

6. Beispiel:

Das Deckblatt einer Werbebroschiire namens
« WeiBblech aktuell” zeigt einen bunten Hau-
fen von Blechdosen verschiedenster Groéfle
und mit den unterschiedlichsten farbigen Auf-
drucken der Hersteller. Ein niedliches Bunny
im kirschfarbenen Satin-Badeanzug ist auf die
appetitlichste Weise anwesend. Bildunter-
schrift: ,Know-how — gewufBit wie. Weil-
blech weiB es.”

Etwa ein bis zwei Beispiele pro Zeitschriften-
nummer lassen sich fiir diese und &hnliche
Werbetechniken finden. Frauenbilder — vor
allem der nackte, halbnackte oder besonders
«Sexy” umhiillte Frauenkérper — werden
werbend eingesetzt, und zwar iiberwiegend
nicht fiir Gegenstande, die (wie Seife, Parfum,
Deodorants o. d.) besonders von Frauen ver-
wandt werden, sondern um Fernseher, Feuer-
zeuge, Autos, Waschbecken, Toilettenpapier,
Urlaubsreisen, Autoreifen, und vieles andere
mehr anzupreisen. Es handelt sich um reine
Blickfangwerbung, die vor allem an Perso-
nen mannlichen Geschlechtes gerichtet ist und
mit weiblichen Personen wirbt.

Diese Art von Werbung ist in Schweden, wie
man lesen kann, Gegenstand kritischer Dis-
kussionen in der Offentlichkeit; wir sollten
diese Diskussion auch bei uns fiihren. DafB
die Wiirde des weiblichen Geschlechtes durch
solche Werbung beeintrachtigt sein konnte,
wurde erstmals durch den ProzeB mehrerer
Frauen gegen den ,stern” in die offentliche
Diskussion eingefiihrt. Ich halte den Inhalt der
Klage fiir berechtigt, auch wenn unsere Ge-
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setze auf dergleichen Vorwiirfe noch nicht
eingerichtet sind.

Der Zusammenhang wird dann besonders klar,
wenn man sich anstelle der auf die geschil-
derte Weise ,benutzten” Frauen Manner vor-
stellt. Dann geht namlich der diskriminierende
und mitunter entwirdigende, geschmacklose
Tenor der Darstellungen deutlicher aus der
Beschreibung hervor. Ein mit Feuerzeugen be-
hingter nackter ménnlicher Oberkorper zur
Werbung mit Bic-Feuerzeugen, ein aus einer
Fernsehmattscheibe grinsender nackter Mann
zur Werbung von Sony-Fernsehapparaten, ein
auf einen Sportwagenkiihler hingestreckter
nackter Mann zur Werbung von Pirelli-Auto-
reifen — undenkbar! Wieso eigentlich empo-
ren sich nur so wenige Menschen, wenn diese
Art Werbung mit Frauen nach wie vor betrie-
ben wird?

Der Deutsche Werberat, ein Selbsthilfegremi-
um der Werbewirtschaft, findet an derlei
Blickfangwerbung nichts AnstoBiges. Er weist
meine Beschwerde gegen die Anzeige im Bei-
spiel 2 als unbegrindet zuriick. Zwei Argu-
mente werden angefiihrt: erstens verbiete die
Werbegesetzgebung dergleichen nicht, die
Frau sei ja auch nicht nackt, und im iibrigen
konne der Werberat sich nicht auf Ge-
schmacksurteile einlassen; zweitens wende
die Bundesregierung selbst &hnliche Werbe-
techniken an, und deshalb miisse man sie
doch wohl billigen.

Hier ist ein Hinweis angebracht. Immer wie-
der behauptet die Werbewirtschaft, Anzeigen,
die MiBvergniigen hervorrufen, waren letzt-
lich erfolglos und mithin fiir das Produkt
schéddlich; dies fithre auf die Dauer zu einer
Selbstreinigung der Werbung. Das mag zwar
im Einzelfall zutreffen, generell aber werden
Anzeigen dieser Art dadurch nicht verhin-
dert. AuBlerdem hebt Erfolglosigkeit die dis-
kriminierende Tendenz ja nicht auf; deshalb
verfiangt dieses Argument nicht. Es kann auch
auBer Betracht bleiben, ob etwa staatliche Or-
ganisationen oder Parteien sich @hnlicher Ver-

stoBe schuldig machen wie die private Werbe-
wirtschaft. Dies ist ohne Zweifel der Fall,
andert aber nichts am Prinzip: Jede Blickfang-
werbung — ganz gleich, wer sie einsetzt —
muB daran gemessen werden, ob sie mit dem
Gebot, die Menschenwiirde nicht zu verletzen,
ubereinstimmt. Ich selbst sehe es durchaus
kritisch, wenn auch die Verbraucherzeitschrift
.Test" sich den gédngigen Klischees nicht ent-
zieht und einen im iibrigen sachlich gehal-
tenen Bericht iiber FKK in Rhodos mit nack-
ten Pin-Up-Madchen ziert, oder wenn nun
mehr und mehr kesse Blondinen von den
Plakatwédnden herunter ldcheln und uns zu
iiberzeugen versuchen, daB man doch die Par-
tei XY sympathisch finden moge.

Nun lassen sich gewiBl gegeniiber zehn Frauen,
die sich durch solche Werbung diskriminiert
fithlen, hundert finden, die sie tiberhaupt nicht
stort. Auch dieses Argument méchte ich nicht
gelten lassen: Das ist ja gerade das Schlim-
me, daB wir Frauen so erzogen werden, als ob
wir uns Tag und Nacht einem grenzenlosen
Schénheitswettbewerb unterziehen miifiten.
Diese Art von Erziehung muB} sich dndern, und
die Werbung muB dazu ihren Beitrag leisten.

Man wird moglicherweise auch gegeniiber
hundert Méannern, die solche Art Werbung
als nicht weiter stérend empfinden und sie
nicht ernst nehmen, moglicherweise gleich-
falls nur zehn finden, die weibliche Empfind-
lichkeiten an diesem Punkt fiir schonenswert
und schutzbediirftig halten. Aber diese mog-
lichen Zahlenverhiltnisse konnen nicht als
Argument gelten. Die Menschenwiirde zu ach-
ten und zu schiitzen, ist gerade dann ein Ge-
bot, wenn Minorititen betroffen sind. Zwar
sind Frauen in unserer Gesellschaft die Mehr-
heit und nicht die Minderheit. Aber da sie an
der gesellschaftlichen Macht nur minoritir
beteiligt sind, ist der Struktur nach die Diskri-
minierung von Frauen in unserer Gesellschaft
ein Minoritdtenproblem — mit allen perver-
tierenden Folgen fiir die Selbst- und Fremd-
einschdtzung, die damit einhergehen.

Geschlechterdiskriminierung und Gleichberechtigung

Auler gegen Artikel 1 und 5 des Grundgeset-
zes, zu denen sich die Werbung unter dem
Aspekt der Menschenwiirde hdufig in Wider-
spruch befindet, wird hdufig gegen Artikel 3
des Grundgesetzes, der besagt, daB Maidnner
und Frauen gleichberechtigt sind, in zahl-
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reichen Anzeigen, aber auch in Rundfunk- und
Fernsehspots verstofien, Nach wie vor gibt es
zahlreiche Benachteiligungen von Frauen in
der Gesellschaft; seien es ihre beruflichen Ent-
faltungsmoglichkeiten oder ihre besonderen
Belastungen durch Hausfrauen- oder Erzieher
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titigkeit, wenn sie als berufstiatige Frauen
eine Familie haben. Der Gesetzgeber ist be-
miiht, solche Benachteiligungen abzubauen.
Auch tiber die Bundesanstalt fiir Arbeit, iiber
die Tarifpartner und tiber zahllose Verbédnde
werden Programme ins Leben gerufen, die die
berufliche und familidre Situation der Frauen
verbessern sollen. Alle Anstrengungen laufen
in dieselbe Richtung.

Zur Stabilisierung von Rollenbildern, die der
faktischen gesellschaftlichen Gleichberechti-
gung von Frauen entgegenstehen, tragt aber
immer wieder die Werbung bei, und gerade
fiir sie gibt es keine gesetzlichen Beschrin-
kungen in dem angesprochenen Sinn. Um die
Diskrepanz zwischen dem Anspruch, den die
Verfassung stellt, und jenen Tendenzen, die
diesem Anspruch der Werbung zuwiderlaufen,
deutlich zu machen, seien einige Beispiele
angefiigt:

1. Beispiel:

Ein Faltprospekt der Firma ,Esquire bringt
Lederwaren dieser Firma ausschlieBlich in Be-
ziechung zu Maédnnern. Selbst der Aktenkoffer
und die etwas gerdumigere Tasche, die neben
Arbeitsunterlagen auch Wasche zum Wech-
seln und das Nachtzeug aufnimmt, sind augen-
scheinlich nur fiir Manner gedacht. Als ob es
Frauen in Positionen, wo man dergleichen
braucht, Uiberhaupt nicht gdbe! ,Man hat's”,
wird im Text betont; ,Frau kriegt's nicht”,
konnte man hinzufiigen.

Ahnlich argumentiert eine Anzeige fiir Luxus-
feuerzeuge: ,Fiir Ménner, die gewohnt sind,
aufs Knopfchen zu driicken”, Vergleichbar
auch eine Anzeige des ,Kuratoriums gutes
Sehen”, die doppelseitig die verschiedensten
«Macher” im attraktiven mittleren Alter an
Konferenztischen und in Flugzeugkabinen dar-
stellt, erfolgsgewohnt, emporgekommen. Die
einzige Frau, schon trotz Brille, nimmt am ker-
zen- und blumengeschmiickten Diner offenbar
nach AbschluB der Geschifte zur Zierde auch
teil.

So ist sie halt, die Rollenverteilung in den
«oberen Etagen". Die, die dazu gehoren, fin-
den sich in der Werbung wieder, und die
anderen in den ,unteren Etagen” wissen je-
denfalls, wonach sie zu streben zu haben.

2. Beispiel:

«Eines ist GewiBheit — es ist Platin”, so lau-
tet der stereotyp wiederkehrende Slogan der
Platin-Gilde in ihren Anzeigen. Diese dhneln
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sich in einem entscheidenden Punkt: Sie schil-
dern eine iiberspannte Luxus-Jet-Welt, in
der die Frauen als Luxusweibchen dekorativ
mit Schmuck ausstaffiert werden und dadurch
selbst zum Schmudkstiick zu werden scheinen.

Ahnliches gibt es auch fiir Diamanten: ,Mein
Mann sagt, ich sei der angenehmste Teil sei-
ner Karriere, und dieses Dankeschon hitte
ich verdient.” Das Dankeschon ist dann ein
Solitdar. ,Meine Karriere ist unsere Karriere",
sagt er, der GroBziigige, aus ihrem Mund in
einer anderen Anzeige dieses Juwelier-Ver-
bandes. Und schon lachelt das Schmuckstiick
Frau dazu in die Kamera.

3. Beispiel:

In einer Werbefachzeitschrift findet sich eine
Werbeanzeige mit folgendem Text: ,Die In-
sel der Frauen, Auf diese Insel fliichten sich
Woche fiir Woche Millionen Frauen: Neue
Post und das Neue Blatt. Mdnner brauchen
anderes. Frauen brauchen das, um wieder ins
innere Gleichgewicht zu kommen ..." Eine
andere Anzeige desselben Auftraggebers in
demselben Medium lautet in Ausziigen: ,Ein-
mal keine Nachrichten . .. Einen Tag lang dem
Trommelfeuer der Medien entronnen ... Min-
ner werden's nie verstehen. Heile Welt? —
Ist das nicht genau das richtige Umfeld fiir
Thre Werbung? ... Die Welt, in der die Frauen
sich wohl fithlen!* — Noch ein 3. Zitat aus
dieser Reihe: , Freiheit fiir Frauen? Das ganze
Gerede der Emanzen um die Befreiung der
Frau’ kann ihr nicht helfen: Sie ist glicklich
in einem anstrengenden Leben, das aus aus-
gefiillten langen Tagen besteht, Sie braucht
nur dann und wann eine ruhige Stunde ganz
fiir sich, eine Stunde, in der sie den Alltag
vergessen kann. Dann liest sie eben Neue
Post und das Neue Blatt. Das erfrischt sie;
beruhigt erkennt sie, Fiirsten oder Stars —
keine hat es soo leicht im Leben ... Heile
Welt. Na und? Ist Werbung nicht auch  heile
Welt'?"

Diesen Zitaten ist wenig hinzuzufiigen. So
also werden Frauen eingeschatzt: Man ser-
viere die heile Welt des schénen Scheins,
garniere mit Klatsch und Tratsch, sprithe den
Lack verfiithrerischer Werbung dariiber, fertig
ist ,die gliickliche Welt fiir Millionen Frauen".
Mainner werden's nie verstehen. Warum soll-
ten sie auch?

4, Beispiel:

+Auf meiner Terrasse sieht jeder gleich, ob
die Fenster schon glénzen ... Meine Fenster
glinzen doch wirklich wie ein Spiegell” In
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einer anderen Anzéige der Firma heiBt es:
»Dieser seidige Glanz macht mir als Haus-
frau alle Ehre ..." In diesen Texten wird der
Haushalt gewissermalBien als Besitztum der
Hausfrau betrachtet — und als die Sphére, aus
der sie ihr SelbstbewuBtsein zieht: Mein Haus-
halt! Dabei handelt es sich in Wahrheit um
den Lebensraum einer ganzen Familie, wie
beschaffen sie immer sei, und die Gestaltung
dieses Lebensraumes ist allen Familienmitglie-
dern als Aufgabe gestellt; so jedenfalls sieht
es das Biirgerliche Gesetzbuch inzwischen vor.
Wenn es nach den Werbespriichen geht, dann
ist Hausarbeit auBerdem das Leichteste von
der Welt. Altere Hausfrauen, denen das Sich-
Blicken oder das Tragen schwerer Waische-
kérbe Mihe macht, kommen ohnehin nicht
vor, und es scheint — jedenfalls wenn man
der Werbung folgt — fiir das Selbstgefiihl
vieler Hausfrauen entscheidend zu sein, daB
es wirklich tberall blitzt und blinkt; sonst
zdhlen die Frauen offenbar nicht auf dieser
Erde.

Ich erinnere mich immer wieder an ein Semi-
nar, das ich vor Jahren mit dlteren Gewerk-
schaftlerinnen aus Niederbayern durchfiihrte.
Ich hatte eine Anzahl von Waschmittelrekla-
men mitgebracht und wollte «die Frauen in
Gruppenarbeit dazu anleiten, die Texte und
die bildliche Darstellung dieser Anzeigen zu
ihrer Situation als Hausfrau in Beziehung zu
bringen. Als Ergebnis ihres Nachdenkens soll-
ten sie selbst einen Reklametext fir Wasch-
pulver formulieren, Das miBlang grundlich.
Den Frauen -fehlte jegliches BewuBtsein da-
fiir, wie sich ihre eigene schwierige Situa-
tion — nicht mehr jung, Arbeiterin, geringer
Verdienst, keine Unterstiitzung bei den Haus-
arbeiten von ihren Eheménnern oder Séhnen,
starke korperliche Beanspruchung durch die
Hausarbeit — von den dargestellten Bildern
und Reklametexten unterschied.

Von den mitgebrachten Bildern lidchelten ndm-
lich nur hiibsche DreiBigjdhrige, denen offen-
bar nichts mehr SpaBl machte, als das Waschen
mit XY: Heile Welt, so perfekt, daB die Rea-
litdt auch im BewuBtsein der Betroffenen
vollkommen dahinter verschwand. Schafft
‘dies vielleicht das Bediirfnis nach einer ,In-
sel der Frauen"“?

Die vielen geschilderten Anzeigenkomplexe
machen deutlich, wie zahlreich die Darstel-
lungen auf dem deutschen Markt sind, die
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gegen dig Gleichwertigkeit der Geschlechter
in sozialer, 6konomischer und kultureller Hin-
sicht verstoBen. Wenn man in die Betrachtung
die Rundfunk- und Fernseh-Spots mit einbe-
ziehen wiirde, lieBen sich die Beispiele hdu-
fen. Diskriminiert werden hier iibrigens nicht
nur Frauen gegeniiber Mdnnern, sondern es
werden auch dltere, kranke, haBliche Frauen
gegeniiber den jungen herabgewiirdigt.

Das traditionelle Rollengefille zwischen Man-
nern und Frauen wird durch die Werbung
festgeschrieben; denn Werbung erkennt
Frauen und Madnnern bestimmte Eigenschaf-
ten und Verhaltensweisen zu, und daraus
ergibt sich zwangsldufig in vielen Fillen
jenes Klischee, das es den Frauen so er-
schwert, gleichrangig mit den Madnnern ihren
Platz in der Gesellschaft einzunehmen.

Geradezu zynisch mutet unter diesem Aspekt
eine Seite aus der Zeitschrift ,Brigitte" an,
wo auf der rechten Seite unter der Rubrik
«Gleichberechtigung” Leserinnen Beitrage zum
Thema Frauendiskriminierung in der Gesell-
schaft vertffentlichen; auf der linken Zeit-
schriftenseite steht eine Anzeige fiir ,Baby-
Bruder-Schmuserle, die Badepuppe von Mal-
tel, Liebling aller Puppenmuttis®. Von Mattel
stammt auch die Barbie-Supersize, 45 cm lang
und pin-up-maBig entwickelt, mit einer Film-
schauspielerinnen-Garderobe und viel talmi-
haftem Schmuck, den auch die Puppenmuttis
tragen kénnen. Damit sich auch in den néch-
sten Generationen nichts dndert ...

Um mich nicht MiBverstindnissen auszuset-
zen: Ganz gewiB wollen nicht alle Frauen
in berufliche Positionen riicken, die tradi-
tionell von Minnern eingenommen werden
und in denen man Modellbrillen und Diplo-
matenkofferchen trégt. Aber nicht nur fir
diejenigen, die dies mochten, sondern auch
fiir die, die auf halbem Wege stehenbleiben
oder tberhaupt nicht auBerhalb des eigenen
Haushaltes berufstdtig sind, ist eine Darstel-
lung von weiblichen Eigenschaften, wie sie
aus der Werbeanzeige fiir Neue Post und
das Neue Blatt spricht, eine deutliche Dis-
kriminierung, Gleiches trifft auf alle ,Luxus-
weibchen-Anzeigen" zu.

Zwei Beobachtungen sind in diesem Zusam-
menhang noch besonders interessant. Wenn
man sich die Werbung in Werbefachzeit-
schriften anschaut, also jene Werbung, die
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sich an professionelle Werber — d. h. iiber-
wiegend Maéanner — wendet, hat man den
Eindruck, daB hier mit diskriminierenden Aus-
sagen wesentlich unbedenklicher umgegangen
wird als in den Publikumszeitschriften. Lie-
gen die Griinde darin, daB in den Fachzeit-
schriften die liberwiegend minnliche Werbe-
welt angesprochen wird, oder darin, daB sich
diese Werbung gewissermalBen ,unter Aus-
schluf der Offentlichkeit” abspielt? Die zwei-
te Beobachtung: Auch unter dem Aspekt
Gleichberechtigung unterliegt die Zeitschrift
,Test* denselben Klischees wie Publikums-
zeitschriften: Den Infrarot-Grill stellt eine
Hausfrau mit Schiirze vor, vor dem Puppen-
herd hocken zwei kleine Maddchen, die Kos-
metikprédparate werden durch hiibsche junge
Frauen ,garniert”, den Heimwerker aber pra-
sentiert ein Mann.

Im November 1974 fand, veranstaltet von der
Werbewirtschaft, ein Seminar iiber ,die Frau
in der Werbung” statt, bei dem der Vertreter
einer Werbeagentur ausfiihrte: ,Mit der An-
fertigung von ,besserer Werbung', das Pro-
blem der Frau in der Gesellschaft l6sen zu
wollen, scheint mir deshalb genauso unreali-
tisch wie mit der Anfertigung von engeren
Hosen das Problem der Dickleibigkeit anzu-
gehen. Werbung kann ihrer ganzen Anlage
nach keine Trends setzen. Werbung kann nur
reflektieren, und zwar nicht nur die sogenann-
te Wirklichkeit, sondern auch die Wirklich-

keit der Wiinsche. Und hier wiederum nicht so *

sehr die Wirklichkeit der Wiinsche, so wie
sie nach bestimmten Idealvorstellungen eine
Frau heute haben sollte und miifite, sondern
ausschlieBlich so, wie sie in den Vorstellungen
*der Umworbenen nun tatsdchlich existieren.
Zugegeben, die Wunschwelt des Verbrauchers
stimmt hdufig genug nicht mit der Wunsch-
welt, die sie nach Ansicht und Berechnung
einiger Reformer haben miiBte, iiberein. Aber
das ist nicht die Schuld der Werbung."

Diese Ansicht ist aus der Perspektive der Wer-
bewirtschaft vollig richtig und legitim. Aller-
dings ergibt sich daraus zwangsldufig, daB
Werbung — obgleich sie von angeblich pro-
gressiven Kreativen gemacht wird — kein

progressives, sondern ein restauratives Ele-
ment unserer Gesellschaft ist. Sie gerdt in
Konflikt mit den iibergeordneten gesellschaft-
lichen Normen, wie sie die zitierten Grund-
gesetzartikel anﬁeben, vor allem deshalb, weil
sie, anstelle iiber Waren und Dienstleistungen
sachgerecht zu informieren, immer wieder ver-
sucht, die ,Wirklichkeit der Wiinsche", ,wie
sie in den Vorstellungen der Umworbenen
nun tatsdchlich existieren”, wachzuhalten und
werbend einzusetzen, wiahrend andere gesell-
schaftliche Krifte diese Wunschwelt zugun-
sten einer in der Realitdt verbesserten Welt
zuriickdrangen wollen.

Unbestreitbar hat sich unsere Gesellschaft
unter dem Anspruch der zitierten Grundge-
setzartikel gewandelt. Diese Wandlung wurde
durch wirtschaftlichen Wohlstand und eine er-
heblich verbesserte Bildungspolitik stark be-
glnstigt. So haben Menschenwiirde und
Gleichberechtigung heute einen anderen kon-
kreten Bezugsrahmen als vor 50 oder 100
Jahren. Ich nenne in diesem Zusammenhang
den verdanderten § 1356 des Biirgerlichen Ge- *
setzbuches oder das Ehescheidungsrecht; ich
koénnte auch den Anteil von Madchen unter
den Abiturientenzahlen oder die Zahl der
Frauen in technischen Berufen heranziehen
oder die Folgen, die sich durch den Gebrauch
der Pille fiir das sexuelle Verhalten von Man-
nern und Frauen ergeben haben. Obgleich es
als Ausfiillung der zitierten Grundgesetzarti-
kel unter dem Gesichtspunkt Geschlechterdis-
kriminierung keine ausdriicklichen gesetzlichen
Vorschriften gibt, muB} sich doch die Werbung
innerhalb des gesellschaftlichen Bezugsrah-
mens, wie er durch andere BezugsgréoBen —
beispielsweise den Frauenanteil unter den
Beschédftigten, unter den Studenten, oder durch
die Scheidungsquote — abgesteckt ist, bewegen.
Sie kann— wenn sie sich selbst ernst nimmt —
nicht ein Menschenbild weiterpflegen, das nach
heutigem WVerstdndnis in vielfdltiger Weise
die Menschenwiirde verletzt. Und sie darf nicht
Rollenbilder konservieren, von denen did Ge-
sellschaft sich gelost hat oder von denen sie
sich durch eine Fortentwicklung iiberkommener
Gesetzesnormen doch allmédhlich zu lésen be-
ginnt,
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Was ist zu tun?

Unverdanderliche und allgemein giiltige Kri-
terien dafiir festzulegen, wann in der Wer-
bung Geschlechterdiskriminierung waltet und
wann nicht, dirfte ein schwieriges Unterfan-
gen sein. Jede Form einer gesetzlichen Fi-
xierung zur Auflésung des Konfliktes zwi-
schen Werbeaussage und Verfassungsnorm
kann sehr rasch an die Grenze des ebenfalls
vom Grundgesetz garantierten Rechtes auf
freie MeinungsduBerung geraten, und es ist
auch nicht von der Hand zu weisen, daBl sich
auch Uberschneidungsprobleme mit der vom
Gesetz her erlaubten Pornographie ergeben.
AuBerdem haben Gesetze noch nie begiinsti-
gend auf die Kreativitdit gewirkt — ausge-
nommen vielleicht bei jenen Menschen, die
unverziglich nach Umgehungsmdoglichkeiten
suchen, d. h.,, man muB vielleicht befiirchten,
daB mit einer gesetzlichen Fixierung eine
Abschniirung kreativer Ideen in der Werbung
Hand in Hand geht, und daB sich bestimmte
miBliebige Zustdnde trotzdem nicht &ndern.
Wir haben bei den einschriankenden Bestim-
mungen fiir die Kosmetikwerbung, bei der
Lebensmittel- und Zigarettenwerbung nicht
nur gute Erfahrungen gemacht. Deshalb sollte,
ehe man zu Gesetzesnovellen schreitet, einer
nichtgesetzlichen Regelung der Vorrang ein-
geraumt werden. Die Werbewirtschaft sollte
selbst unter Beteiligung anderer relevanter
Krifte der Gesellschaft Verhaltensregeln ent-
wickeln und diese auch selbst kontrollieren,
um die Diskriminierung von Frauen in der
Werbung zu verhindern. Eine aktive Mitge-
staltung durch jene beim Bundesminister fir
Jugend, Familie und Gesundheit neu geschaf-
fene Stelle, die die Gleichstellung von Frauen
in unserer Gesellschaft zum Ziel hat, sollte
dabei angestrebt werden. y

Eine Vereinbarung iiber Blickfanganzeigen er-
scheint als vorrangig. Es miifite Ubereinkunft
erzielt werden darliber, daB Werbung immer
dann diskriminierend und deshalb abzuleh-
nen ist, wenn sie mit Personen des einen Ge-
schlechtes wirbt, sich aber vor allem an Per-
sonen des anderen Geschlechtes richtet, und
in der Menschen wie Sachen oder Zustdnde
behandelt, also ,instrumentalisiert” werden.

Als diskriminierend sollten ferner Darstel-

lungen gelten, in denen die Gleichwertigkeit

der Geschlechter in sozialer, ékonomischer

und kultureller Hinsicht miBachtet und in der

das traditionelle Rollengefille zwischen Mann
und Frau fortgeschrieben wird.
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SchlieBlich sollten Darstellungen als diskrimi-
nierend angesehen werden, die das weibliche
Geschlecht mit Eigenschaften belegen, die den
Frauen durch die gesellschaftlichen Verhailt-
nisse in den vergangenen Jahrhunderten zu-
gewiesen wurden, die also mit Vorurteilen
tiber die Geschlechter arbeiten; diese Art von
Werbung wirkt ndmlich mehr noch als die
anderen beiden Kategorien den gesellschaft-
lichen Anstrengungen zur Gleichbehandlung
der Geschlechter, wie sie beispielsweise der
Gesetzgeber unternimmt, permanent entge-
gen.

Im Zusammenhang mit dieser anzustrebenden
VerhaltensmaBregel der Werbewirtschaft soll-
te eine Beschwerdestelle geschaffen werden.
Diese darf allerdings nicht so bestellt sein,
wie der derzeitige Deutsche Werberat, der
bei jeder Beschwerde iiber eine Werbemas-
nahme, die zwar den gesetzlichen Bestim-
mungen entspricht, gleichwohl aber ,anstéBig”
ist, entgegnet, was man denn wolle, der Geset-
zesrahmen sei doch nicht verletzt. Nein, die-
se Beschwerdestelle miiBte das gesellschaft-
liche Spannungsverhdltnis zwischen der zu-
grunde liegenden Verfassungsnorm und der
tagtdaglichen werblichen Praxis weit extensi-
ver zugunsten der Verfassungsnorm auslegen.
AuBerdem miifiten dieser Beschwerdestelle
Sanktionsmoglichkeiten zur Verfiigung ste-
hen, um unliebsame WerbemaBnahmen um-
gehend abzustellen und vielleicht auch mit
einer Bufle zu belegen.

Derzeit gibt es fiir den von Werbung Be-
troffenen nur auf der Grundlage des Geset-
zes zur Bekdmpfung unlauteren Wettbewerbs
die Moglichkeit, seine Beschwerden durch den
Verbraucherschutzverein in Berlin verfol-
gen zu lassen. Alle iibrigen MaBnahmen gegen
Werbung, durch die er seine Gesundheit oder
Sicherheit gefdhrdet sieht oder die ihn etwa in
seiner Menschenwiirde verletzt, muB er selbst
vor Gericht durchfechten. Die Rechtssituation
ist in diesem Zusammenhang fiir das Verbrau-
cherindiviuum hochst unbefriedigend.

Die Schweden und die Norweger helfen sich
mit ihrem ,Ombudsman”. Auch wir miiBten
natiirlich tberlegen, ob sich langfristig eine
Verbesserung erzielen 1aBt. Klagen dahnlich
derjenigen gegen das Magazin ,Stern" oder
Boykottaufrufe, deren Berechtigung dann al-
lerdings auch juristisch iiberpriift werden miif-
te, kénnten gewiB einiges dazu beitragen, die
Defizite in der Rechtssprechung und in der
rechtlichen Grundlage aufzudecken.
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Dabei sei eines zum SchluB noch einmal klar
herausgestellt: Es kann nicht darum gehen,
die Benachteiligung von Frauen in der Ge-
sellschaft, die unbestritten ist, allein dadurch
iberwinden zu wollen, daB man die Geschlech-
terdiskriminierung in der Werbung abschafft.
Die Werbung ist hinsichtlich der Benachteili-
gung von Frauen in der Gesellschaft nur einer
unter vielen Punkten. Ohne Frage aber
ist sie ein Kernpunkt — wegen ihrer weiten
Verbreitung, ihrer eindringlichen Wirkung
(besonders in den elektronischen Medien) und
ihrer besonders restaurativen Tendenz. Wenn
also der Gesetzgeber an vielen anderen Punk-
ten, wenn die Bildungsinhalte der Schulen
und wenn die Arbeitsverwaltung oder die
Arbeitgeberverbdnde in die Pflicht genommen
werden, um die Benachteiligung von Frauen
in unserer Gesellschaft abzubauen, dann darf
die Werbung nicht ausgespart bleiben. Sollte
die Werbewirtschaft sich zu freiwilligen Ver-
einbarungen in absehbarer Zeit nicht bereit-
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finden, so darf sie sich nicht wundern, wenn
ein weiteres Mal der Gesetzgeber tdatig wird,
um einen Anspruch der Verfassung einzuldsen
und dafiir zu sorgen, daB die Artikel 1, 5 Ab-
satz 2 und Artikel 3 unseres Grundgesetzes
auch von der Werbewirtschaft zum MabBstab
ihres Handelns genommen werden miissen.
Die Diskriminierung von Frauen in der Gesell-
schaft ist kein Naturgesetz, Menschenwiirde
und Gleichbehandlung von Frauen rangieren .
vor den konsumférdernden Einfédllen der Her-
ren Werber.

Benutzte Literatur:

1) die Zeitschriften ,Stern”, ,Brigitte”, ,Spiegel”,
.Test",

2) Die Fachzeitschriften ,Werben und Verkaufen"”,
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minierung”? zu Utterstroms Beitrag.
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Rolf Seeland

Gleichberechtigung am Arbeitsplatz

Unter dem Stichwort ,Antidiskriminierungs-
gesetz" ist die Frage nach dem besten Mittel
zur Durchsetzung der tatsachlichen Gleichbe-
rechtigung von Midnnern und Frauen am Ar-
beitsplatz in jiingster Zeit wiederholt gestellt
worden.

Es heiBt im Grundgesetz: ,Ménner und Frau-
en sind gleichberechtigt." Im Arbeitsleben
sind die Frauen jedoch nach wie vor erheb-
lich benachteiligt: Sie sind {iberwiegend in
die unteren Lohngruppen eingestuft; je an-
spruchsvoller die Positionen, desto geringer
der Anteil der Frauen; die Gefahr der Ar-
beitslosigkeit ist fiir sie grofer als fir Mén-
ner; liberdies verzichten Frauen haufig dar-
auf, ihre Rechte dem Arbeitgeber gegeniiber
wahrzunehmen; sie beflrchten, daB ein
Kampf um ihr Recht aussichtslos ist, daB sie
ihre Lage nur noch weiter verschlechtern
kénnen; vor allem fiirchten sie den Verlust
des Arbeitsplatzes 1),

Bei der Gleichberechtigung der Frauen am
Arbeitsplatz geht es also um zwei Bereiche:
den rechtlichen und den tatsédchlichen.

Im rechtlichen Bereich handelt es sich um
die Frage, ob ein Gleichberechtigungsgesetz
iberhaupt nétig ist, weil eventuell bereits
nach bestehender Rechtslage die Frauen mit
den Médnnern gleichgestellt sind.

Im tatsdchlichen Bereich geht es — iber die
grundsétzliche Rechtslage hinaus — darum,
ob die Durchsetzung der auch den Frauen zu-
stehenden Rechte besondere Zwangsmittel er-
fordert.

Beide Bereiche sind Gegenstand einer Richtli-
nie des Rates der Européaischen Gemeinschaf-
ten. Sie verpflichtet die Mitgliedsstaaten, in
dieser Angelegenheit gesetzgeberisch titig zu
werden. Der Bundesminister fir Arbeit und
Sozialordnung hat daraufhin den Entwurf ei-
les Gesetzes vorgelegt; darin wird vom
Grundsatz der Gleichbehandlung von Man-
lern und Frauen am Arbeitsplatz ausge-

——

Y Vgl. Annemarie Renger, Gleiche Chancen fiir
Frauen?, Heidelberg 1977.
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Einleitung

gangen, um die Gleichbehandlung auch in der
Praxis durchzusetzen.

In der Auseinandersetzung iiber die Durch-
setzung der Gleichberechtigung am Arbeits-
platz orientiert man sich hdufig an MabBnah-
men, die in dhnlich gelagerten Fillen in an-
deren Landern, vor allem in den USA, ergrif-
fen werden. Deshalb soll auch die Situation
in den USA kurz angeschnitten werden.

Es wird gelegentlich behauptet, ein Antidis-
kriminierungsgesetz, das die rechtliche

INHALT
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I. Von Weimar nach Bonn

II. Der Gleichberechtigungssatz
Stellung im Rechtssystem
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Inhalt und Auswirkungen

IV. Gleichberechtigung am Arbeitsplatz
morgen
Ausgangspunkt: EG
Benachteiligungsverbot
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Gleichstellung von Mann und Frau im Ar-
beitsleben behandelt, sei in der Bundesrepu-
blik iiberfliissig, weil es an der geltenden
Rechtslage zugunsten der Frau nichts dndern
konne. Der Artikel 3 des Grundgesetzes stelle
die Gleichberechtigung zwischen Mann und
Frau bereits her. Wenn ein an sich wiin-
schenswertes zahlenmédBiges Verhdltnis zwi-
schen Frauen und Mainnern in den einzelnen
Arbeitsbereichen nicht wvorhanden sei, so
handele es sich hier nicht um ein rechtliches,
sondern um ein politisches Problem. Gesell-
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schaftliche Krifte seien aufgefordert, sich
verstarkt fiir die Frauen einzusetzen. Rechtli-
che Diskriminierungen seien gar nicht mehr
vorhanden, so daB ein weiteres Gesetz auch

I. Von Weimar nach Bonn

Bereits in der Verfassung der Weimarer Re-
publik war in deren Grundrechtsteil ein
Gleichheitssatz aufgenommen. Er bezog sich
auf die Gleichheit aller Deutschen vor dem
Gesetz.

Bis zum Ende der Weimarer Republik be-
stand aber Streit dariiber, ob der Gleichheits-
satz nur im Hinblick auf die Verwaltung und
die Rechtsprechung gelte oder ob sich auch
der Gesetzgeber daran zu halten habe. Es
ging um die Frage, ob es den Gerichten ge-
stattet sei, die vom Reichstag erlassenen Ge-
setze daraufhin zu {iberpriifen, ob ihr Inhalt
gegen die Verfassung verstoBe. Denn das
Parlament sei Reprédsentant des souverdnen
Volkswillens und ihm komme daher eine gré-
Bere Bedeutung zu als im konkreten Falle der
Rechtsprechung ¥). Hinzu kommt, daB die
Verfassungssdtze von Weimar von durchaus
unterschiedlicher rechtlicher Qualitit waren,
So unterschied man zwischen Grundrechts-
sdtzen, die blofie Programme oder unerzwing-
bare Zielsetzungen fiir den Gesetzgeber auf-
stellten, und anderen Grundrechtssédtzen, die
unmittelbar anwendbares Recht waren.

Den Streit um die Auslegung der Grund-
rechtssdtze und der damit verbundenen Un-
sicherheit gibt es in dieser Form in der Bun-
desrepublik nicht mehr.

Denn nach Art. 1 Abs. 3 GG werden alle
nachfolgenden Grundrechte, also auch der
Gleichheitssatz, der Gleichberechtigungssatz
und das Benachteiligungsverbot des Art, 3
GG, zu unmittelbar geltenden Rechtsnormen
erkldart ¥). Sie sind also nicht ausschlieBlich
Programmsitze, politische Begriffe oder Leer-
formeln, sondern echte Rechtsnormen, die fiir
die Losung konkreter Streitigkeiten verwend-

!) Vgl. Schmidt-Bleibtreu-Klein, Kommentar zum
Grundgesetz fiir die Bundesrepublik Deutschland,
Stuttgart 1977, Art. 3, Ziff. 7.

% Vgl. v. Mangoldt-Klein, Das Bonner Grundge-
setz, Berlin 1966, Bd. I, Art. 3 Rdnr, 3; Ingo v.
Miinch, Grundgesetz-Kommentar, Bd. 1, Miinchen
1975, Art, 3, Rdnr. 72.

4) BVerfGE 3/225.
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nicht in der Lage sein konne, diese aufzuhe-
ben.

Ob das tatsdchlich der Fall ist, soll hier un-
tersucht werden.

bar sind %), Dies aber ist zumindest ein An-
haltspunkt dafiir, daB ein neues Gleichstel-
lungsgesetz tatsdchlich nur wiederholenden
Charakter haben kénnte und damit dann wohl
iberfliissig wére.

Art. 3 Abs. 1 des Grundgesetzes (GG) besagt,
daB alle Menschen vor dem Gesetz gleich
sind.

Spezialfdlle des Gleichheitssatzes sind in den
Absdtzen 2 und 3 geregelt. Besondere Bedeu-
tung kommt ihrer Anwendung auf das recht-
liche Verhiltnis von Mann und Frau zu.

Nach Art.3 Abs.2 GG sind Maiénner und
Frauen  gleichberechtigt (Gleichberechti-
gungssatz), Nach Art.3 Abs.3 GG darf nie-
mand wegen seines Geschlechts ... benach-
teiligt oder bevorzugt werden (Benachteili-
gungsverbot).

Offen bleibt die Frage, welche Uberlegungen
den Grundgesetzgeber veranlaBt haben kénn-
ten, die in Absatz 2 und 3 enthaltenen Spe-
zialvorschriften zum allgemeinen Gleichheits-
satz Uberhaupt in das Grundgesetz aufzuneh-
men. Wenn der Gleichberechtigungssatz und
das Benachteiligungsverbot ohnehin im allge-
meinen Gleichheitssatz enthalten sind, dann
— iibertragt man einmal die Gedanken zur
Notwendigkeit eines neuen Gleichstellungs-
gesetzes — wairen eigentlich auch sie tber
fliissig.

Nun wdre es sicherlich verfehlt, wenn man
gerade im Zusammenhang mit der Verfassung
allein formaljuristisch argumentieren wiirde.
Die Verfassung ist eine politische Grundent-
scheidung. Politische Zielsetzungen waren
die entscheidenden Gesichtspunkte der Viter
des Grundgesetzes. Sie wollten kein kurzlebi-
ges Gesetz zur Regelung akuter Probleme
schaffen, sondern die Basis fiir eine langfri-
stige politische Entwicklung auf der Grundla-
ge demokratischer Prinzipien schaffen; daz
gehort auch die rechtliche Gleichstellung von
Mann und Frau.

% BVerfGE 3/243.



Mit dem Gleichberechtigungssatz fiir das
Verhdltnis von Maiénnern und Frauen sollte
nicht nur in der Arbeitswelt, sondern auch in
der Familie und im gesellschaftlichen Leben
ein SchluBpunkt unter eine geschichtliche
Entwicklung gesetzt werden, die von jahr-
hundertelangen Diskriminierungen der Frau,
aber auch von ihrem Kampf um rechtliche
und tatsdchliche Gleichstellung mit dem
Mann zeugt®). Vor der Verabschiedung des
Grundgesetzes gab es zahlreiche Rechtsvor-
schriften, die die Mdnner anders behandelten
als,die Frauen. In der Regel waren es Vor-
schriften, die der Frau eine eindeutig
schlechtere Rechtsposition gaben als dem
Mann,

Die Aufnahme des Gleichberechtigungssatzes
in das Grundgesetz hédtte an sich am Tage
seines Inkrafttretens alle die Frau diskrimi-
nierenden Rechtsvorschriften ungiiltig wer-
den lassen miissen, weil sie gegen die Ver-
fassung verstieBen. Bei der nahezu uniiber-
sehbaren Zahl derartiger Vorschriften hitte
das jedoch zu einer heillosen Verwirrung und
damit zu einer ganz erheblichen Rechtsun-
sicherheit gefiihrt?), Um dies zu vermei-
den, gewdhrte der Grundgesetzgeber dem Bun-
destag eine Ubergangszeit bis zum 31, Maérz
1953; in dieser Zeit sollte dem Gleich-
berechtigungssatz entgegenstehendes Recht

+ in verfassungsmaBiger Form abgedndert wer-
den,

Offensichtlich war diese Frist — rd. vier Jah-
re — zu kurz angesetzt. Auf dem wichtigen
Gebiet des Ehe- und Familienrechts kam der
Gesetzgeber seinem Auftrag erst mit dem
Gleichberechtigungsgesetz vom 18. Juni 1957 —
wenn auch nur in durchaus unvollstindiger
Form ®) — nach ?). Hieran zeigt sich, daB die
Materie schwierig ist. Die Schwierigkeit ist
aber wohl weniger im juristischen als im so-
ziologischen und im psychologischen Bereich
21 sehen,

Jahrhundertelang war der GroBteil der Bevél-
kerung davon iiberzeugt, daB Rechtsvor-
schriften, die die Frau benachteiligten, in
tine harmonisch gefiigte Ordnung hineinpaB-
ttn und dem Wesen der Frauen entspra-
fi——

:}Vg]. v. Mangoldt-Klein, a. a, O., Art. 3, Rdnr. 5.

| Bonner Kommentar zum Grundgesetz, Hamburg
1978, Art. 3, 2, b,

| Der Stichentscheid des Vaters wurde vom Ge-
Selgeber bis zu der entgegenstehenden Entschei-
fung des Bundesverfassungsgerichts noch fiir ver-
lassungskonform gehalten.

‘ " BGBL. 1957 1, S, 609.

\‘ i

chen. Solche Einstellungen konnten nicht mit
einem Schlage durch ein Gesetz beseitigt
werden. Es ist nicht von der Hand zu weisen,
daB von den Parlamentariern der jungen Bun-
desrepublik die Frau diskriminierende Vor-
schriften als solche gar nicht erkannt oder
aus Grinden der Praktikabilitit einfach fir
notwendig befunden wurden.

Kurz, es zeigt sich, daf das Grundgesetz von
Anfang an auch eine besondere erzieherische
Funktion hatte, mit dessen Hilfe die Vorstel-
lungen wvon der Gleichberechtigung wvon
Mann und Frau in eine zeitgemdBie Form ge-
lenkt werden sollten. Nicht zuletzt hieraus ist
zu erkldren, daB der Grundgesetzgeber mein-
te, den allgemeinen Gleichheitssatz durch
den Gleichberechtigungssatz und das Benach-
teiligungsverbot erldutern zu miissen.

Mit der Hervorhebung dieser beiden Ausfor-
mungen ist die zugrunde liegende Materie
natirlich nicht in ihren Einzelheiten geregelt;
eine Vielzahl von Fragen ist offengeblieben,
die entweder im Laufe der Zeit beantwortet
wurden oder auch heute noch auf eine Rege-
lung durch den Gesetzgeber warten. So kann
dieser u. a. dazu beitragen, das Problem der
Gleichberechtigung von Mann und Frau einer
breiten Uffentlichkeit durch prazise Rechts-
vorschriften bewuBtzumachen und damit
zur Rechtssicherheit beizutragen. Dariiber
hinaus kann er an der Durchsetzung der tat-
sachlichen Gleichberechtigung der Frau mit-
wirken.

Dies scheint auch deshalb von besonderer
Bedeutung zu sein, weil sich gerade das Prin-
zip der Gleichheit in der Entwicklung befin-
det und dabei in seiner Bedeutung zugenom-
men hat. Bezog es sich urspriinglich allein
auf die Gleichheit vor dem Gesetz, so gilt es
heute auch fiir die politische Mitbestimmung,
wie sie sich im Wahlrecht zu den politischen
Korperschaften darstellt oder als sozialstaat-
liche Gleichheit im Sinne einer Gerechtigkeit
fir alle.

Natiirlich muB dieser Sachverhalt von den
politischen Entscheidungsgremien erst einmal
erkannt werden. Ist dies aber der Fall, dann
mufl — und dies ist der entscheidende Punkt
— der politische Wille nicht nur dieser Gre-
mien, sondern auch der gesellschaftlichen
Kréfte wie etwa der der Gewerkschaften und
der der Arbeitgeberverbdande darauf gerich-
tet sein, Gleichberechtigung zu verwirkli-
chen. Man kann indessen nicht ohne weiteres
davon ausgehen, daB ein in dieser Richtung

B 32—33



zielender Wille tatsdchlich allenthalben vor-
handen ist. Anzunehmen ist vielmehr, daB ge-
rade in Zeiten einer nachlassenden Wirt-
schaftskonjunktur die starkere Teilnahme der
Frauen am Arbeitsleben den verschérften
Wettbewerb mit den dominierenden Mé&nnern
bedeutet. Im Kampf um einen Arbeitsplatz
aber ist von einem Mann kaum soviel Ein-

II. Gleichberechtigungssatz

Stellung im Rechtissystem

Wenn der Gleichberechtigungssatz ausreicht
und damit jedes Gesetz, das dazu beitragen
soll, die Gleichberechtigung der Geschlechter
im Arbeitsleben zu verwirklichen, iiberfliissig
macht, muB der Gehalt des Art. 3 Abs.2 GG
und seine Auswirkungen fiir jedermann deut-
lich werden. Art.3 Abs.2 GG ist zundchst
einmal ein Spezialfall, eine konkrete Ausfor-
mung des allgemeinen Gleichheitssatzes in
Art. 3 Abs.1 GG. Der Gleichheitssatz ist ein
umfassendes Gebot, Gleiches gleich, Unglei-
ches seiner Eigenart entsprechend verschie-
den zu behandeln und die Gesetze ohne
Ansehen der Person anzuwenden '%), Er ist
verletzt, wenn sich ein verniinftiger, sich aus
der Natur der Sache ergebender, sachlich
einleuchtender Grund fiir die gesetzliche Dif-
ferenzierung oder Ungleichbehandlung nicht
finden laBt, wenn also die Bestimmung als
willkiirlich bezeichnet werden muB.

Der Gleichberechtigungssatz nach Art. 3
Abs.2 GG sagt, daB Differenzierungen auf
Grund des Geschlechis nicht zulassig
sind 1), Der dem Gesetzgeber verbleibende
Spielraum ist wesentlich enger als der des in
Art. 3 Abs. 1 geregelten allgemeinen Willkiir-
verbots '*), ' Thm ist grundsdtzlich untersagt,
unterschiedliche Regelungen fiir Madnner und
Frauen unter Berufung auf das verschiedene
Geschlecht einzufiihren. Es wird hier trotz
der vorhandenen Ausnahmen von einem ,ab-
soluten Differenzierungsverbot” 1) gespro-
chen. Ausnahmen sind nur zuldssig, wenn sie
sich mittelbar oder unmittelbar aus der biolo-
gischen Verschiedenheit von Mann und Frau
ergeben. So spielt der Gleichberechtigungs-

19 BVerfGE 1/107.

1) BVeriGE 2/225 (240); 15/337 (343).

1} Vgl. H. Wiedemann/H. J. Willemsen, Anm,
zum Urt. des BAG v. 20. 4. 1977, AP Art. 3 GG
Nr. 111,

1) Ingo v. Miinch, a. a. O., Art, 3, Rdnr. 72,
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sicht zu erwarten, daB er einer Frau den Vor
tritt 1aBt. Aber auch bei den Interessenvertre
tungen der Arbeitnehmer ist von dem Willer
Gleichberechtigung zu praktizieren, nur we
nig festzustellen; denn iiber die ,Konzes
sions”-frau hinaus sind auch in den Vor
standsetagen der Gewerkschaften i.d. R. nu
Maénner anzutreffen.

satz im Mutterschutzrecht keine Rolle )
Andererseits wird der Gleichberechtigungs
satz auch durch andere Grundrechte einge
schrankt, wie etwa durch Art. 12 Abs.1 GC
(Beschrankung der Wehrpflicht auf Madnner
oder Art.12 Abs.4 GG (AusschluB der Frau:
en von Dienstleistungen mit der Walife)
Auch wenn hier nicht die Einfithrung de
Wehrpflicht fiir Frauen befiirwortet werden
soll, so ist doch festzuhalten, daB diese Ein-
schrankungen des Gleichberechtigungssatzes
auf Herkommen und Sitte beruhen und damit
Relikte einer traditionellen Vorstellung von
den ,frauengemdBen” Aufgaben des weibli:
chen Geschlechts sind. Zwar handelt es sich
hier nicht um eine Benachteiligung der Frau-
en, sondern eher um eine Bevorzugung, aber
schlieBlich sollen durch den Gleichberechti-
gungssatz nicht nur die Frauen, sondern auch
die Méanner geschiitzt werden.

Von wenigen Ausnahmen abgesehen, sind die
Frauen ,auf den (rechtlichen) Status der
Minner" angehoben worden ). Ob dies je
doch eine vom Verfassungsgeber nicht beab-
sichtigte ,Umschichtung der Gesellschafts
ordnung” auf die Dauer ausschlieBt, bleibt
offen. SchlieBlich ist es absurd zu meinen
man konne einerseits rd. 50 Prozent der Be
volkerung, die rechtlich benachteiligt sind,
die gleichen Rechte zuerkennen wie der an
deren Hilfte der Bevélkerung und sich auch
um die Durchsetzung dieser Rechte bemiihen,
andererseits aber davon ausgehen, daf das
soziale Verhaltnis in einem Zustand der
Gleichberechtigung das gleiche sei wie in ei-
nem Zustand.der Uber- und Unterordnung.

Ansichten der fiinfziger Jahre

Heute erscheint uns das Differenzierungs
verbot zwischen Mann und Frau als et\.‘vas
Selbstverstandliches. Aber noch bis zur Mitte

1) BVerfGE 3/225 (242), BAGE 1/51 (54).
1) BAG JZ 1954, S. 568 ff.
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der fiinfziger Jahre vertraten herausragende
Rechtslehrer Auffassungen, die heute anti-
quiert anmuten. So wurden generelle Lohn-
und Gehaltsabschlagsklauseln in Tarifvertra-
gen zu Lasten weiblicher Arbeitnehmer fir
zuldssig gehalten, weil sie auf Grund der
ypischen andersartigen sozialen Stellung der
Frau gegeniiber dem Mann* sowie auf Grund
des ,typisch geringeren wirtschaftlichen Wer-
tes der Frauenarbeit” '®) vereinbart wurden,
Niedrigere Frauenléhne seien i.d.R. auch nicht
sittenwidrig. Es komme vielmehr darauf an, ob
ein Wirtschaftszweig die Anhebung der Frau-
enlohne auf das Niveau der Mannerléhne
wirtschaftlich tragen konne. Letzten Endes
miisse man beflirchten, daB die Erhéhung der
Frauenlohne zu Lasten der Mainner erfol-
ge'’). Uberhaupt wiirde man den Frauen mit
der Lohngleichheit einen ,Bdrendienst” erwei-
sen, weil im Eventualfall dann gerade die
Frauen entlassen wiirden %),

Wirkungsbereich

Obwohl der Gleichberechtigungssatz unmit-
telbar geltendes Recht ist, muBl man doch fra-
gen, fiir wen die Rechtsnorm des Art. 3 Abs. 2
GG bindend ist. An wen richtet sie sich?

Zunichst einmal wendet sie sich an den Staat
und bindet dessen Gesetzgebungsorgane, die
Rechtsprechung und die Verwaltung. Denn
Grundrechte sind ihrer Natur nach in erster
Linie Abwehrrechte des Biirgers gegen den
Staat ). Aber auch fiir die Tarifparteien —
Arbeitgeber und Arbeitnehmer — ist Art. 3
Abs.2 GG bindend und setzt ihnen Gren-
zen*). Die Tarifautonomie ist von wvornher-
ein als grundrechtlich beschrinkte Befugnis
gegeben. So konnte das Bundesarbeitsgericht
auch Tarifvertragsbestimmungen mit der Be-
grindung aufheben, sie verstieBen gegen den
Satz von der Gleichberechtigung der Ge-
schlechter ),

") Vgl. Friedrich Klein, Rechtsgutachten iiber
verfassungsrechtliche Fragen des Urteils des BAG
v, 2. 3. 1955, betreffend die Lohngleichheit von
Mann und Frau, Diisseldorf 1955,

"} Vgl, Alfred Hueck, Die Bedeutung des Art. 3
GG fur die Lohn- und Arbeitsbedingungen der
irauen. Koln 1951,

o Vgl. Jellinek, BB 1950, S. 426.

) Vgl. Maunz-Diirig-Herzog, Grundgesetz (Kom-
gienlar], Miinchen 1978, Art, 31, Anm, 518,

) Seit BAG AP Art.3 Nr. 87 (Urt. v. 15.1. 1964);
:gl. g\r’iedemanm‘wulemsen. 4 a. O, a. A. Klein
2,0,

¥ BAG AP Art. 3 Nr, 87, 111.

4

Dagegen ist die Lehre von der unmittelbaren
Geltung der Grundrechte unter Privaten, also
etwa zwischen dem einzelnen Arbeitgeber
und dem einzelnen Arbeitnehmer, insbeson-
dere bei der Begriindung eines Arbeitsver-
héltnisses, durchaus umstritten, Die sogq.
Drittwirkung der Grundrechte wird vom Bun-
desarbeitsgericht — allerdings ohne abschlie-
Bende Stellungnahme **) — fiir die Beziehun-
gen zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer
unter praktischen Gesichtspunkten, aber ohne
einheitliche theoretische Fundierung, weitge-
hend vertreten ®), Sie findet beim Bundes-
verfassungsgericht nur vorsichtige Anwen-
dung *) und wird in der theoretischen Aus-
einandersetzung angegriffen, z.T. uneinge-
schrinkt abgelehnt®). Die unmittelbare
Drittwirkung des Art. 3 GG wird vor allem
deshalb angezweifelt, weil damit die Privat-
autonomie, das allgemein giiltige Prinzip der
Vertragsfreiheit, zerstort werde. Daher miisse
das Grundrecht der Freiheit das Grundrecht
der Gleichheit einschréanken. Die Bemiihun-
gen des Bundesarbeitsgerichts, durch unmit-
telbare Anwendung des Art.3 GG Unbillig-
keiten im Arbeitsleben auszugleichen, wer-
den schlicht als ,verkorkst" 2%) bezeichnet,

In der Tat hat das Bundesarbeitsgericht
Schwierigkeiten, wenn es einerseits Art. 3
GG direkt anwendet, auf der anderen Seite
aber auch die Privatautonomie als verbiirgtes
Grundrecht anerkennen muB.

Konkurrenz von Freiheit und Gleichheit

Es ist, folgt man dieser etwas zwiespiltigen
Haltung des Bundesarbeitsgerichts, 6ffenkun-
dig, daB beide Grundrechtsprinzipen —
Gleichheit und Freiheit — miteinander in ei-
nem Konkurrenzverhiltnis stehen. Wem soll
Schutz gewdhrt werden: dem, der sich auf
das Grundrecht der Freiheit, oder dem, der
sich auf das Grundrecht der Gleichheit be-
ruft? Diese Situation ruft ein Gefiihl der Un-
sicherheit hervor — ein Gefiihl der Rechtsun-
sicherheit!

Natiirlich soll die Freiheit der Vertragsge-
staltung soweit wie maoglich erhalten bleiben,

2) BAG AP § 134 BGB Nr. 2 (Urt. v, 28, 2, 1972).
) BAG AP §1 KSchG Nr.26; BAG NJW 1973,
S. L

) BVerfGE 7/207. ) .
%) Vgl. Ingo v. Miinch, a.a. 0., Art. 3, Anm. 68;
Maunz-Diirig-Herzog, a. a. O., Art. 3, Anm, 505.

) Vgl. Maunz-Dirig-Herzog, a.a.O. Art. 3,
Anm. 508,
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Andererseits kann dieses Prinzip dem wirt-
schaftlich Maichtigen dem  wirtschaftlich
Schwachen gegeniiber eine derart beherr-
schende Stellung einrdumen, daB aus prakti-
schen und ethischen Notwendigkeiten heraus
wenigstens mittelbar der Rechtsgedanke des
Art. 3 GG auf das einzelne Arbeitsverhdltnis
wirken mubB.

Dies ist eine Situation, die nicht erst seit
heute fiir das Arbeitsrecht gesetzliche Rege-
lungen erforderlich macht. Der Gesetzgeber
aber hat es der Rechtsprechung, insbesondere

III. Gleichbehandlungsgrundsatz

Rechtsgrundlagen

Der Gleichbehandlungsgrundsatz gehort zu

den bedeutendsten Prinzipien des Arbeits-

rechts. Er wurde schon vom Reichsarbeitsge-
richt entwickelt, und zwar im Zusammenhang
mit der Gewidhrung sozialer Leistungen *7).
Nach dem Kriege wurde er von den Arbeits-
gerichten iibernommen und insbesondere vom
Bundesarbeitsgericht ausgebaut *). Heute ist
der Gleichbehandlungsgrundsatz zwar allsei-
tig anerkannt, es gibt jedoch keine allgemein
anerkannte Rechtsgrundlage, auf die er sich
stiitzen konnte.

Das Reichsarbeitsgericht hat ihn aus der
«konkreten Ordnung des Betriebes" *') her-
geleitet, Das Bundesarbeitsgericht meint u. a.,
der allgemeine Grundsatz von Treu und Glau-
ben rechtfertigte ihn ). Es hat aber auch, in
Ubereinstimmung mit einem groBen Teil der
Rechtslehre, die Fiirsorgepflicht des Arbeitge-
bers als Basis des Gleichbehandlungsgrund-
satzes angesehen ). Andererseits soll er ein
AusfluB der Grundsatznorm des Art.3 Abs. 2
und 3 GG sein *) und hierdurch seine inhalt-
liche Prdagung erhalten®). Auch Billigkeits-
erwdgungen ) oder sonstige allgemeine

#) Seit RAG ARS 33/172ff. (Urt. v. 19. 1. 1938)
und dann fortlaufend.

*) U.a. BAG AP Art.3 Nr.78 (Urt. v. 21.12
1961).

) RAG ARS 33/172 (177).

) BAG AP § 242 BGH Nr. 15, 36.

3 BAG AP §242 BGB Nr.3; Staudinger-Nipper-
dey-Mohnen, a. a. 0., § 617 Vorbem. 13.

*) Vgl. Gerd Federlin, Art. 3 GG und der Grund-
satz der gleichmdBigen Behandlung im Arbeits-
recht, Frankfurt 1965, S. 4.

3) BAG AP § 242 BGB Nr. 39 (Urt. v. 11. 9. 1974).
) BAGAP§611 BGBNIL 1, 2.
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dem Bundesarbeitsgericht, liberlassen, allge-
meine Rechtsgrundlagen im einzelnen fortzu.
entwickeln, Mit anderen Worten: Die Recht.
sprechung hat teilweise die Funktion des Ge-
setzgebers iibernommen, nicht etwa, weil sie
sich danach gedrédngt hitte, sondern weil ihr
der Gesetzgeber keine ausreichenden gesetz-
lichen Grundlagen an die Hand gegeben hat,
So muBte das Bundesarbeitsgericht auf der
Grundlage einzelner Fille versuchen, «allge-
mein giiltige Prinzipien zu entwickeln. Eines
dieser Prinzipien ist der Gleichbehandlungs-
grundsatz.

Rechtsgedanken ¥) werden zur juristischen
Fundierung herangezogen.

Die moglichen Rechtsgrundlagen des Gleich
behandlungsgrundsatzes sind also vielfdltig
und recht allgemein. Konkretisiert werden sie
erst im Rechtsstreit, wenn sie das Gericht zur
Urteilsfindung heranzieht. Entscheidend ist
letztlich das Gerechtigkeitsgefiihl der Richter,
Ein tragender Grundsatz des Arbeitsrechis
steht also auf rechtlich nicht ausreichend ge-
sichertem Fundament.

Damit erheben sich aber auch Zweifel daran
ob es tatsachlich sinnvoll ist, daB das Ar
beitsrecht in diesem Punkte vom Bundesar
beitsgericht, das in seinen Begriindungen va
riiert, weiterentwickelt wird. Eher erschein
es angemessen, daB der Gesetzgeber in einen
Arbeitsgesetzbuch, das bereits lange auf sic
warten laBt, oder in einem speziellen Geset
die Grundlagen des Gleichbehandlungsgrund
satzes konkretisiert.

Inhalt und Auswirkungen

Im einzelnen sagt der Gleichbehandlung!
grundsatz, daB Gleiches gleich und Ungle
ches nach seiner Eigenart zu behandel
ist%).” Er verbietet die willkiirliche, d!
sachfremde Schlechterstellung einzelner A
beitnehmer, ohne aber Begiinstigungen !
Einzelfall vollig auszuschlieBen ¥).

%) Vgl. Ginter Schaub, Arbeitsrechtshandbuc
Minchen1977, § 1121 6.

) BAG AP Art. 3 Nr. 78 (Urt. v. 21. 12, 1961).

) BGH AP § 242 BGB Nr.35; BAG AP § 242 (
Nr. 5.



Voraussetzung fiir die Anwendung des
sleichbehandlungsgrundsatzes ist eine beson-
jere Beziehung der betroffenen Arbeitnehmer
;sueinander. Dies ist bei Arbeitnehmern dessel-
hen Betriebes der Fall oder bei Arbeitneh-
mergruppen innerhalb eines Betriebes, die
nach objektiven Kriterien zusammengefaBt
werden konnen. Eine Pflicht des Arbeitge-
pers zur Gleichbehandlung besteht aber
nicht, wenn die Arbeitnehmer verschiedenen
Betrieben desselben Unternehmens angehé-
ren. Es fehlt dann an der erforderlichen
Gruppenbildung.

Der Gleichbehandlungsgrundsatz ist nur an-
wendbar, wenn Arbeitgeber und Arbeitneh-
mer in einem arbeitsvertraglichen Verhdltnis
miteinander verbunden sind. Bei der Begriin-
dung eines Arbeitsverhdltnisses gilt er je-
doch nicht. Der Arbeitgeber kann nicht ge-
wungen werden, einen bestimmten Arbeit-
nehmer einzustellen, weil er wvergleichbare
Arbeitnehmer bereits eingestellt hat. Bei
mehreren Bewerbern kann der Arbeitgeber
nach den Kriterien entscheiden, die fiir ihn
wichtig sind. Das gleiche gilt im Prinzip auch
fir die Wiedereinstellung. Ein Saisonbetrieb
etwa braucht rechtswirksam entlassene Ar-
beitnehmer nicht zu beriicksichtigen, wenn
sie sich erneut, zusammen mit bisher be-
triebsfremden Arbeitnehmern, bewerben. Der
Gleichbehandlungsgrundsatz findet auch kei-
ne Anwendung auf die Arbeitsvergiitung der
Arbeitnehmer, die nicht Mitglied in der Ge-
werkschaft sind; diese konnen nach anderen
Kriterien entlohnt werden als Gewerkschafts-
mitglieder %),

Ob auch der Verzicht des einzelnen Arbeit-
nehmers oder der einzelnen Arbeitnehmerin
auf gleiche Behandlung, insbesondere im
Hinblick auf die Héhe des Lohns, wirksam
vereinbart werden kann, ist umstritten.

Nach der vor allem vom Bundesarbeitsge-
riht vertretenen Ansicht ist der Grundsatz
Ger Lohngleichheit i.d.R. unabdingbar. Ein
einzelvertraglicher Verzicht darauf ist dann
unwirksam,

Nach vorherrschender Ansicht aber kann ein
Verzicht des einzelnen Arbeitnehmers auf
dleiche Behandlung im Arbeitsvertrag rechts-
Witksam vereinbart werden. In diesem Falle
kann der Arbeitgeber, vorausgesetzt, daB ta-
lfvertragliche Bestimmungen nicht verletzt
—

*) Von dem Recht der unterschiedlichen Entloh-

Ming wird in der Praxis allerdings kein Gebrauch
Semacht,

L

werden, einen Arbeitnehmer fiir die gleiche
Arbeit geringer entlohnen als andere, die be-
reits bei ihm beschéftigt sind: Der Grundsatz
der Vertragsfreiheit hat den Vorrang vor
dem Grundsatz der Gleichbehandlung %),

Ungiiltig ist der Verzicht auf gleichmdBige
Behandlung nur. dann, wenn er durch unzu-
lassigen Druck herbeigefithrt wurde. Der
Gleichbehandlungsgrundsatz ist auch ver-
letzt, wenn bei bereits bestehenden Arbeits-
verhéltnissen Frauen und Maénner bei glei-
cher Arbeit nach sachfremden Kriterien in
unterschiedliche Lohngruppen eingegliedert
werden. Das gleiche gilt bei der Gewéhrung
von Lohnzulagen ), Die Gleichbehandlung
von Maénnern und Frauen darf allerdings
nicht zur ,Gleichmacherei” fithren. Sachliche
Unterscheidungen nach physischen und psy-
chischen Eigenheiten der Geschlechter sind
mdoglich, woraus sich, wie das Bundesarbeits-
gericht sagt, das Frauenarbeitsschutzrecht
rechtfertige #1).

Bereits diese langst nicht erschépfende Dar-
stellung des Themas zeigt, daB der Gleichbe-
handlungsgrundsatz nur in sehr genereller
Form gesetzlich verankert ist. Sein Geltungs-
bereich ist umstritten. Die Rechtslage fiir die
betroffenen Arbeitnehmer ist unsicher. Die
Gerichte, vor allem das Bundesarbeitsgericht,
sind anhand der anfallenden Rechtsstreitig-
keiten bemiiht, diesen Bereich zu konkretisie-
ren. Dies geschieht naturgemdB unsystema-
tisch, dariiber hinaus ohne gefestigte Rechts-
grundlagen; hdufig genug wird vom Ergebnis
her argumentiert ).

Diese Rechtsgrundlagen zu schaffen, ist aber
Aufgabe des Gesetzgebers, Zwar besteht
auch auf anderen Gebieten der Wunsch, eine
Form der Gleichberechtigung in der Praxis zu
erreichen und zu kodifizieren, so daB in der
Tat die Sorge nicht von der Hand zu weisen
ist, daB ein neues, stark differenziertes und
kaum noch zu iberblickendes Rechtsgebiet
mit neuen Liicken auf uns zukommt. Anderer-
seits hilft es auch wenig, die Gleichberechti-
gung der Geschlechter fiir eine ,Selbstver-
standlichkeit” ¥) zu halten und die unbefrie-
digende Rechtslage in Kauf zu nehmen.

) Vgl. Biirger, Oehmann, Stiibing, Handwbrter-
buch des Arbeitsrechts, Stuttgart 1977, ,Gleich-
behandlung”, S.2; BAG AP §242 BGB Nr.30;
BAG AP §§ 22, 23 BAT Nr, 2.

) BAG AP § 242 BGB Nr. 39,

4) BAG AP Art. 3 GG Nr. 1.

) yql, Ingo v. Miinch, a. a. O., Art. 3 Rdnr. 95.

4% Ebd., Rdnr. 66,
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Die Durchsetzung der rechtlichen Gleichstel-
lung von Mann und Frau im Arbeitsleben ist
hier bisher nur am Rande erwdhnti worden.
Die Moglichkeiten des Gesetzgebers, gerade
in diesem Punkte den Frauen Hilfestellung zu
leisten, sind in der allgemeinen Diskussion
noch nicht ausgeschopft. Andererseits sind
Regelungen, die in der Bundesrepublik kaum
bekannt, geschweige denn praktiziert werden,
in anderen Léndern, vor allem in den USA,
bereits in die Tat umgesetzt worden.

So wurden dort neben einer Reihe wvon
Gleichberechtigungsgesetzen staatliche Kon-
trollorgane geschaffen, die die Verwirkli-
chung der Gesetze von Amts wegen zu iiber-
wachen haben. Sie kénnen beispielsweise aus
eigenem Recht Klage gegen einen Unterneh-
mer erheben, der den Grundsatz der Lohn-
gleichheit zu Lasten von Frauen oder Min-
nern verletzt. Die benachteiligten Arbeitneh-
mer werden nur insoweit betroffen, als ihnen
der zu Unrecht einbehaltene Lohn nachge-
zahlt wird. In dem Rechtsstreit selbst sind sie
nicht Partei. Ein benachteiligter Arbeitneh-
mer in der Bundesrepublik muB hingegen in
jedem Einzelfall selbst Klage vor dem Ar-

beitsgericht erheben. Dariiber hinaus werde
in den USA Unternehmen, bei denen ein
Unproportionalitat der Geschlechter festge
stellt wird, zu alffirmative-action-Programme
verpflichtet, Diese sollen, etwa auf dem We
tiber eine Zusatzausbildung, bewirken, da
sich die Chancen der Frauen, eine besser
Arbeitsstelle zu erhalten, steigern. Insbeson
dere sollen jedoch Frauen vermehrt in de
Lage sein, Fihrungspositionen zu iiberneh
men. Auch durch Regierungsprogramme wer
den Frauen gezielt gefordert.

Ziel dieser Aktionen ist die Herstellung eine
bestimmten zahlenmédBigen Verhdltnisses zwi
schen den Geschlechtern auf allen Ebene;
des Arbeitslebens. Zwar wird in der Rege
kein Quotensystem propagiert, allgemein
Zielvorstellungen orientieren sich aber seh
wohl daran %),

Es wird nun zu priifen sein, inwieweit das fi
die Bundesrepublik geplante Gesetz zu
Gleichbehandlung von Minnern und Frauer
am Arbeitsplatz in der Lage sein wird, di
rechtliche und tatsdchliche Situation der
Frauen im Arbeitsleben zu verbessern,

IV. Gleichberechtigung am Arbeitsplatz morgen

Ausgangspunkt: EG

Mit dem jetzt als Referentenentwurf vorlie-
genden Gesetz iiber die Gleichbehandlung
von Madnnern und Frauen am Arbeitsplatz in
der Bundesrepublik Deutschland wird beab-
sichtigt, das deutsche Arbeitsrecht an eine
Richtlinie der Europdischen Gemeinschaft an-
zupassen %),

Richtlinien sind Gesetze der EG, die fiir die
Mitgliedsstaaten wunmittelbar bindend sind.
Sie bestimmen das Ergebnis einer gewiinsch-
ten Regelung, iiberlassen aber die Malnah-
men zur Anpassung des innerstaatlichen
Rechts den nationalen Gesetzgebern.

4) Andererseits besteht in den USA im Vergléich
zur Bundesrepublik ein verfassungsrechtliches De-
fizit. Eine dem Art. 3 GG entsprechende Norm
gibt es in der Verfassung der USA noch nicht.

%) Dariiber hinaus behandelt der Gesetzentwurf
das Problem der Erhaltung von Anspriichen bei
Betriebsiibergang. Auch hierbei handelt es sich
um die Angleichung der nationalen Rechtsvor-
schriften an eine Richtlinie der EG (Amtsblatt der
EG Nr.L61 v. 5.3. 1977, S.26). Die Anpassungs-
frist lief hier am 5. Médrz 1979 aus.
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Die Richtlinie ,zur Verwirklichung des
Grundsatzes der Gleichbehandlung von Min-
nern und Frauen hinsichtlich des Zugangs
zur Beschiftigung, zur Berufsbildung und
zum beruflichen Aufstieg sowie in bezug auf
die Arbeitsbedingungen” vom 9. Februar 197
setzte als Frist fiir die Anpassung des inner-
staatlichen Rechts den 14. August 1978%)
Der diese Forderung recht spéat beriicksicht
gende Referentenentwurf konkretisiert und
erweitert den vor allem vom Bundesarbeits-
gericht entwickelten  Gleichbehandlungs
grundsatz im Arbeitsrecht in mehreren Punk-
ten und stellt ihn — wenn auch nicht unter
jedem denkbaren Aspekt — auf eine im we
sentlichen eindeutige Rechtsgrundlage.

Benachteiligungsverbot

Zunédchst einmal wird dem Arbeitgeber ver
boten, einen Arbeitnehmer oder eine Arbeit
nehmerin wegen des Geschlechts zu be
nachteiligen. Das Benachteiligungsverbot be-

46) Vgl. FuBinote 1.



zieht sich auf das gesamte Arbeitsverhiltnis.
Um sicherzustellen, daB jede Form der Dis-
kriminierung wegen des Geschlechts wvon
dem Gesetz umfaBt wird, verbietet es gene-
rell diskriminierende ,Vereinbarungen oder
MaBnahmen”. Hieraus wird deutlich, daB
nicht nur die unmittelbare oder offene Be-
nachteiligung unzuldssig ist, sondern auch
die mittelbare oder wversteckte. Das Wei-
sungsrecht des Arbeitgebers findet dort seine
Grenzen, wo es diskriminierend wirkt. Kundi-
gungen sind rechtswidrig, wenn sie nach ge-
schlechtsspezifischen Kriterien erfolgen.

Hinzu kommt ein allgemeines Mafregelungs-
verbot. Hiernach darf ein Arbeitgeber einen
Arbeitnehmer bei einer Vereinbarung oder
einer MaBnahme nicht benachteiligen, weil
der Arbeitnehmer in zuldssiger Weise seine
Rechte ausiibt. Beispielsweise darf der Ar-
beitgeber einem Arbeitnehmer nicht die
Werkswohnungen kiindigen, weil dieser an
einem legalen Streik teilgenommen hat. Das
MaBregelungsverbot ist ein besonderer Fall
des Benachteiligungsverbotes. Es wurde aber
wegen seiner erheblichen praktischen Bedeu-
tung gesondert in den Referentenentwurf auf-
genommen. Gerade Frauen sind MaBregelun-
gen besonders ausgesetzt; i.d.R, sind sie auch
viel seltener als Méanner bereit, sich dagegen
zu wehren,

Das MabBregelungsverbot ergibt sich bereits
jetzt aus dem Kiindigungsschutzgesetz, das
aber nicht fir Kleinbetriebe gilt, sowie fiir
.Beschwerden” aus § 84 Abs. 3 des Betriebs-
verfassungsgesetzes. Diese Rechtslage soll
durch das neue Gesetz verdeutlicht und zu-
gleich auf alle Arbeitnehmer ausgedehnt
werden, die von der bisherigen Regelung
noch nicht erfaffit wurden.

Besonders ist hervorzuheben, dafi das Be-
nachteiligungsverbot in Zukunft bereits bei
der Begriindung eines Arbeitsverhdltnisses
gelten soll. Es wird dem Arbeitgeber verbo-
ten, Frauen (oder Minner) deshalb nicht ein-
zustellen, weil sie Frauen (oder Minner) sind.
E_ine Benachteiligung wegen des Geschlechts
liegt nach dem Entwurf nicht vor, wenn an-
dere, sachliche Griinde eine Ungleichbehand-
lung rechtfertigen. Zwar ergibt sich dies aus
dem Verbot der Benachteiligung wegen des
Ceschlechts ohnehin. Dennoch haben die
Verfasser des Entwurfs gemeint, einen ent-

Sprechenden Satz in das Gesetz aufnehmen
Zu miissen,

Im Grunde zeigt dies nur die erhebliche Un-
sicherheit, mit dem das Thema Gleichbehand-

51

lung noch behaftet ist. Ein eigentlich iber-
flissiger Satz soll Gesetz werden, weil er zur
Erlduterung der Materie, zur Abgrenzung der
Fallgruppen, notwendig erscheint.

Umgekehrte Beweislast

Bemerkenswert ist die Verteilung der Beweis-
last in dem Entwurf. Im Regelfall mub in ei-
nem Rechtsstreit derjenige, der Tatsachen be-
hauptet, diese auch beweisen. Fiihlte sich im
konkreten Falle eine Arbeitnehmerin auf
Grund ihres Geschlechts benachteiligt, muBte
sie auch beweisen, daB der Arbeitgeber ent-
sprechend vorgegangen ist. Beweisschwierig-
keiten wiren sicher nicht selten, wenn nicht
iiberhaupt die Regel. Hier schafft der Gesetz-
entwurf Abhilfe. Er kehrt die Beweislast um.
Weist die Arbeitnehmerin in einem Rechts-
streit eine Ungleichbehandlung nach und macht
sie geltend, daB diese allein wegen des Ge-
schlechts erfolgt ist, muB der Arbeitgeber die
sachlichen Griinde darlegen, die ihn zu der an-
gegriffenen Entscheidung veranlaBt haben. Die-
se — umgekehrte — Beweislastregelung gilt
fiir alle arbeitsrechtlichen Streitfdlle, in de-
nen es um . eine Benachteiligung wegen des
Geschlechts geht.

Schadensersatzanspruch

Ein Verbot ist letzten Endes nur wirksam,
wenn seine Ubertretung geahndet wird.

Wenn eine Benachteiligung wegen des Ge-
schlechts wihrend eines bereits bestehenden
Arbeitsverhdltnisses erfolgt, dann ist der Ar-
beitgeber verpflichtet, den gegebenenfalls zu-
riickbehaltenen Lohnanteil nachzuzahlen.

Liegt aber ein VerstoB gegen das Benachteili-
gungsverbot bei der Vergabe einer Arbeits-
stelle vor, dann hat das zundchst einmal
nicht zur Folge, daB die benachteiligte Ar-
beitnehmerin einen Anspruch auf AbschluB
eines Arbeitsvertrages hétte. Der Arbeitgeber
kann nicht gezwungen werden, sie einzustel-
len. Andererseits wird der Arbeitsvertrag des
Arbeitnehmers, der eingestellt worden ist,
nicht deshalb unwirksam, weil dieser als Fol-
ge der Diskriminierung der Arbeitnehmerin
zustandegekommen ist.

Der Gesetzentwurf sieht bei einem VerstoB
gegen das Benachteiligungsverbot bei der Ar-
beitsplatzvergabe die Leistung eines Scha-
densersatzes vor. Dieser steht der Arbeitneh-
merin (oder dem Arbeitnehmer) dann zu,
wenn sie (er) sich um eine Arbeitsstelle be-
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worben hat und ein Arbeitsvertrag allein
wegen der Geschlechtszugehérigkeit des Be-
werbers nicht geschlossen wurde.

In der Regel gibt es jedoch eine ganze Reihe
von Griinden, die fir oder gegen die Einstel-
lung eines Arbeitnehmers sprechen kénnen.
Wenn ein Arbeitgeber aber eine Bewerberin
allein wegen ihres Geschlechts nicht einge-
stellt hat, wird es ihm dennoch nicht schwer-
fallen, andere, ,sachliche” Griinde vorzuschie-
ben, die zum Abschlufl eines Arbeitsvertrages
mit einem méannlichen Bewerber gefiihrt haben.
Diese Griinde kénnen durchaus plausibel klin-
gen; die Bewertung von Kriterien wie ,per-
sonliche Ausstrahlung, Auftreten, Flexibilitdt”,
um nur einige zu nennen, ist objektiv nicht
nachpriifbar. Allerdings muB der Arbeitgeber
es kiinftig unterlassen, 6ffentlich zu erkléren,
das Geschlecht des Bewerbers habe seine Ent-
scheidung beeinflufit.

Gelingt es dem Arbeitgeber nicht, deutlich zu
machen, daB geschlechtsspezifische Vorstellun-
gen bei seiner Entscheidung keine Rolle ge-
spielt haben, kann man von einer bewiesenen
Ungleichbehandlung wegen des Geschlechts
ausgehen. Die benachteiligte Arbeitnehmerin
besitzt dann einen Schadenersatzanspruch
unter der Voraussetzung, daBl sie einen Scha-
den nachweisen kann. Dieser muBi dadurch
entstanden sein, daB sie darauf vertraut hat,
ihre Bewerbung werde nicht an geschlecht-
licher Diskriminierung scheitern.

Es geht dabei nur um den Ersatz des sog. Ver-
trauensschadens (insbesondere verauslagte
Unkosten, wie etwa Reisekosten zur Vorstel-
lung), nicht aber um den weitergehenden An-
spruch, der sich auf den mdéglicherweise ent-
gangenen Gewinn oder direkt auf den Ab-
schluB eines Arbeitsvertrages erstreckt. Ein
Schadensersatzanspruch besteht nur dann,
wenn es ohne diskriminierende Handlung tat-
sdchlich zu einer Einstellung gekommen ware.
Bei mehreren Bewerbern kann deshalb héch-
stens eine einzige abgewiesene Arbeitneh-
merin einen Schadensersatzanspruch haben.

Gleicher Lohn fiir gleiche Arbeit

Ein weiterer Punkt des Referentenentwurfs
erfaBt die Festschreibung des bereits vom
Bundesarbeitsgericht entwickelten Grundsat-
zes von der Gleichheit des Lohns fiir Ménner
und Frauen fiir gleiche oder gleichwertige
Arbeit. Ausdriicklich wird hinzugefiigt, daB

47) Verdffentlicht im Amtsblatt der EG Nr. L 39 v,
14, Februar 1976, S. 40.
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die wegen des Geschlechts des Arbeitneh
mers eingefithrten Schutzvorschriften (e
handelt sich hier vor allem um die Mutter
schutzvorschriften), eine geringere Vergiitun
nicht rechtfertigen.

Die Bestimmungen tber die Gleichbehand
lung sind zwingend. Arbeitgeber und Arbeit
nehmer kénnen sie in einem Arbeitsvertrag
also nicht auBer Kraft setzen. Zulassig ist e:
aber, vom Gesetz dann abzuweichen, wenr
dies fiir den Arbeitnehmer Vorteile hat. Be
einem VerstoB gegen das Gesetz kann sicl
der Arbeitgeber weder auf die Vertragsfrei
heit berufen noch darauf, dafl der Arbeitneh.
mer der Benachteiligung nicht widersprocher
hat. Eine Benachteiligung wegen des Ge
schlechts ist in keinem Fall zuldssig. Andere
Kriterien konnen aber auch in Zukunft
durchaus fiir eine unterschiedliche Behand:
lung, insbesondere im Hinblick auf die Ver-
giitung, herangezogen werden,

Ergebnis

Der Referentenentwurf ist ein deutlicher
Schritt auf dem Wege zur Gleichbehandlung
von Mann und Frau am Arbeitsplatz.

Der von der Rechtsprechung kasuistisch ent-
wickelte Gleichbehandlungsgrundsatz im Ar-
beitsrecht wird auf eine im wesentlichen ein-
deutige Rechtsgrundlage gestellt. Das Mabre-
gelungsverbot ist eine begriiBenswerte Kon-
kretisierung. Auch der Satz von der Lohn-
gleichheit von Mann und Frau fiir gleiche
oder gleichwertige Arbeit ist in der Recht-
sprechung bereits anerkannt. Die gesetzliche
Festschreibung dient aber der Rechtsklarheit
und der Rechtssicherheit, Neu ist die Beweis-
lastregelung zugunsten des Arbeitnehmers.

Samtliche Vorschriften diirfen zu Lasten der
Arbeitnehmer durch Vertrag nicht abgean-
dert werden und stellen infolgedessen eine
Einschrankung der Vertragsfreiheit dar. Die
Ausdehnung des Gleichbehandlungsgrundsat-
zes auf die Begriindung des Arbeitsverhilt-
nisses bedeutet eine notwendige Erganzung
der Rechtsprechung. Fragwiirdig wird sie
aber, wenn man feststellen muf, daB ein Ver
stoB dagegen nur in seltenen Fallen Folgen
fiir den Arbeitgeber haben wird. Wenn dies
aber einmal doch der Fall sein sollte, werden
sie kaum schwerwiegend sein.

Das Gesetz wird die Gleichbehandlung von
Mann und Frau am Arbeitsplatz férdern, gant
sicher aber nicht ,perfektionieren” konnel

5l



Diesem Schritt in die Richtung der Gleichbe-
handlung miiBten weitere folgen. Denken
konnte man dabei etwa an erweiterte Scha-
densersatzregelungen oder auch an affirmati-
ve-action-Programme entsprechend den in
den USA praktizierten. Modellversuche, wie
sie heute bereits in einigen Fillen durchge-
fiihrt werden, konnten fliir eine Weiterent-
wicklung der gesetzlichen Vorschriften hilf-
reich sein.

Dariiber hinaus wadre zu iiberlegen, ob die
Einrichtung einer Kontrollorganisation sinn-
voll ist, die die Gleichbehandlung von Frau-
en und Médnnern am Arbeitsplatz von sich
aus iliberpriift. Sie kénnte vor allem benach-
teiligten Arbeitnehmerinnen helfen, die sich
scheuen, ihre Rechte selbst geltend zu ma-
chen, weil sie firchten, da ihnen dadurch
wusatzliche Nachteile entstehen.

Denkbar widre die Umwandlung des § 15
Abs. 2 BetrVG, nach dem die Geschlechter ent-
sprechend ihrem zahlenmédBigen Verhiltnis im
Betriebsrat vertreten sein sollen, in eine MuB-

vorschrift. Dies wiirde in einem begrenzten
Bereich die Einfilhrung eines Quotensystems
bedeuten.

Ein kombiniertes System von zeitlichen Zie-
len und Quoten erscheint sinnvoll, wenn man
tendenziell den Anteil der Frauen in bestimm-
ten, bislang ménnerdominierten Berufsgruppen
vergroBern will. In der Berufsausbildung kann
die Orientierung z. B. an dem zahlenmaBigen
Verhiltnis von Jungen und Madchen in einem
Jahrgang erfolgen.

Wenn man die Gleichberechtigung in der Pra-
xis tatsdchlich verwirklichen will, dann wird
ein wie auch immer geartetes Quotensystem
nur dann iiberfliissig sein, wenn sich der An-
teil der Frauen auch in Berufen mit Aufstiegs-
chancen und vor allem in gehobenen Positio-
nen nach und nach verstirkt. Ohne eine der-
artige Tendenz aber ist mit verstarkten For-
derungen nach Einfiihrung eines Quotensy-
stems, das schlieBlich in politischen Gremien
unter dem Stichwort ,Proporz” seit langem
ein gebrauchliches Prinzip ist, zu rechnen.
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Winiried Steffani: DreiBig Jahre Deutscher Bundestag
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 32—33/79, S. 3—18

In der dreiBigjahrigen Geschichte des Deutschen Bundestages, der am 7. September
1949 zu seiner konstituierenden Sitzung zusammentrat, kénnen drei Phasen unterschie-
den werden, die durch bestimmte Grundmerkmale ausgezeichnet sind. Es handelt sich
dabei um jeweils bestimmte Kombinationen von folgenden vier Systemen, in die der
Bundestag einbezogen ist: das rechtliche Gewaltenteilungssystem, das parlamentarische
Regierungssystem, das bundesstaatliche System und das Verfassungssystem mit dem
Bundesverfassungsgericht als dem ,Hiiter der Verfassung”. Die Stellung und Wirksam-
keit des Bundestages, insbesondere die Handlungsfédhigkeit der in ihm tdtigen und iiber
ihn EinfluB ausiibenden politischen Gruppierungen — Regierungsmehrheit und Opposi-
tion — werden entscheidend durch die je spezifischen Konstellationen dieser System-
kombinationen bestimmt. :

Jede der drei genannten Systemkombinationen — fiir die die Bezeichnungen Kanzler-
demokratie (1949—1966), Grobe Koalition (1966—1969) und kontrdre Mehrheiten (1969
bis 1979) gewéhlt wurden — bildet sowohl in verfassungsrechtlicher als auch verfas-
sungspolitischer Hinsicht zuldssige Méglichkeiten innerhalb der Rahmenbedingungen,
die das Grundgesetz vorsieht. Sie sind zugleich Ausdruck einer erheblichen Flexibilitédt
des politischen Systems der Bundesrepublik, Der Deutsche Bundestag hat sich in seiner
Entwicklung den Bedingungen der drei Phasen angepalt. Das hatte bemerkenswerte
Konsequenzen fiir die interne Organisation und die Arbeitsweise des Parlaments,
seiner Ausschiisse und Fraktionen.

Innerhalb des Deutschen Bundestages sind in bedeutsamem AusmaBe Macht und Arbeit
des Parlaments vom Plenum in die Ausschilsse verlagert worden. Die Folge war ein
erheblicher Ausbau des AusschuBdienstes und eine Erweiterung der AusschuBkompe-
tenzen, Trotz dieser Ausdifferenzierung des Bundestages in ein komplexes Ausschufl-
system haben sich die Fraktionen als fdhig erwiesen, im parlamentarischen Arbeits-
prozeB eine koordinierende Lenkungsfunktion auszuiiben. Diese Féhigkeit spiegelt sich
in der praktizierten Fraktionsdisziplin der Abgeordneten wieder. Der Bundestag kann
somit als ein Parteien- bzw. Fraktionen-Parlament charakterisiert werden.

Hermann Meyn: Der Deutsche Presserat — iiberflilssig? Mdglichkeiten und
Grenzen seines Wirkens

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 32—33/79, S. 19—31

Der Deutsche Presserat, die 1956 gegriindete Selbstkontrollinstitution der bundesdeutschen
Presse, hat sich nach Ansicht des Autors, der diesem Gremium seit 1974 angehort, bewédhrt
in der Abwehr staatlicher Eingriffsversuche in die Pressefreiheit. Der Rat ist nach Mei-
nung des Verfassers jedoch nicht zur Lésung medienpolitischer Probleme geeignet. Er
sollte sich mehr als bisher darauf konzentrieren, daB der Pressekodex von den Presse-
organen in der Bundesrepublik beachtet wird. Um die Wirksamkeit dieser Institution zu
erhdhen, wird vorgeschlagen, den Abdruck von Riigen per Gesetz zu erzwingen und den
Deutschen Presserat zu regionalisieren.



Anke Martiny: Die Diskriminierung von Frauen in der Werbung
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 32—33/79, S. 32—41

An der Werbung scheiden sich in den westlichen Industrienationen die Geister. Die einen
verteidigen sie als Grundrecht im Rahmen des Artikels 5 Grundgesetz, die anderen ver-
dammen sie als verldngerten Arm der Wirischaft, an deren Absatzstrategien sie kein
gutes Haar lassen. Werbung ist Kommunikation und Information; aber wie diese Be-
griffe ausgefiillt werden, fordert héufig scharfe Diskussionen heraus.

Von manchen Gruppen in der Gesellschaft wird die Darstellung von Frauen in der
Werbung besonders kritisch bemerkt. Sie muf} sich messen lassen an drei Grundgesetz-
artikeln: Artikel 1, Artikel 5 Abs. 2 und Artikel 3. Die die Werbung betreffenden Ge-
setze stellen eindeutige Zusammenhange zu diesen drei Grundgesetzartikeln nicht aus-
driicklich her, und auch die Rechtsprechung ist in dieser Hinsicht noch nicht sehr weit
entwickelt; um so mehr lohnt es sich, der Frage nachzugehen, ob die werbliche Dar-
stellung von Frauen den Anspriichen der Verfassung gerecht wird.

Darstellungen von Frauen in der Werbung sind nicht nur aus dem Blickwinkel der Ver-
letzung der Menschenwiirde kritisch zu sehen, sondern auch unter dem Gleichberechti-
gungsgesichtspunkt. Der Gesetzgeber ist auf vielfdltige Weise bemiiht, und mafigebende
gesellschaftliche Gruppierungen unterstiitzen ihn dabei, die Benachteiligungen wvon
Frauen und Maédchen in der Gesellschaft zu beseitigen, Zur Stabilisierung von Rollen-
bildern, die der faktischen gesellschaftlichen Gleichberechtigung von Frauen entgegen-
stehen, trdgt jedoch immer wieder die Werbung bei.

Unverdnderliche und allgemeingiiltige Kriterien dafiir festzulegen, wann in der Werbung
Geschlechterdiskriminierung waltet und wann nicht, ist schwierig. Kosmetikwerbung,
Lebensmittel- und Zigarettenwerbung, fir die bestimmte einschriankende gesetzliche
Bestimmungen formuliert wurden, zeigen auBlerdem, dab an den Randzonen gesetz-
licher Bestimmungen die unerfreulichen Werbetexte sich nur um so tippiger ausbreiten,
Deshalb wdre einer nichtgesetzlichen Regelung der Vorrang einzurdumen. Die Werbe-
wirtschaft sollte selbst — unter Beteiligung anderer Krafte der Gesellschaft — Ver-
haltensregeln entwickeln und diese auch kontrollieren, um die Diskriminierung von
Frauen in der Werbung zu verhindern. Eine aktive Mitgestallung durch jene beim
Bundesminister fiir Jugend, Familie und Gesundheil neugeschaffene Stelle, die die
Gleichstellung von Frauen in unserer Gesellschaft zum Ziel hat, ware dabei wiinschens-
wert, Im Zusammenhang mit den anzustrebenden Verhaltensregeln der Werbewirtschaft
sollte auch eine Beschwerdestelle geschaffen werden.

Roli Seeland: Gleichberechtigung am Arbeitsplatz
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 32—33/79, S. 43—53

Unter dem Stichwort ,Antidiskriminierungsgesetz* wird in der Offentlichkeit verstdrkt
die Frage nach den geeigneten Mitteln zur Durchsetzung der tatsdchlichen Gleichberech-
tigung der Frauen, vor allem im Arbeitsleben, gestellt,

Die sich hieraus ergebende Diskussion ist durch eine Richtlinie der Europdischen Ge-
meinschaften intensiviert worden. Die Richtlinie verpflichtete die Mitglieder der EG,
also auch die Bundesrepublik, bis zum 14. August 1978 durch gesetzgeberische MaBnah-
men die Gleichbehandlung von Ménnern und Frauen im Arbeitsleben zu verwirklichen,
Erst nach Ablauf dieser Frist hat das Bundesministerium fiir Arbeit und Sozialordnung
einen Referentenentwurf fiir ein entsprechendes Gesetz vorgestellt. Die EG-Kommission
hat die Bundesrepublik wegen dieser Verspétung geriigt.

Das geplante Gesetz wird den geltenden Grundsatz der Gleichbehandlung verdeutlichen
und erweitern. Die neue Regelung soll aber vor allem der tatsdchlichen Benachteiligung
der Frauen im Arbeilsleben entgegenwirken. Ob dies gelingen wird, bleibt indes zweifel-
haft, da das geplante Gesetz in wesentlichen Bereichen relativ leicht umgangen werden
kann: So sind die Sanktionen gegen einen Verstofi kaum schwerwiegend; MaBnahmen,
die den beruflichen Aufstieg der Frauen erleichtern und damit auch ein addquateres
zahlenmiBiges Verhéltnis von Ménnern und Frauen auf allen Ebenen des Arbeilslebens
herstellen kénnten, sind nicht vorgesehen.



	Dreißig Jahre Deutscher Bundestag
	I. Der Deutsche Bundestag im Schnittpunkt von vier Systemen 
	II. 108 Jahre deutscher Parlamentsgeschichte 
	III. Gewaltenteilung zwischen Bundestag und Bundesregierung 
	IV. Gewaltenteilung zwischen Regierungsmehrheit und Opposition 
	V. Bundestag und Bundesrat 
	VI. Bundestag und Bundesverfassungsgericht 
	VII. Drei signifikante Systemkombinationen 
	VIII. Kanzlerdemokratie (1949— 1966) 
	IX. Große Koalition (1966-1969) 
	X. Konträre Mehrheiten (1969 bis zur Gegenwart) 
	XL Zusammenfassung 

	Der Deutsche Presserat -überflüssig?
	Möglichkeiten und Grenzen seines Wirkens 
	I. Äußere Pressefreiheit 
	II. Die Pressekonzentration 
	III. Verstöße gegen die publizistische Moral 
	IV. Die Wirksamkeit des Presserates 
	V. Lösungsvorschläge 

	Die Diskriminierung von Frauen in der Werbung
	Geschlechterdiskriminierung und Menschenwürde 
	Geschlechterdiskriminierung und Gleichberechtigung 
	Was ist zu tun? 

	Gleichberechtigung am Arbeitsplatz
	Einleitung 
	I. Von Weimar nach Bonn 
	II. Gleichberechtigungssatz 
	III. Gleichbehandlungsgrundsatz 
	IV. Gleichberechtigung am Arbeitsplatz morgen 


